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Die Sitzung wird um 13 Uhr 33 Minuten durch (q 
den Präsidenten Dr. Ehlers eröffnet. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 

Ich eröffne die 188. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages und bitte den Herrn Schriftführer, die Na- 
men der entschuldigten Abgeordneten bekanntzu- 
geben. 

Tenhagen, Schriftführer: Es sucht für längere 
Zeit um Urlaub nach Abgeordnete Frau Strobel für 
vier Wochen ab 23. Januar 1952 wegen Krankheit. 

Entschuldigt fehlen die Abgeordneten Frau 
Niggemeyer, Frau Schroeder (Berlin), Dr. Povel', 
Neuburger, Dr. Besold, Kriedemann, Harig, Paul 
(Düsseldorf), Kohl (Stuttgart), Vesper, Reimann, 
Frau Thiele, Rische. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
ich darf zunächst feststellen, daß das Haus damit 
einverstanden ist, daß Frau Abgeordnete Strobel 
über eine Woche hinaus beurlaubt wird. — Das 
ist der Fall. 

Ich habe weiter mitzuteilen, daß der Abgeord- 
nete Bahlburg sich mit Wirkung vom 23. Januar 
1952 der Fraktion der Deutschen Partei als Gast 
angeschlossen hat. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Weiterhin habe ich mitzuteilen, daß sich der Ab- 
geordnete Clausen am gleichen Tage der Fraktion 
der Föderalistischen Union als Gast angeschlossen 
hat. 

(Hört! Hört! rechts.) 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden wie 
üblich ohne Verlesung ins Stenographische Proto- 
koll aufgenommen. (D) 

Der Herr Bundeskanzler hat mit Schreiben 
vom 22. Januar 1952 im Nachtrag zu seinem 
Schreiben vom 14. Dezember 1951 zur Frage 
der Überwachung des Post- und Fernsprech- 
verkehrs berichtet. Sein Schreiben wird als 
Drucksache Nr. 3021 vervielfältigt. 

Zur heutigen Tagesordnung habe ich auf Grund 
der Sitzung des Ältestenrats zunächst folgendes 
mitzuteilen. Es ist Einverständnis darüber erzielt 
worden — und ich bitte das Haus um Zustim- 
mung — , daß auf die Tagesordnung gesetzt werden 
die Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 
schusses für Wirtschaftspolitik über den Antrag 
der Abgeordneten Günther, Kohl (Heilbronn), Eick- 
hoff, Dr. Hamacher und Genossen betreffend 
Schaffung einer Unterabteilung Handwerk im 
Bundeswirtschaftsministerium, weiterhin die Be- 
ratung der Mündlichen Berichte des Ausschusses 
für Geschäftsordnung und Immunität betreffend 
Genehmigung zum Strafverfahren gegen den Ab- 
geordneten Volkholz einmal gemäß einem Schrei- 
ben des Rechtsanwalts Seidl, München, vom 8. No- 
vember 1951 und dann gemäß Schreiben des Bun- 
desministers der Justiz vom 17. Januar 1952. Be- 
richterstatter ist einmal Herr Abgeordneter Mül- 
ler, das andere Mal Herr Abgeordneter Ritzel. — 

Ich darf annehmen, daß das Haus mit der Erwei- 
terung der Tagesordnung einverstanden ist. 

Weiter wünscht zur Tagesordnung Herr Abge- 
ordneter Renner das Wort. Bitte! 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich beantrage, auf die heutige* Tages- 
ordnung zusätzlich den nachstehenden Antrag zu 
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(Renner) 

JA) setzen und in eine Aussprache über diesen Antrag 
einzutreten: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag spricht dem Bundeskanzler die 

Mißbilligung 

(Heiterkeit rechts) 

für die in seinem Auftrag von dem Sicher- 
heitsbeauftragten Blank am 19. Januar 1952 
im Rundfunk abgegebenen Erklärungen zum 
sogenannten Generalvertrag aus. Der Bundes- 
tag betrachtet die in der Rundfunkrede des 
Herrn Blank angekündigten Maßnahmen mili- 
tärischer Art wie insbesondere die Einführung 
eines Wehrpflichtgesetzes als verfassungs- 
widrig. 

Wir Kommunisten sind der Auffassung, daß, nach- 
dem jetzt infolge der Radiorede 

(Zurufe rechts: Interessiert uns nicht! — 
Glocke des Präsidenten) 

des Herrn „Abgeordneten“ Blank, wie er sich 
schamhaft genannt hat, 

(Abg. Ewers: Interessiert doch gar nicht!) 

der Inhalt des sogenannten Generalvertrags allge- 
mein bekannt geworden ist,, 

(Zuruf von der Mitte: Das ist doch kein 
Antrag mehr!) 

auch in Westdeutschland, außer den schwerwie- 
gendsten politischen Bedingungen, 

(Zurufe von der Mitte und rechts) 

— wir sind der Auffassung, daß, nachdem im Bun- 
destag bisher der Inhalt verschwiegen worden ist, 

CB) (Zurufe von der Mitte: Ist das „Zur Ge- 
schäftsordnung“ ? ) 

der Bundestag jetzt endlich die Verpflichtung füh- 
len muß, dem Willen des Volkes 

(Lachen in der Mitte und rechts — Zurufe) 
Rechnung zu tragen 

(Rufe: Oho!) 

und diese ungeheuerlichen Abmachungen, 
(anhaltende Zurufe) 

die der Herr Adenauer ohne Befragung des Bun- 
destages — 

(Erneute Zurufe. — Glocke des Präsidenten.) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Renner, 
Sie überschreiten die Möglichkeiten der Begrün- 
dung eines Antrags zur Tagesordnung. Wollen Sie 
freundlichst nicht die Aussprache zu Punkt 6 der 
Tagesordnung für Ihre Person vorwegnehmen! 

Renner (KPD): Ich bin also der Auffassung, daß 
der Bundestag dem Herrn Adenauer und seinen 
. gegen unser Volk gerichteten Plänen jetzt endlich 
Paroli bieten muß. Und darum stellen wir den An- 
trag, weil wir kein Hinausschieben der Aussprache 
verantworten können. 

(Beifall bei der KPD. — Lebhafte Zurufe 
von der Mitte. — Gegenrufe des Abg. Renner.) 

Präsident Dr* Ehlers: Meine Damen und Herren, 
es können Punkte auf die Tagesordnung gesetzt 
werden, wenn nicht fünf Abgeordnete widerspre- 
chen. Ich frage, ob widersprochen wird. 

(Zustimmung in der Mitte und rechts.) 


— Es wird widersprochen; es bedarf also keiner (Q 
Abstimmung über den Antrag des Abgeordneten 
Renner. 

Meine Damen und Herren, ich schlage Ihnen vor, 
die zusätzlich auf die Tagesordnung gesetzten 
Punkte: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 
schusses für Geschäftsordnung und Immuni- 
tät betreffend Genehmigung zum Strafver- 
fahren gegen den Abgeordneten Volkholz 
gemäß Schreiben des Rechtsanwalts Dr. Al- 
fred Seidl, München, vom 8. November 1951 
(Drucksache Nr. 3029) und 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 
schusses für Geschäftsordnung und Immu- 
nität (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeord- 
neten Volkholz gemäß Schreiben des Bun- 
desministers der Justiz vom 17. Januar 1952 
(Drucksache Nr. 3030), 
zuerst zu erledigen. 

Herr Abgeordneter Ritzel wünscht, an Stelle des 
Herrn Abgeordneten Müller auch den Bericht zu 
dem zweiten 'Immunitätsantrag zu erstatten. Bitte, 
Herr Abgeordneter Ritzel! 

Ritzel (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Amtsgerichtsrat 
Franz Glaser in Coburg hat in .einem Schreiben, 
das über den Präsidenten des bayerischen Land- 
tags und den bayerischen Staatsminister der Ju- 
stiz dem Herrn Bundesjustizminister zugeleitet und 
von diesem dem Bundestag übermittelt worden ist, 
Angaben gemacht, die, wenn sie zutreffen sollten, 
die Durchführung von Strafverfahren gegen den 
Abgeordneten Volkholz wegen Versammlungs- 
Sprengung — § 107 a StGB — , Betruges — § 263 
StGB — , Beleidigung — §§ 185 ff. StGB — , Be- 
drohung — § 241 StGB — und falscher Anschul- 
digung — § 164 StGB — begründen würden. 

Auf Grund des ministeriellen Ersuchens um Stel- 
lungnahme hat sich der Ausschuß für Geschäfts- 
ordnung und Immunität in eingehender Aussprache 
mit dem vorliegenden Tatbestand befaßt und be- 
schlossen, dem Bundestag die Aufhebung der Im- 
munität des Abgeordneten Volkholz zu empfehlen. 

Im einzelnen handelt es sich um folgendes. 

Erstens. Der Abgeordnete Volkholz wird bezich- 
tigt, vor der Landtagswahl in Bayern gegen die 
Zusicherung von Freibier zwanzig Parteifreunde 
angestiftet zu haben, Versammlungen in Boden- 
mais und Kötzting zu sprengen und den Abge- 
ordneten Donhauser zu verprügeln. 

(Heiterkeit.) 

Dieser Anstiftung sei in einem Fäll Folge geleistet 
worden. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Zweitens. Volkholz habe als bayerischer Land- 
tagsabgeordneter zu Unrecht Sitzungsgelder be- 
zogen. 

Drittens. Volkholz habe Bundespräsident Heuss, 
Bundeskanzler Dr. Adenauer und Bundesfinanz- 
minister Schäffer verleumdet. 

Viertens. Volkholz habe eine Aktivistengruppe 
in Neukirchen-Heiligenblut gegründet und dort 
erklärt, wenn ein Flüchtling etwas vom Lasten- 
ausgleich sage, sollten ihm die Aktivisten mit 
einem Prügel gleich den Schädel einschlagen* 
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(Ritzel) 

W Fünftens. Volkholz habe einen Forstarbeiter 
nach vorheriger mündlicher Bedrohung beschossen 
und dann entschuldigend erklärt, er habe diesen 
Forstarbeiter bloß auf die Probe stellen wollen, 
ob er feig sei. 

(Heiterkeit. — Abg.Dr.Mende: So was nennt 
man Revierförster!) 

— Ja, Abgeordneter Volkholz ist meines Wissens 
Revierförster.- 

(Erneute Heiterkeit.) 

Volkholz habe die Rechtsanwältin Lammers in 
München in einem Fall, der den Bundestag außer- 
dem beschäftigen wird — ich komme gleich ge- 
trennt darauf zurück — ■, wider besseres Wissen 
durch falsche Anschuldigung und üble Nachrede 
beleidigt. Die Anwaltskammer habe in diesem Fall 
festgestellt, daß die Anschuldigung jeder Begrün- 
dung entbehre. 

Der Ausschuß beantragt durch mich, däs Hohe 
Haus wolle die Genehmigung erteilen zur Einlei- 
tung und Durchführung eines Strafverfahrens 
gegen den Abgeordneten Volkholz aus den erwähn- 
ten Gründen. 

Der zweite Fall bezieht sich auf die Aufhebung 
der Immunität des Abgeordneten Volkholz aus fol- 
gendem Grund. Ein Rechtsanwalt, Dr. Seidl in 
München, hat namens; der Rechtsanwältin Lam- 
mers mit Schreiben vom 8. November 1951 den 
Bundestag gebeten, die Genehmigung zur Durch- 
führung des Strafverfahrens gegen den Abgeord- 
neten Volkholz wegen falscher Anschuldigung, 
übler Nachrede und Verleumdung zu erteilen. 
Strafanzeige ist bei der Staatsanwaltschaft Mün- 
Ä chen I erstattet worden. 

<B> 

Der Sachverhalt zeigt laut Akten, daß der Abge- 
ordnete Volkholz vor dem Ältestenrat des baye- 
rischen Landtags in dem gegen ihn anhängigen Un- 
tersuchungsverfahren . dem Zeugen von Loeben 
Eigennutz mit der Begründung vorgeworfen habe, 
er habe sich von der Rechtsanwältin Lammers einen 
Betrag zahlen lassen; die Rechtsanwältin habe da- 
mit ihre Pflichten verletzt. 

Wir haben die Sache seinerzeit im Ausschuß zu- 
nächst zurückgestellt, um das Ergebnis einer Un- 
tersuchung der Anwaltskammer abzuwarten. Das 
Ergebnis dieser Untersuchung liegt vor; es ist ab- 
solut negativ für den Herrn Volkholz und positiv 
für die Rechtsanwältin ausgegangen. 

Zu dieser Frage haben wir heute ebenfalls Stel- 
lung zu nehmen. Der Ausschuß beantragt auch in 
diesem Fall die Aufhebung der Immunität des Ab- 
geordneten Volkholz. Ich bitte das Hohe Haus, in 
beiden Fällen in diesem Sinne beschließen zu 
wollen. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Sie haben die Begründung des Herrn Bericht- 
erstatters gehört. Ich danke ihm. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich darf unter- 
stellen, daß das Haus bereit ist, über beide Anträge 
gleichzeitig abzustimmen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den Anträgen des Ausschusses für Ge- 
schäftsordnung und Immunität zuzustimmen wün- 
schen, eine Hand zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei einigen Ent- 
haltungen angenommen. 

(Zuruf des Abg, Dr.-Ing. Decker.) 


— Sie wollen sich enthalten? Oder wollen Sie das Ö 
Wort haben? 

(Abg. Dr.-Ing Decker: Nein, dagegen 
stimmen!) 

— Bei einigen Gegenstimmen und einigen Ent- 
haltungen, um es ganz klar festzustellen. 

Damit, meine Damen und Herren, ist dieser vor- 
gezogene Punkt der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe zunächst auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 
schusses nach Art. 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) über den Entwurf 
eines Gesetzes über die Errichtung eines 
Bundesgesundheitsamtes (Nrn. 3013, 2392,, 
2808, 2955 der Drucksachen). 

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Krahn- 
stöver. — Bitte schön! 

Frau Krahnstöver (SPD), Berichterstatterin: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Bundes- 
rat hatte den Vermittlungsausschuß angerufen, da- 
mit einige Abänderungswünsche berücksichtigt 
würden, die in der Drucksache Nr. 2955 nieder- 
gelegt sind. Es handelt sich um Abänderungs- 
wünsche betreffend den Entwurf des Gesetzes über 
die Errichtung eines Bundesgesundheitsamtes. 

Der Vermittlungsausschuß hat zu diesem Gesetz- 
entwurf in seiner Sitzung vom 17. Januar Stellung 
genommen. In drei Punkten wünschte der Bundes- 
rat eine Abänderung. Zu § 2 Buchstabe b) wünschte 
er eine Änderung in der Richtung, . daß die stati- 
stischen Erhebungen, die das Bundesgesundheits- 
amt durchführen soll, auf ein Mindestmaß be- 
schränkt bleiben. Diese Sorge des Bundesrats hat ^ 
ihre Ursache in der Befürchtung, daß durch der- 
artige statistische Abteilungen, wenn sie bei allen 
Ämtern und Behörden eingeführt würden, ein 
Übermaß an Funktionen entstände, und dieses 
Übermaß glaubte man einschränken zu müssen. 
Vom Bundesministerium des Innern wurde darauf 
aufmerksam gemacht, daß daran gedacht sei, bei 
dieser statistischen Abteilung nur sechs Kräfte zu 
beschäftigen gegenüber 20 Kräften, die das frühere 
Reichsgesundheitsamt beschäftigt hat. Ferner 
machten Vertreter des Bundestages darauf auf- 
merksam, daß der Bundestag durch sein Haushalts- 
recht die Möglichkeit habe, allzugroßen Wünschen 
auch Einhalt zu gebieten, indem er die Planstellen 
verweigerte. Es wurde dann ein Vermittlungsvor- 
schlag angenommen, der Ihnen auf der Drucksache 
Nr. 3013 vorliegt: 

In § 2 erhält Buchstabe b folgende Fassung: 
b) Erhebungen auf dem Gebiete der medizi- 
nischen Statistik für Bundeszwecke, soweit 
sie nicht von dem Statistischen Bundesamt 
vorgenommen werden. 

Dieser Beschluß des Vermittlungsausschusses wurde 
einstimmig gefaßt. 

-Der zweite Wunsch des Bundesrates bezog sich 
darauf, daß man im § 2 beim Buchstaben c die 
Funktionen der Landesopiumstellen- erhalten wis- 
sen wollte. Es bestehen in einigen Ländern der- 
artige Landesopiumstellen, die auf Anordnung der 
Besatzungsmächte nach 1945 errichtet worden sind. 
Diese Stellen haben zum Teil Aufgaben, die über 
den' Bereich einer ^Dpiumstelle hinausgehen, wie 
z. B. Überwachung des Apothekenwesens. Ihre 
rechtliche Grundlage ist keineswegs als einwand- 
frei zu bezeichnen. Für diese Aufgaben, die die 
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(Frau Krahnstöver) 

(A) Landesopiumstellen übernommen haben, muß eine 
neue gesetzliche Regelung erfolgen. Die Vorarbei- 
ten dazu sind im Gange. Nach einer eingehenden 
Debatte beschloß der Vermittlungsausschuß, den 
ursprünglichen Text der Gesetzesvorlage mit einer 
redaktionellen Änderung, nämlich in § 2 Buchstabe 
c das Schlußwort „zustehen“ durch das Wort „zu- 
standen“ zu ersetzen, wiederherzustellen. 

Der dritte Änderungswunsch wurde nicht be- 
handelt. Der Bundesrat hatte hier die Absicht, in 
die Präambel die Worte „mit Zustimmung des 
Bundesrats“ einzufügen. Der Vermittlungsausschuß 
hatte sich schon bei früheren Gelegenheiten dahin- 
gehend entschieden, daß es nicht seine Aufgabe 
sein könne, in jedem einzelnen Fall zu entschei- 
den, ob ein Gesetz nun Zustimmungsgesetz sei oder 
nicht. Hier soll eine generelle Regelung erfolgen. 
Deshalb wurde dieser dritte Vorschlag nicht be- 
handelt. 

Ich darf Sie im Namen des Vermittlungsausschus- 
ses bitten, diesem Vermittlungsvorschlag Ihre Zu- 
stimmung zu geben. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke der Frau Be- 
richterstatterin. Ich entnehme dem Bericht, daß 
nicht gewünscht wird, über beide Vorschläge ge- 
meinsam abzustimmen. Wünscht jemand, Erklä- 
rungen zu diesem Vermittlungsvorschlag abzu- 
geben? — Das ist nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren, ich komme zunächst 
- zur Abstimmung über die Ziffer 1 des Mündlichen* 
Berichts des Ausschusses gemäß Art. 77 des Grund- 
gesetzes, Drucksache Nr. 3013. Ich bitte die Damen 
und Herren, die Ziffer 1 zuzustimmen wünschen, 
die Hand zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Zif- 
fer 1 ist angenommen. 

® Ich komme zur Abstimmung über Ziffer 2. Ich 
bitte die Damen und Herren, die zuzustimmen 
wünschen, die Hand zu erheben. — Ziffer 2 ist 
ebenfalls angenommen. 

Gemäß der Geschäftsordnung des Vermittlungs- 
ausschusses komme ich zur Schlußabstimmung über 
den Einigungsvorschlag im ganzen, Drucksache Nr. 
3013. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Vermittlungsvorschlag in" seiner Gesamtheit zu- 
zustimmen wünschen, die Hand zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei 
wenigen Gegenstimmen und, wenn ich recht sehe, 
bei einer Enthaltung angenommen. Damit ist die- 
ser Punkt erledigt. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe Punkt 2 der 
Tagesordnung auf; 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 
schusses nach Art. 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) über den von den 
Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP und des 
Zentrums eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Anpassimg der Facharztordnung 
für die deutschen Ärzte an die Fortschritte 
der medizinischen Wissenschaft und Praxis 
(Nrn. 3014, 2255, 2761, 2916 der Drucksachen). 

Berichterstatter ist Justizminister Becher von 
Rheinland-Pfalz. Ich darf Sie bitten, das Wort zu 
nehmen, Herr Minister. 

Becher, Staatsminister der Justiz des Landes Rhein- 
land-Pfalz, Berichterstatter: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Ihnen in Drucksache 
Nr. 3014 vorliegende Mündliche Bericht des Ver- 
mittlungsausschusses empfiehlt Ihnen die Auf- 


hebung des Gesetzesbeschlusses. Bei dieser Emp- ü 
fehlung ist der Vermittlungsausschuß von folgen- 
den Erwägungen ausgegangen: 

Es ist nicht zu bestreiten, daß die in § 2 des Ent- 
wurfs ausgesprochene Ermächtigung für den aus 
Selbstverwaltungsorganen tfe r Ärzteschaft gebil- 
deten Ausschuß verfassungsrechtlich zu schweren 
Bedenken Anlaß gibt. Eine Facharztordnung ent- 
hält Bestimmungen materiellen Rechts, das ent- 
weder in Form einer autonomen Satzung oder auf 
dem durch das Grundgesetz vorgeschriebenen Wege 
gesetzt werden kann. Eine autonome Satzung, die 
alle Ärzte erfassen will, unabhängig davon, ob sie 
den ärztlichen Standesorganisationen angehören, 
kann aber nur von einer öffentlich-rechtlichen In- 
stitution gesetzt werden. Diese Voraussetzung ist 
nicht gegeben, da in einer Reihe von Ländern die 
ärztlichen Standesorganisationen nur in privat- 
rechtlicher Rechtsform gebildet sind. 

In zweiter Linie ging der Vermittlungsausschuß 
von folgender Erwägung aus: Eine Ermächtigung 
etwa des Bundesministers des Innern nach den 
Vorschriften des Art. 80 des Grundgesetzes hielt 
der Vermittlungsausschuß nicht für zweckmäßig. 

Es ist bekannt, daß die Ärzteschaft entscheidenden 
Wert darauf legt, die Facharztordnung als Aufgabe 
ihrer Selbstverwaltung zu regeln. Über diesen be- 
rechtigten Wunsch sollte nach Auffassung des Ver- 
mittlungsausschusses nur dann hinweggegangen 
werden, wenn das Bedürfnis nach einer schnellen 
Regelung so dringend wäre, daß die Schaffung der 
erwähnten Voraussetzungen nicht abgewartet wer- 
den könnte. Nachdem dem Vermittlungsausschuß 
mitgeteilt wurde, daß noch im Laufe dieses Jahres 
die Voraussetzungen für die Neufassung der Fäch- 
arztordnung im Rahmen einer b undeseinheit- 
liehen Zulassungsordnung für Ärzte geschaffen ™ 
würde, entschloß sich der Vermittlungsausschuß 
zu der eingangs erwähnten Empfehlung. Der Be- 
schluß des Vermittlungsausschusses war einstimmig. 

Präsident- Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn Be- 
richterstatter. — Wünscht jemand, Erklärungen 
abzugeben? — Das ist nicht der Fall. Ich komme 
zur Abstimmung über den Antrag des Vermitt- 
lungsausschusses gemäß Drucksache Nr. 3014. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Anträge des 
Vermittlungsausschusses zuzustimmen wünschen, 
eine Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltun- 
gen ohne Gegenstimmen angenommen. Damit ist 
dieser Punkt erledigt. 

Der Herr Vorsitzende des Ausschusses für Ge- 
sundheitswesen hat mich gebeten, darauf hinzu- 
weisen, daß nach Erledigung des Punktes 6 der 
Tagesordnung der Gesundheitsausschuß zu einer 
Sitzung im Zimmer 10 des Südflügels Zusammen- 
tritt. Ich bitte freundlichst, das zu vermerken. 

Ich rufe auf den Punkt 3 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 

zur Abwicklung und Entflechtung des ehe- 
maligen reichseigenen Film Vermögens (Nr. 
2962 der Drucksachen). 

Zur Begründung der Herr Bundesminister für 
Wirtschaft! 

Meine Damen und Herren! Ich schlage Ihnen 
vor, daß für die allgemeine Besprechung der ersten 
Beratung eine Aussprachezeit von 90 Minuten vor- 
gesehen wird. — Das Haus ist damit einverstanden. 

Bitte, Herr Minister! 
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(A) Dr. Erhard, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Bun- 
destag hat sich zuletzt in der 170. Sitzung vom 
24. Oktober 1951 mit der Entflechtung des ehe- 
maligen reichseigenen Filmvermögens befaßt und 
dabei einstimmig beschlossen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, bei der Alli- 
ierten Hohen Kommission dahingehend vorstel- 
lig zu werden, daß von dem Verkauf von Ver- 
mögenswerten nach Gesetz Nr. 32, insbesondere 
von dem angekündigten Verkauf der Bavaria 
Filmkunst GmbH., bis zu dem Erlaß des der 
Alliierten Hohen Kommission bekannten deut- 
schen Gesetzes abgesehen wird. 

Die Bundesregierung hat diesem Ersuchen mit 
Note des Auswärtigen Amtes vom 2. November 
1951 entsprochen und die Alliierte Hohe Kom- 
mission gebeten, die Angelegenheit nochmals zu 
prüfen und keine Verfügungen über das ehemalige 
reichseigene Filmvermögen bis zu dem in Kürze 
zu erwartenden Erlaß des deutschen Gesetzes zu 
treffen. 

Die Alliierte Hohe Kommission hat darauf mit 
Note vom 8. Dezember 1951, die kurz vor Weih- 
nachten bei der Bundesregierung eingegangen ist, 
mitgeteilt, daß sie nicht den Wunsch habe, den 
Durchführungsbestimmungen des deutschen Ge- 
setzes vorzugreifen, wenn dieses verkündet sein 
wird, so daß die Abfassung von Prospekten und 
die Vorbereitung der Bekanntgabe der Vermögens- 
werte lediglich einen wesentlichen Beitrag zur 
Durchführung des deutschen Gesetzes bilden 
werde. Es heißt weiter: 

Mit Rücksicht auf die in Ihrem Schreiben ge- 
äußerte Auffassung und unter Berücksichti- 
gung der demnächst erfolgenden Verkündung 

(B) des deutschen Gesetzes, welches zur Zeit als 
Entwurf vorliegt, hat die Alliierte Hohe Kom- 
mission beschlossen, einstweilen keine neue 
Bekanntgabe bezüglich der Vermögenswerte 
vorzunehmen, die noch nicht Gegenstand einer 
solchen Maßnahme im Gebiete der Bundesrepu- 
blik gewesen sind. 

In derselben Note hat die Hohe Kommission mit- 
geteilt, daß sie beschlossen habe, der Bitte der Bun- 
desregierung stattzugeben, die dahin ging, daß bei 
der Annahme des deutschen Gesetzes das Gesetz 
Nr. 32 in vollem Umfange suspendiert werde. 

Wie aus der Bundestagsdrucksache — Anschrei- 
ben des Bundeskanzleramtes an den Präsidenten 
des Bundestages — hervorgeht, hatte die Alliierte 
Hohe Kommission bei der Billigung des Gesetzent- 
wurfs auf Grund der Direktive Nr. 4 zum revi- 
dierten Besatzungsstatut vorgeschlagen, Maßnah- 
men zur Beibehaltung des Inhalts des Art. 6 des 
Gesetzes Nr. 32 zu treffen. Dieser Artikel sah vor, 
daß ehemalige Vorstands- und Aufsichtsratsmit- 
glieder der Ufa aus der Zeit von 1935 bis 1945 
vom Erwerb von Filmateliers ausgeschlossen sein 
sollten. Die Bundesregierung hatte in weiteren Ver- 
handlungen Bedenken gegen diese Vorschrift er- 
hoben, weil sie mit dem Grundsatz der Gleichheit 
vor dem Gesetz unvereinbar sei, und darauf hin- 
gewiesen, daß der in dem deutschen Gesetzentwurf 
vorgesehene Beirat in der Lage sei, etwaige Kauf- 
angebote von Personen zurückzuweisen, bei denen 
auf Grund ihrer früheren Betätigung die Besorg- 
nis begründet sei, daß sie als Erwerber eines Film- 
ateliers dem in § 1 des deutschen Gesetzentwurfs 
bezeichneten Zwecke zuwiderhandeln würden, eine 
gesunde, vom Staate unabhängige und auf demo- 
kratischen Grundsätzen beruhende Filmwirtschaft 


in der Bundesrepublik zu schaffen. Erfreulicher- (Q 
weise hat sich die Alliierte Hohe Kommission nun- 
mehr diesem Standpunkt angeschlossen, so daß der 
in der Bundestagsdrucksache noch wiedergegebene 
Vorbehalt erledigt ist und das alliierte Gesetz 
Nr. 32 in vollem Umfange durch das deutsche Ge- 
setz ersetzt werden kann. Dies ist um so mehr zu 
begrüßen, als es sich um die Verfügung über ehe- 
mals reichseigenes, jetzt bundeseigenes Vermögen 
handelt. 

Die wesentlichen Grundsätze des deutschen Ent- 
wurfs sind im allgemeinen Teil der Begründung, 
wiedergegeben. Sie lassen sich kurz dahin zusam- 
menfassen, daß die von der nationalsozialistischen 
Regierung durchgeführte Vereinigung der Film- 
wirtschaft in der öffentlichen Hand beseitigt wer- 
den soll. Zu diesem Zweck sollen die zur Verwal- 
tung des reichseigenen Filmvermögens errichteten 
Dachgesellschaften, die Cautio Treuhand GmbH, 
und Ufa Film GmbH. — Ufi — , mit sofortiger Wir- 
kung aufgelöst und die übrigen ehemals reichs- 
eigenen Filmgesellschaften nach den Vorschriften 
des deutschen Rechts aufgelöst und abgewickelt 
werden. 

Die Abwicklung wird von einem Beirat geleitet 
werden, dem Vertreter der Bundesregierung, der 
hauptsächlich beteiligten Länder Bayern, Hessen 
und Nordrhein-Westfalen, der Filmwirtschaft und 
der Gewerkschaften sowie mit beratender Stimme 
Vertreter der Stadt Berlin und zwei weitere, vom 
Bundesrat zu bestellende Vertreter der Länder an- 
gehören sollen. Im wesentlichen entspricht die Zu- 
sammensetzung des Beirats derjenigen des bereits 
bestehenden Deutschen Beratenden Ausschusses 
für die Neuordnung der Filmwirtschaft, so daß 
dessen Tätigkeit in diejenige des künftigen Beirats 
übergeleitet werden kann. Gegen den Vorschlag p 
des Bundesrates, auch den Vertretern der Film- 
wirtschaft und der Gewerkschaften volles Stimm- 
recht im Beirat einzuräumen, hat die Bundesregie- 
rung keine Einwendungen erhoben. 

Der nach der Berichtigung der Schulden ver- 
bleibende Abwicklungserlös, der auf die Betei- 
ligungsrechte des Reiches entfällt, ist an den Bund 
abzuführen und nach den Vorschlägen des Bundes- 
rats, gegen die die Bundesregierung ebenfalls keine 
Einwendungen erhoben hat, zur Förderung der 
deutschen Filmwirtschaft zu verwenden. Es ist 
daher zu hoffen, daß die Durchführung des deut- 
schen Gesetzes einen wesentlichen Beitrag zum 
Wiederaufbau einer gesunden privaten Filmwirt- 
schaft in der Bundesrepublik erbringen wird. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 

Ich eröffne die allgemeine Besprechung der ersten 
Beratung. Das Wort — im Rahmen der Redezeit 
von 90 Minuten — hat der Abgeordnete Dr. Schöne. 

Dr. Schöne (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst darf ich der Freude dar- 
über Ausdruck geben, daß es gelungen ist, dieses 
immerhin wichtige Gebiet der Abwicklung und 
Entflechtung des ehemaligen Reichsvermögens 
nunmehr in deutsche Zuständigkeit zu bekommen. 
Damit erfüllt sich ein Wunsch, den das Haus ge- 
schlossen vorgetragen hat. Zweitens ist bei einer 
Betrachtung der Drucksache Nr. 2962 zu sagen: es 
ist sicherlich eine gewisse Eile geboten; denn die 
Reste der ehemaligen reichseigenen Filmwirtschaft 
liegen nun schon die Zeit von 1945 bis zum heutigen 
Tage volkswirtschaftlich brach und nutzlos. 

Wenn man den vorliegenden Entwurf jedoch 
einer sachlichen Kritik unterzieht, ergeben sich 
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(Dr* Schöne) 

(A) meines Erachtens zwei wesentliche Punkte. Einmal 
spricht der Entwurf lediglich von Entflechtung und 
von Abwicklung. Ich glaube aber, das wirtschaft- 
liche Interesse an der Filmwirtschaft verlangt, daß 
man zwar mit Eile, aber doch mit wirtschaftlicher 
Vernunft darangeht. Bei diesem Prozeß des Ab- 
wickelns und des Entflechtens kann es sich keines- 
falls um ein Zerstückeln, um ein Verschleudern 
immerhin doch gegebenen Volksvermögens han- 
deln. Es fehlen dem Entwurf eigentlich die Richt- 
linien, die den Abwicklern oder dem Beirat mit 
auf den Weg gegeben werden können. 

Das zweite Bedenken, das man anbringen muß, 
wenn man den Entwurf sieht, ist — so glaube ich — 
doch etwas gewichtigerer Natur. Der Herr Bundes- 
minister für Wirtschaft hat schon hervorgehoben, 
daß im Mittelpunkt des Gesetzes zur Abwicklung 
und Entflechtung der Filmwirtschaft ein sogenann- 
ter Beirat steht. Beirat ist eigentlich nicht der 
richtige Ausdruck dafür. Wenn man sich die Funk- 
tionen dieses Beirats einmal näher ansieht, wird 
man feststellen, daß dieses Organ die ganzen Ent- 
flechtungs- und Liquidationsgeschicke des ehe- 
maligen reichseigenen Filmvermögens lenkt. Der 
Beirat setzt einmal Richtlinien für die Abwicklung 
und Verwertung fest. Ich darf darauf hinweisen, 
daß in § 7 Abs. 5 die Möglichkeit des freihändigen 
Verkaufs vorgesehen ist. Der Beirat kann zum 
andern Weisungen an die Abwickler erteilen, er 
setzt sogar die Vergütungen an die Abwickler fest, 
und letzten Endes übt der Beirat die Rechte des 
Eigentümers in der Gesellschafterversammlung, in 
der Hauptversammlung und in der Aufsichtsrats- 
sitzung aus. Das heißt, dieser Beirat ist die zen- 
trale Institution, die das ganze Gebiet des reichs- 
eigenen Filmvermögens beherrscht. 

Ob) 

Wenn man sich unter dem Gesichtspunkt der 
Funktionen die Zusammensetzung des Beirats an- 
sieht, kommt man zu interessanten Ergebnissen. 
Unter Zugrundelegung der Änderung durch den 
Bundesrat finden wir in dem Beirat je einen Ver- 
treter der Bundesminister der Finanzen, für Wirt- 
schaft, des Innern und für Vertriebene, also vier 
Beamte des Bundes. Ferner finden wir Beamte der 
Länder Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen. 
Wir finden des weiteren drei Vertreter der Film- 
wirtschaft und dann einen Vertreter der Gewerk- 
schaften. Das heißt, wir finden überall Beamte, wir 
finden Private, wir finden einen Vertreter der 
Gewerkschaften, und in dem ganzen Entwurf ist 
kein Wort davon gesagt, daß das Parlament oder 
eine Institution des Parlaments — sei es ein Aus- 
schuß, sei es auch was nur immer — zu dieser 
Frage der, sagen wir, Umwandlung ehemaligen 
Reichsvermögens in irgendeiner Weise Stellung 
nimmt. 

Es ist zwar richtig, wenn gesagt wird, daß der 
Beirat, der hier gebildet wird^ auf dem beratenden 
Ausschuß aufbauen soll, wie er früher bestand. 
Gut! Aber muß man denn diesen Beirat so für sich 
hinstellen, so gleichsam als autoritäre, fast möchte 
ich sagen, Hohe Behörde? Es sieht beinahe so aus, 
als würde hier das Regime der Bürokratie ver- 
wirklicht. Bei der Betrachtung dieses Beirats fin- 
den sich wirklich sehr interessante Perspektiven 
zu der Zusammensetzung der Aufsichtsräte und 
Beiräte der ehemaligen Reichs- und preußischen 
Unternehmungen. Ich darf am Rande erwähnen, 
wir haben wohl auch einen Staatssekretär zur be- 
sonderen Verwendung, der sich um diese Dinge 
kümmert* 


Diese Institution des Beirats mit den hier vor- '(0 
gesehenen Funktionen ist einfach unmöglich. 
Immerhin handelt es sich um ein Objekt von 50 
bis 70 Millionen DM, und ich glaube, man kann 
Beamte nicht mit einer solchen Verantwortung be- 
lasten. Wir werden uns diesen Gesetzentwurf ge- 
nau ansehen müssen; wir werden ihn in Zu- 
sammenhang bringen müssen mit den Gesprächen, 
die gegenwärtig in den zuständigen Ausschüssen 
über die Gesundung der Filmwirtschaft laufen. 
Deswegen darf. ich namens meiner Freunde bean- 
tragen, die Drucksache Nr. 2962 dem Ausschuß für 
Wirtschaftspolitik — federführend — und dem 
Ausschuß für Fragen der Presse, des Rundfunks 
und Films als beteiligtem Ausschuß zu überweisen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr, Ehlers: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Muckermann. 

Muckermann (CDU): Herr Präsiden^! Meine Da- 
men und Herren! Die uns vorliegende Drucksache 
trägt die Nummer 2962. Die Drucksache, die sich 
in diesem Hohen Hause zum ersten Male mit die- 
sem Problem befaßt hat, trägt die Nummer 34. In- 
zwischen sind also sehr viele Drucksachen erschie- 
nen, sehr viele Reden gehalten und Bemühungen 
gemacht worden, um uns endlich dem Zeitpunkt 
näherzubringen, von dem ab wir wieder über das 
so umstrittene bundeseigene, ehemalige reichs- 
eigene Filmvermögen in eigener Regie verfügen 
können. Wir freuen uns, und ich darf hier die 
Freude meiner politischen Freunde zum Ausdruck 
bringen, daß es der Regierung und vor allem den 
außenpolitischen Bemühungen des Herrn Bundes- 
kanzlers zu verdanken ist, daß wir auf dem Wege 
zur Gleichberechtigung nun auch in diesem Sektor 
nicht einmal mehr an das Gesetz Nr. 32 gebunden ®I 
sind und als Bund voll und ganz über das ehe- 
malige reichseigene Vermögen verfügen dürfen. 

Aber der vorgelegte Gesetzentwurf muß doch 
— und da stimme ich mit dem Herrn Vorredner 
von der SPD, Herrn Dr. Schöne, völlig überein — 
sehr sorgfältig überprüft werden. Es handelt sich 
hier nicht nur um eine wirtschaftliche Angelegen- 
heit, wenn gleich uns allen die wirtschaftlichen Sor- 
gen sehr auf den Nägeln brennen, zumal der Bund 
durch seine Bürgschaften zur Zeit in der deutschen 
Filmwirtschaft sehr engagiert ist. Es ist auch eine 
politische Frage. In dem Kommentar zu diesem 
Gesetz steht ausdrücklich drin, daß wir bemüht 
sein müßten, eine demokratisch ausgerichtete deut- 
sche Filmwirtschaft auf die Beine zu stellen. Ich 
glaube, daß es nicht zu den ersten Aufgaben der 
Interessentenvertreter gehört, hier das demokrati- 
sche Kontroll- oder Überwachungscrgan zu bilden. 

Ich bin darum der Auffassung, daß mindestens für 
die erste Zeit — die ersten zwölf Monate der Ent- 
flechtung — das Parlament sich die Dinge nicht 
aus der Hand nehmen lassen darf. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Wir haben auf diesem Gebiet in den .letzten Jahr- 
zehnten auch einige Erfahrungen gemacht und 
wollen nicht, daß auf dem Umweg über den Film 
und über die Filmwirtschaft wieder antidemokra- 
tische Ideen in unser Volk hineingestreut werden. 

(Abg. Dr. Vogel: Bravo!) 

Wenn ich sagte, das Parlament soll sich nicht 
ausschalten lassen, so Will ich nichts dagegen ein- 
wenden, daß die Filmwirtschaft entsprechend ver- 
treten ist. Ich will nichts dagegen einwenden, daß 
die Gewerkschaften und die Vertriebenen — wie 




7983 


Deutscher Bundestag — 188. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 24. Januar 1952 


(Muckermann) 

w es vorgesehen ist, wenigstens in den Bestimmun- 
gen, die von der Regierung ausgegangen sind — 
im Beirat vertreten sind. Ich möchte auf Einzel- 
heiten jetzt bei der ersten Beratung nicht ein- 
gehen. Ich stimme in diesem Punkt mit dem Vor- 
redner überein, daß der Beirat in dieser Form 
nicht gebilligt werden kann. 

In dem Kommentar zum Gesetz steht, daß bisher 
schon ein Ausschuß bemüht gewesen sei, die Vor- 
arbeiten zu leisten und als Überwachungsorgan 
tätig zu sein. Es steht dann dabei, es wäre das 
einfachste, nun diesen Ausschuß in den Beirat 
überzuleiten. Nein, so einfach wird die Sache nicht 
gehen. Wir als Parlament haben die- Pflicht, uns 
genau die Leute anzusehen,' die in den letzten 
sechs Jahren über das bundeseigene Vermögen 
verfügt haben. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wir wissen genau, daß nicht alles ordnungsgemäß 
verwaltet worden ist. Ich erinnere nur an den 
kleinen Fall, der vor einigen Monaten in Düssel- 
dorf passiert ist, wo nachher bei der Abrechnung 
eines Treuhänders 65 000 DM fehlten. Inzwischen 
hat ein Prozeß stattgefunden, ein Fehlbetrag von 
25 000 DM ist nachgewiesen worden. Uber die an- 
deren 40 000 DM hat man nichts mehr gehört; das 
wird dann mit dem Mantel der Liebe zugedeckt. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Ich könnte mir vorstellen, daß auch im amerikani- 
schen Zonenbereich nicht alles ordnungsgemäß ver- 
laufen ist. Zumindest müssen wir das Recht haben, 
darüber eine Rechenschaft zu verlangen; denn als 
Parlament sind wir für dieses bundeseigene Ver- 
mögen haftbar und auch dafür haftbar, daß es in 
Zukunft in volkswirtschaftlich richtiger Weise an- 
(B) gewandt wird. 

Das sind Punkte, die zum Grundsätzlichen ge- 
hören und die ich hier nur andeuten will. Ich 
glaube, daß entsprechende Änderungsanträge bei 
der zweiten und dritten Lesung von verschiedenen 
Seiten des Hauses vorliegen werden. Im Grunde 
genommen freuen wir uns, daß wir so weit sind. 
Aber das Parlament muß auch weiterhin noch 
seine schützende Hand über die Entwicklung in der 
deutschen Filmwirtschaft halten, damit wir das 
Kind richtig aufwachsen lassen. 

Im Gegensatz zu der Auffassung des Herrn 
Dr. Schöne beantrage ich, diesen Gesetzentwurf 
an den Ausschuß für Presse, Rundfunk und Film 
als federführenden Ausschuß 

(Sehr gut! in der Mitte) 

und außerdem an den Wirtschaftspolitischen Aus- 
schuß zu überweisen. Das beantrage ich deshalb, 
weil der Ausschuß für Presse, Film und Rundfunk 
nicht nur ein kulturpolitischer Ausschuß ist. Wir 
haben uns jetzt schon seit zweieinhalb Jahren sehr 
intensiv mit der Materie Film befaßt, und ich 
glaube, es sind genügend Experten in diesem Aus- 
schuß, um in gemeinsamer Beratung mit den 
Kollegen aus dem Wirtschaftspolitischen Ausschuß 
zu einer gemeinsamen Lösung zu kommen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Strohbach. 

Frau Strohbach (KPD): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Die kommunistische Fraktion 
hat sich bei der Beurteilung des vorliegenden Ge- 
setzentwurfs von der Sorge um die Existenz der 
deutschen Filmwirtschaft im Bundesgebiet leiten 


lassen. Wir sind der Meinung, daß unser Bestreben (Q 
darauf gerichtet sein muß, die deutsche Filmwirt- 
schaft im Bundesgebiet wirtschaftlich gesund zu 
machen, sie vor allen Dingen aus ihrer Abhängig- 
keit von ausländischen, insbesondere amerikani- 
schen Filmkonzernen zu befreien und sie zu einem 
Faktor unseres nationalen friedlichen kulturellen 
Lebens zu entwickeln. 

(Abg. Dr. Mende: Wie die DEFA etwa, ja?) 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist nach unserer 
Meinung nicht geeignet, dieser Entwicklung zu 
dienen. Wir müssen deshalb aus grundsätzlichen 
Erwägungen einem solchen Gesetzentwurf unsere 
Zustimmung versagen. Wir müssen sie vor allen 
Dingen deswegen versagen, weil nach § 12 des 
Gesetzentwurfs ausdrücklich das Recht der Alliier- 
ten Hohen Kommission anerkannt ist, auch in 
Fragen der deutschen Filmwirtschaft Anordnungen 
zu erlassen, die für die deutsche Gesetzgebung bin- 
dend sind. Dieses Zugeständnis bestätigt die wei- 
tere Unterordnung der deutschen Filmwirtschaft 
unter die Interessen der ausländischen, insbeson- 
dere der amerikanischen Filmkonzerne, und es 
bedeutet eine Anerkennung der für die west- 
deutsche Filmsituation so verhängnisvollen Zoll- 
äbmachungen von Torquay, die zu einer solchen 
Überfremdung unseres Filmmarktes geführt haben, 
daß beispielsweise in den Monaten Januar bis Ok- 
tober des vergangenen Jahres nicht weniger als 
42,4% aller in Westdeutschland laufenden Filme 
amerikanischen Ursprungs waren. Wie sehr diese 
Filme unseren Interessen zuwiderlaufen, wie sehr 
diese Filme vor allem für unsere Jugend schädlich 
sind, 

(Abg. Frau Dr. Gröwel: Aha!) 
darüber sind sich, glaube ich, doch die allermeisten 
Menschen in Westdeutschland einig. Ich denke, das (D) 
sollte auch einmal ausgesprochen werden. 

(Abg. Dr. Mende: Was hat das mit der 
Entflechtung zu tun?) 

Nach den Erfahrungen mit der Entflechtung der 
Eisen- und Stahlindustrie im Bundesgebiet können 
wir nicht erwarten, daß der vorliegende Gesetz- 
entwurf die in § 1 ausgesprochene Absicht ver- 
wirklicht. Die in § 8 und § 9 ausgesprochenen Er- 
werbsverbote und Erwerbsbeschränkungen sind 
nach unserer Meinung keine Garantie dafür, daß 
nicht doch eine übermäßige Zusammenballung 
wirtschaftlicher Macht in der Filmwirtschaft zu- 
stande kommt. Solange das Vorrecht der alliierten 
Kommissare ausdrücklich anerkannt und damit 
jeder Umgehung der genannten Paragraphen Tür 
und Tor geöffnet ist, kann man nicht erwarten, daß 
die formalen Bestimmungen der §§ 8 und 9 eine 
Vertrustung der westdeutschen Filmwirtschaft un- 
möglich machen. 

Der laut § 5 zu bildende Beirat kann nach seiner 
ganzen Zusammensetzung nicht im geringsten 
unser Vertrauen besitzen. Die Bundesministerien 
sowie die in § 5 genannten Länderregierungen von 
Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen haben 
durch ihre bisherige Haltung zu allen Lebensfragen 
des deutschen Volkes bewiesen, daß wir vön ihnen 
keine Wahrnehmung der Volksinteressen innerhalb 
des zu bildenden Beirats zu erwarten haben. Die 
genannten Regierungen haben sich als die ein- 
deutigsten Interessenvertreter des neu erstandenen 
deutschen Imperialismus erwiesen. Sie werden 
auch ihre Sitze im Beirat nur zur Wahrnehmung 
der Interessen des deutschen Monopolkapitals und 
seiner ausländischen Verbündeten, 

(Zuruf von der Mitte: Endlich sind wir da!) 
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(Frau Strohbach) 

3W nicht aber im Interesse einer nationalen deutschen 
Filmpolitik verwenden. 

(Abg. Dr. Mende: Remilitarisierung!) 

— Darüber wollten Sie ja auch nicht reden, Herr 
Kollege Dr. Mende. 

(Zuruf rechts: Doch, gleich noch!) 

Die vorgesehenen drei Vertreter der westdeutschen 
Filmwirtschaft werden nicht in der Lage sein, 
gegen die Majorität der Regierungsvertreter ihre 
berechtigten Interessen durchzusetzen. Noch viel 
weniger wird der einzige im Beirat vorgesehene 
Vertreter der Gewerkschaften in der Lage sein, 
die nationalen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Interessen der werktätigen deutschen Be- 
völkerung gegenüber den Interessen der deut- 
schen und ausländischen Monopolisten durch- 
zusetzen. Der Beirat wird in seinen Beschlüssen 
um so weniger den Willen der deutschen Bevölke- 
rung verkörpern, als der Gesetzentwurf den Ver- 
tretern der Film Wirtschaft und den Vertretern der 
Gewerkschaften nur beratende Stimme zubilligt, 
das Beschlußrecht aber allein den Regierungsver- 
tretern vorbehält. 

Die in § 7 vorgesehene Veräußerung der Ver- 
mögensgegenstände der ehemals reichseigenen 
Filmvermögen auf dem Wege der öffentlichen Ver- 
steigerung bietet nach unserer Meinung keine 
Garantie dafür, daß der Vermögenswert in den 
Besitz solcher deutscher Personen oder Personen- 
gruppen gelangt, 

(Abg. Dr. Vogel: Defa!) 


& 


die die Voraussetzungen dafür mitbringen, daß sie 
das Filmvermögen im Interesse des deutschen Vol- 
kes und seiner nationalen, kulturellen Belange 
verwenden. 

Die Bestimmung des § 8 c des Gesetzentwurfs, 
daß Personen, die auf Grund der Vorschriften über 
die Befreiung von Nationalsozialismus und Mili- 
tarismus in dem Erwerb von Vermögen beschränkt 
sind, dem Gesetz unterliegende Vermögenswerte 
nicht erwerben dürfen, kann unsere Besorgnis 
nicht zerstreuen. Denn dieser Personenkreis um- 
faßt zwar viele kleine Nationalsozialisten; maß- 
gebliche Verantwortliche für Nationalsozialismus 
und Militarismus aber fallen bekanntlich nach der 
Auslegung der Bundesregierung nicht unter diese 
diskriminierende Formulierung, so daß die großen 
Rüstungsgewinnler des Dritten Reiches nicht zu 
befürchten haben, daß sie auf Grund dieses § 8 c 
vom Erwerb des deutschen Filmvermögens ausge- 
schlossen sind. 


(Sehr gut! bei der KPD.) 


Die §§ 9 bis 11 werden die neuerliche Zu- 
sammenballung wirtschaftlicher Macht in der Film- 
wirtschaft ebensowenig vermeiden, wie einzelne 
Paragraphen der Trustgesetzgebung anderer mono- 
polistisch beherrschter Länder die Konzentration 
des Finanzkapitals zu verhindern vermochten. Da 
die Überwachung und Auslegung derartiger Ge- 
setze den Interessenvertretern eben jener Mono- 
polisten selbst ausgeliefert ist, kann man von 
ihnen nicht erwarten, daß sie gegen die Interessen 
ihrer monopolistischen Auftraggeber entscheiden. 

Die Begründung, die die Bundesregierung für 
den Abs. 2 des § 14 des Gesetzentwurfs gibt, ge- 
steht ein, daß der Gesetzentwurf alle Ansprüche 
auf ehemals reichseigenes Filmvermögen, die von 
Personen oder Körperschaften in der Deutschen 
Demokratischen Republik erhoben werden könn- 
ten, grundsätzlich ablehnt. Selbst gesetzlich fun- 


dierte Ansprüche der in deutsches Volkseigentum (Q 
übergeführten Filmwirtschaft in der Deutschen 
Demokratischen Republik 

(Zuruf von der Mitte: Aha!) 
werden damit von vornherein zurückgewiesen. 
Dies bedeutet nicht weniger als die versuchte 
Legalisierung eines Rechtsbruchs, nicht weniger als 
die Beraubung der volkseigenen deutschen Film- 
wirtschaft in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik um rechtsgültige Ansprüche, nicht weniger 
als den Versuch, die Beraubung des deutschen Vol- 
kes durch deutsche und ausländische Monopolisten 
gesetzlich zu verankern. Dieser § 14 versucht ver- 
geblich, hinter seiner formal- juristischen Ter- 
minologie einen neuerlichen Verrat gesamtdeut- 
scher Volksinteressen zu verbergen. 

Der § 15 des Gesetzentwurfs bestimmt hinsicht- 
lich der Verteilung des verbleibenden Abwick- 
lungsvermögens, 

(Glocke des Präsidenten) 

— bitte, noch einen Satz! — 

(Zuruf von der Mitte: Wir haben genug 
Vorlesungen gehabt!) 

daß der nach Berichtigung aller Schuldverpflich- 
tungen verbleibende Erlös des zu versteigernden 
Filmvermögens an den Bund abzuführen ist. Der 
Gesetzentwurf sagt aber kein Wort darüber, in 
welcher Weise dieser Erlös zu verwenden ist, und 
stellt es damit der Bundesregierung frei, den Erlös 
dieser Versteigerung ehemals reichseigenen Film- 
vermögens an deutsche und ausländische Mono- 
polisten in das große Faß ohne Boden zu werfen, 
in die Remilitarisierung Westdeutschlands zu 
stecken, 

(Zuruf von der Mitte: Darauf haben wir 

gewartet!) <j$ 

anstatt diesen Erlös zweckgebunden der notleiden- 
den westdeutschen Filmwirtschaft zuzuführen. 

Aus allen diesen Gründen können wir dem Ge- 
setzentwurf unsere Zustimmung nicht geben. 

(Zuruf von der Mitte: Ist auch gar nicht 
nötig! — Abg. Huth: Immer dieselbe Platte, 
Mädchen! — Abg. Dr. Mende: Befehl aus- 
geführt! — Weiterer Zuruf von der Mitte: 

Das war ja auch nicht selbst gemacht! 

Nur abgelesen!) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
ich greife das Wort „abgelesen“ auf. In dieser 
Richtung appelliere ich allerdings nicht nur an 
Frau Abgeordnete Strohbach. 

(Zurufe rechts: Sehr gut! Sehr richtig! — 

Abg. Frau Strohbach: Der Herr Minister 
hat auch abgelesen, Herr Präsident!) 

— Frau Abgeordnete Strohbach, ich habe doch eine 
so freundliche Bemerkung gemacht! Warum greifen 
Sie mich nun an? — 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Stegner. 

Stegner (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und ^Herren! Sehr verehrte Frau Kollegin Stroh- 
bach, nachdem man einige unfreundliche Bemer- 
kungen gemacht hat, möchte ich eine freundliche 
Bemerkung Ihnen gegenüber machen. Ich muß 
Ihnen mein Kompliment machen dazu, wie es Ihnen 
immer wieder gelingt, von welchem Thema Sie auch 
ausgehen, stets bei der Walze des Monopolkapitalis- 
mus und bei der Remilitarisierung zu landen. 
(Heiterkeit und Beifall. — Zuruf der Abg. 

Frau Strohbach.) 
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(Stegner) 

— Ich sage Ihnen ja: ich erkenne das an und kann 
Ihnen dazu nur mein Kompliment sagen. 

(Erneuter Zuruf der Abg. Frau Strohbach.) 

— Sehen Sie, Frau Kollegin Strohbach, wir pflegen 
es in diesem Hause, so zu halten, daß wir bei der 
ersten Lesung eines Gesetzes immer eine Grund- 
satz-, eine Generaldebatte durchführen. Wir regen 
uns also nicht so sehr über die einzelnen Paragra- 
phen auf, denn wir haben es schon erlebt, daß Ge- 
setze dieses Haus ganz anders verlassen haben, als 
sie in der Regierungsvorlage ausgesehen hatten. 

Aber, Frau Kollegin Strohbach, Sie hätten hier 
die Möglichkeit gehabt, einmal an einem Parallel- 
fall aus der Ihnen doch viel besser als uns bekann- 
ten sowjetischen Besatzungszone eine falsche Ent- 
flechtungsmaßnahme zu schildern. Ich denke an die 
Entwicklung der Defa, 

(Abg. Dr. Vogel: Sehr richtig!) 
und ich denke auch an die Einwirkung der sowje- 
tischen Besatzungsmacht auf die ostdeutsche Film- 
produktion, Frau Strohbach! 

(Sehr gut! rechts.) 

Ich darf hier nur zu § 12 sagen: Bei der Gültigkeit 
gewisser alliierter Vorschriften handelt es sich um 
ein ganz fest umrissenes Gebiet, das gerade durch 
dieses Gesetz nicht erweitert werden kann oder 
darf. Also die Dinge liegen schon etwas anders. 

Nun, meine Damen und Herren, wir können, 
glaube ich, unserer Genugtuung darüber Ausdruck 
geben, daß über diese Entflechtung des ehemals 
reichseigenen Filmvermögens durch ein deutsches 
Gesetz in diesem Hohen Hause befunden werden 
kann. Das ist sicher ein großer Fortschritt, und wir 
sollten bei der Generaldebatte deshalb auch auf den 
§ 1, der diesem Gesetz Sinn und Inhalt gibt, hin- 
weisen. Es handelt sich ja nicht nur darum, die 
übermäßige Zusammenballung wirtschaftlicher 
Macht im deutschen Film zu verhindern, worüber 
in diesem Gesetz befunden werden soll, sondern 
es soll eine gesunde, vom Staat unabhängige, auf 
demokratischen Grundsätzen beruhende Filmwirt- 
schaft geschaffen werden. Das scheint mir der Kern 
zu sein, und ich habe mich gefreut, daß auch meine 
Herren Vorredner von diesem Kern ausgegangen 
sind. 

Auch wir haben unsere großen Bedenken, ob ein 
Beirat, der so zusammengesetzt ist, wie es dieses 
Gesetz vorsieht, eine vom Staat unabhängige Film- 
wirtschaft wird schaffen können. Ich glaube, ge- 
rade die Ausführungen des Herrn Kollegen Dr. 
Schöne haben die Bedeutung dieser Bedenken klar 
auf gezeigt. Kollege Schöne hatte auch recht, wenn 
er hier gewissermaßen von einer „Hohen Behörde“ 
sprach. Ja, man hat in diesem Gesetz irgendwie 
die „Beratende Versammlung“ vergessen, wenn ich 
das einmal so sagen darf. Aber ich glaube, daß 
nach den Vorarbeiten zur Gesundung der Filmwirt- 
schaft — die Unterausschußarbeiten sind ja auf die- 
sem Wege schon weit vorangekommen — die Arbeit 
im Ausschuß gut und schnell vonstatten gehen wird, 
so daß diesem Gesetz der Inhalt und die Form ge- 
geben werden können, die wir wohl alle wünschen. 

Der geschäftsordnungsmäßigen Behandlung, wie 
sie Herr Kollege Dr. Schöne vorgeschlagen hat, 
stimme ich zu. Aber ich möchte, selbst wenn ich 
mir damit das Mißfallen des Herrn Präsidenten zu- 
ziehe, bitten, darüber hinaus noch einen weiteren 
Ausschuß mit der Behandlung dieser Materie zu 
beauftragen, nämlich den Ausschuß für Finanz- und 
Steuerfragen. 

(Abg. Dr. Vogel: Ach du großer Gott!) 


— Ich sehe Ihre Abneigung, Herr Kollege Vogel, (cj 
Es handelt sich aber um die Entflechtung ehe- 
maligen reichseigenen, jetzt bundeseigenen Ver- 
mögens, und es wäre ein schlechter Präzedenzfall, 
wenn wir bei diesem Gesetz den Ausschuß für Fi- 
nanz- und Steuerfragen übergehen würden. Ich 
glaube, daß Wirtschafts- und Filmausschuß gut Zu- 
sammenarbeiten werden, wie sie das auch bisher 
getan haben. Durch die Einschaltung des Finanz- 
und Steuerausschusses würde sich eine wesentliche 
Verzögerung im Ablauf der Beratungen nicht er- 
geben. 

(Abg. Dr. Vogel: Ihr Wort in Gottes Ohr!) 

Ich möchte diese Erweiterung zum Antrag erheben, 
Herr Präsident. 

Präsident Dr, Ehlers: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die allgemeine Be- 
sprechung der ersten Beratung. 

Es geht also zunächst um die Überweisung an den 
federführenden Ausschuß. Dafür ist beantragt wor- 
den Überweisung an den Wirtschaftspolitischen 
Ausschuß und an den Ausschuß für Presse, Rund- 
funk und Film. 

(Abg. Dr. Vogel: Darf ich dazu noch eine 
Bemerkung machen?) 

— Herr Abgeordneter Dr, Vogel möchte dazu noch 
eine Bemerkung machen. 

Dr. Vogel (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn schon Fachausschüsse hier über- 
haupt eine Tätigkeit ausüben sollen, dann müssen 
sie von sich aus, wenn sie sich auf ein bestimmtes 
Gebiet spezialisieren, auch den Anspruch darauf er- 
heben dürfen, auf diesem Gebiet federführend zu 
sein. Wenn die Praxis einreißen würde, einem 
Spezialausschuß die Federführung in einer ihn an- <ü 
gehenden Sache nicht zu übertragen, würden die 
Folgen auch auf anderen Sachgebieten unvermeid- 
lich sein. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Dr. Schöne dazu, also 
in einer verlängerten allgemeinen Besprechung. 

Dr. Schone (SPD): Meine Damen und Herren! 
Wir haben aus den beiden Ausschüssen für Wirt- 
schaftspolitik und für Finanz- und Steuerfragen 
einen Unterausschuß gebildet, der sich in diesen 
Tagen mit den Fragen des ehemaligen Reichs- -und 
preußischen Vermögens beschäftigt. Bei dem vor- 
liegenden Antrag handelt es sich um ein Objekt von 
etwa 50 bis 70 Millionen DM, also um einen wesent- 
lichen Bestandteil des ehemaligen Reichsvermögens. 

Ich anerkenne deswegen den Zusatzantrag von 
Herrn Kollegen Stegner und möchte Sie bitten: 
.geben Sie die Federführung dem Wirtschaftspoli- 
tischen Ausschuß, beteiligen Sie den Finanzaus- 
schuß, und ziehen Sie den Fachausschuß für Fragen 
der Presse, des Rundfunks und Films hinzu! Sie 
können sicher sein, daß dieses Problem sachgemäß 
und auch mit der notwendigen Eile über die Bühne 
gehen wird. Bitte, stimmen Sie unserem Antrag zu! 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 

Ich glaube, daß auch die Besprechung über diese 
Frage jetzt zu einem Ende gekommen ist. — Das 
ist der Fall. Ich bitte die Damen und Herren — ich 
lasse zunächst über den zuerst gestellten Antrag 
abstimmen — , die für die Überweisung an den Aus- 
schuß für Wirtschaftspolitik als federführenden 
Ausschuß sind, eine Hand zu erheben. — Ich bitte 
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(Präsident Dr. Ehlers) 

i» um die Gegenprobe. — Das erste war zweifellos die 
Mehrheit; die Überweisung an den Wirtschafts- 
politischen Ausschuß als federführenden Ausschuß 
ist erfolgt. 

Wird der Überweisung an den Ausschuß für Fi- 
nanz- und Steuerfragen widersprechen oder nicht? 
— Dann unterstelle ich, daß dieser Gesetzentwurf 
dem Ausschuß für Fragen der Presse, des Rund- 
funks und des Films und dem Finanz- und Steuer- 
ausschuß überwiesen worden ist. — Das ist der Fall. 

Damit ist dieser Punkt der Tagesordnung eben- 
falls erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 4: 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP, 
BP, Z eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die „Gewährung von Prämien zur För- 
derung des Wohnungsbaues (Wohnungsbau- 
Prämiengesetz) (Nr. 2488 der Drucksachen); 
Bericht des Ausschusses für Wiederaufbau 
und Wohnungswesen (18. Ausschuß) (Nr. 3005 
der Drucksachen, Umdrucke Nrn. 429, 431). 

. (Erste Beratung: 162. Sitzung.) 

'Berichterstatter des Wiederaufbauausschusses ist 
Herr Abgeordneter Dr. Brönner. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, eine allge- 
meine Aussprache in der dritten Beratung nicht 
stattfinden zu lassen. — Das Haus ist damit einver- 
standen. 

Bitte, Herr Abgeordneter Dr. Brönner! 

Dr. Brönner (CDU), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Ich habe die Auf- 
gabe, Ihnen über die Arbeiten des Ausschusses für 
Wiederaufbau und Wohnungswesen zur Druck- 
es) sache Nr. 3005 — Wohnungsbau-Prämiengesetz — 
zu berichten. Ich habe Ihnen einen schriftlichen 
Ber.cht*) vorlegen lassen, weil ich aus den früheren 
Darlegungen gerade über den Wohnungsbau den 
Eindruck gewonnen habe, daß man eigentlich gar 
nicht so sehr geneigt ist, große Ausführungen über 
einzelne Paragraphen zu den Gesetzen entgegen- 
zunehmen. Ich beschränke mich daher in meinen 
Ausführungen auf das Grundsätzliche im Gesetz, 
glaube aber, Ihnen doch zunächst einmal über die 
Geschichte dieses Gesetzes berichten zu müssen. 

Es hat eine ganz lange und eine sonderbare Ge- 
schichte. Sie wissen, daß wir in der Bundestags- 
sitzung vom 28. März 1950 eine Entschließung ge- 
faßt haben, nach der die kleinen Wohnungsbau- 
sparer endlich auch eine gewisse Vergünstigung 
gegenüber den großen Einkommensbeziehern be- 
kommen sollen, wenn sie etwas für den Wohnungs- 
bau auf die Seite legen. Wir denken dabei an. die 
Mittel, die nach § 7 c des Einkommensteuergesetzes 
von Gesellschaften und Einzelpersonen unter Ab- 
zug vom Einkommen für den Wohnungsbau ge- 
geben werden konnten; wir denken weiter an die 
Großeinkommensbezieher, die durch hohe Sonder- 
ausgaben einen ganz erheblichen steuerlichen Vor- 
teil erringen. Der kleine Einkommensbezieher, ins- 
besondere der Lohnsteuerpflichtige muß ja, wenn 
er auf seine Lohnsteuerkarte einen steuerfreien 
Betrag gesetzt bekommen will, erst monatlich 
39 DM an Werbungskosten und Sonderausgaben 
auffüllen, und erst das, was darüber hinausgeht, 
bekommt er auf die Lohnsteuerkarte. Dieser Be- 
trag wird vom steuerbaren Einkommen abgesetzt, 
und vom Rest muß er dann die Steuer bezahlen. 
Aber sein Vorteil ist gering oder gleich Null. 

*) Siehe Anlage Seite 8019, 


Nun hat der Ausschuß für Wiederaufbau und (Q 
Wohnungswesen diese Angelegenheit im Auge be- 
halten und geglaubt, es würde alsbald von der Re- 
gierung ein entsprechender Gesetzentwurf kom- 
men. In der Entschließung ist ausdrücklich gesagt, 
daß ein Gesetzentwurf rechtzeitig vorgelegt wer- 
den soll, damit er am 1. Juli 1950 auch sehon in 
Kraft tritt. Dieser erwartete Gesetzentwurf kam 
nicht. Es ist verständlich, daß dann die Fraktion 
der SPD unter dem 15. September 1950 eine Inter- 
pellation einbrachte, in der gefragt wurde: „Wes- 
wegen ist die Gesetzesvorlage dem Bundestag noch 
nicht zugeleitet worden? Wann ist die Gesetzesvor- 
lage zu erwarten?“ Die Interpellation ist am 
15. November 1950 beraten worden. Damals hat 
im Namen der Bundesregierung Herr Staats- 
sekretär Hartmann zu den Fragen Stellung ge- 
nommen. Er hat erklärt, ein solcher Gesetzentwurf 
würde außerhalb des Rahmens unseres Steuer- 
systems liegen. Außerdem würden schwerwiegende 
Bedenken auftauchen. Ferner seien die Länder- 
regierungen wemg geneigt, einem solchen Gesetz- 
entwurf näherzutreten. In der Aussprache kam 
aber zum Ausdrude, daß diese Bedenken ausge- 
räumt werden können, insbesondere das Bedenken, 
daß die Länder auf einen Teil ihrer Wohnungsbau- 
mittel, die sie vom Bund bekommen, nicht ver- 
zichten könnten. Es wurde ein Antrag ange- 
nommen, in dem die Bundesregierung auf gef ordert 
wurde, unverzüglich einen Gesetzentwurf vorzu- 
legen. 

Wir haben gewartet bis zum 29. Januar 1951. 
Dann kam ein Schreiben des Herrn Bundesfinanz- 
ministers und ein sogenannter „Vermerk“, eine 
Abhandlung, wie dieses Prämiengesetz aufgebaut 
werden könnte. In diesem Schreiben heißt es aus- 
drücklich, das reine Prämienverfahren sei die 
sauberste Lösung, die rechtlich klar und technisch ' 
einfach wäre. Außerdem erklärt aber der Herr 
Finanzminister, daß es nur ein unverbindlicher 
Entwurf sei, daß weder er noch die Regierung 
hinter dem Entwurf ständen und auch nicht die 
Länder. Aber der Ausschuß ließ natürlich nicht 
locker. Er hat weitergearbeitet und dringend ge- 
beten, daß uns nach gewissen Gesichtspunkten — 
die in einem Unterausschuß geklärt worden sind — 
ein neuer Gesetzentwurf vorgelegt wird. Diesen 
Gesetzentwurf hat der Ausschuß unter dem 
8. März 1951 bekommen. Der Wohnungssparer 
sollte danach eine reine Prämie von 25 °/o erhalten, 
wie es ja auch in der Entschließung steht. Aber 
es wurde eine Bedingung daran geknüpft: die ein- 
kommensteuerlichen Vergünstigungen und Sonder- 
ausgaben für den Wohnungsbau sollten wegfallen, 
wenn diese Prämie Gesetz wird. Dagegen hat sich 
der Ausschuß gewandt. Wir wissen ja, wie sehr 
gerade die Bestimmung des § 7 c des Einkommen- 
steuergesetzes von gewissen Firmen und auch 
leistungsfähigen Einzelpersonen mißbraucht wor- 
den ist, indem unter ungeheurer Steuerersparnis 
Wohnbauten hergestellt und in das Vermögen der 
Verwandtschaft übergegangen sind. Der Bundestag 
hat ja dann einen Riegel vorgeschoben, indem er 
eine Bestimmung geschaffen hat, nach der für eine 
Wohnung nur bis zu 7 200 DM steuerbegünstigt 
verwendet werden können. Wir wollten also 
-nicht, daß durch dieses Prämiengesetz diese immer- 
hin wertvolle Geldquelle für den Wohnungsbau 
verstopft und beseitigt wird, und haben erklärt, 
daß wir uns unter keinen Umständen darauf ein- 
lassen werden. Wir brauchen ein reines Prämien- 
gesetz, in welchem die Vergünstigungen nach § 7 c 
des Einkommensteuergesetzes bleiben und für 
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(A) jeden ein Wahlrecht enthalten ist, ob er die Be- 
günstigung für den Wohnungsbau in der Form von 
Sonderausgaben von seinem Einkommen absetzen 
oder ob er von der reinen Prämie, unabhängig von 
den Sonderausgaben nach dem Einkommensteuer- 
gesetz, Gebrauch machen will. 

Nach dieser Aussprache und einem uns neu vor- 
gelegten Entwurf haben die Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP, DP, BP und des Zentrums 
unter dem 11. Juli 1951 den Gesetzentwurf auf 
Drucksache Nr. 2488 eingereicht, der in die Tages- 
ordnung vom 13. September 1951 aufgenommen 
wurde. Damals wurde auf eine Aussprache ver- 
zichtet. Es wurde beschlossen, den Initiativgesetz- 
entwurf an den Ausschuß für Wiederaufbau und 
Wohnungswesen zur Bearbeitung zu überweisen. 

Bei den Beratungen im Ausschuß hat es sich als 
zweckmäßig herausgestellt, einige Organisationen 
zu hören, um zu erfahren, wie sich die Prämien- 
regelung, wie wir sie uns vorstellten, praktisch 
durchführen läßt. Zu diesem Zweck wurden die 
Herren Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der 
Sparkassen- und Giroverbände und Girozentralen, 
dann der Herr Vertreter des Verbandes der öffent- 
lichen Bausparkassen, der Herr Vertreter des Ver- 
bandes der privaten Bausparkassen und der Herr 
Vertreter des Verbandes gemeinnütziger Woh- 
nungsbaunternehmen eingeladen. Der Ausschuß 
hat an diese Herren die Frage gerichtet, ob sie sich 
dahingehend erklären können, daß sie als Organi- 
sationen bereit und imstande sind, die Berechnung, 
den Einzug und die Verwaltung der Prämien zu 
übernehmen. Es kam uns vor allem darauf an, 
den Einwurf von seiten des Herrn Bundesfinanz- 
m nisters zu entkräften, daß die Finanzämter nicht 
mit weiteren Arbeiten belastet werden dürfen und 
^ können. Es war in der ganzen Beratung unser Be- 
' ; streben, eine Form zu finden, bei der die Finanz- 
ämter möglichst wenig in Anspruch genommen 
werden. Die Herren Vertreter der Verbände haben 
uns erklärt, daß s ; e bereit sind, diese Arbeit zu 
übernehmen. Damit waren wir ein gutes Stück 
weitergekommen. 

Wir haben den Antrag alsdann bis Anfang De- 
zember zu Ende beraten und ihn an den Ausschuß 
für Finanz- und Steuerfragen weitergegeben. Dort 
wurden einige Vereinfachungen vorgenommen. Ins- 
besondere wurde die Ermächt : gung gestrichen, 
Rechtsverordnungen dazu zu erlassen. Schließlich 
hat der Ausschuß den Antrag einstimmig ange- 
nommen. Es kam noch zum Ausdruck, daß der 
Wohnungsbauausschuß mit dem Gesetzentwurf 
eine gute Arbeit geleistet habe. 

Ich glaubte, Ihnen diese Darstellung geben zu 
müssen, damit Sie ermessen, m t welchen großen 
Schwierigkeiten der Ausschuß zu kämpfen hatte, 
um endlich den Willen des Bundestages zu erfüllen. 
Fast 22 Monate lang haben wir mit Zähigkeit an 
dieser Arbeit geschafft. Es kamen Bedenken und 
Hemmn sse von allen Seiten. Schließlich ist es doch 
gelungen. Auch der Ausschuß für Bau- und Boden- 
recht hat mitgearbeitet. Wir haben den Bedenken, 
die von der Bundesregierung in bezug auf die 
Finanzämter vorgetragen worden sind, und den 
Bedenken, die von den Länderregierungen in bezug 
auf die Beschaffung der M.ttel vorgetragen worden 
sind, in hohem Maße Rechnung getragen, so daß 
sowohl die Bundesregierung als auch die Länder- 
regierungen wohl keinen Grund haben, sich gegen 
das Gesetz zu wenden. Wir haben daher die Hoff- 
nung, daß es von dortaus keine Schwierigkeiten 
mehr gibt. 


Nachdem ich Ihnen den Hergang der Beratungen (O 
dargelegt habe, darf ich Ihnen schlagwortartig 
noch das Wesentliche dieses Gesetzentwurfs vor- 
tragen. An erster Stelle ist die Frage aufgetaucht: 
Soll jeder Steuerzahler prämienberechtigt werden, 
soll eine obere Einkommensgrenze angesetzt wer- 
den, sollen Firmen prämienberechtigt sein? Diese 
Fragen wurden wie folgt entschieden. Prämien- 
berechtigt sind nur natürliche Einzelpersonen, nicht 
Firmen. Die Begründung ist die, daß Firmen bis- 
her nach dem Einkommensteuergesetz keine 
Sonderausgaben absetzen können. Die Einzelper- 
sonen müssen unbeschränkt einkommensteuer- 
pflichtig sein. Es kommt aber noch eine andere 
Gruppe hinzu, an die man vielleicht sonst n : cht 
denkt, nämlich die Gruppe derjenigen Menschen, < 
die weder Lohnsteuer noch Einkommensteuer 
zahlen. Auch sie sollen in den Genuß dieser 
Prämien . kommen.. Nehmen wir einmal an, eine 
sehr ärmlich lebende Familie erhält unerwartet 
eine Erbschaft von 5 000 DM. Für diese 5 000 DM 
an Vermögenszuwachs braucht sie ja keine Ein- 
kommensteuer zu zahlen. Sie kann aber diese 
5 000 DM in dreimal 1 600 DM aufteilen und kann 
drei Jahre lang die Prämie bekommen, jedes Jahr 
400 DM. Es ist also schon von Bedeutung, daß ein 
nicht Lohn- und Einkommensteuerpflichtiger auch 
das Recht hat, prämienbegünstigt zu sparen. Es 
kommt hier noch dazu, daß diese Ersparnisse zur 
Förderung des Wohnungsbaues verwendet werden 
müssen. 

Die nächste Frage ist nun, welche Organisationen 
berechtigt sein sollen, derartige Gelder in Anspruch 
zu nehmen und nachher die Prämien anzufordern. 
Wir haben vier Gruppen vorgesehen, und zwar 
einmal die Bausparkassen. Wenn Beiträge zur Er- 
langung von Baudarlehen gezahlt werden, dann . . 
sollen diese Beiträge prämienbegünstigt sein. Die ^ 
Bausparkassen haben vermutlich, natürlich genau 
so die Sparer, so gut wie sicher den allergrößten 
Nutzen von diesem Gesetz; denn es handelt sich 
hier um die kleinen Bausparer, die ihre Einzah- N 
lungen bisher nur als Sonderausgaben im Rahmen 
ihres Einkommens absetzen konnten. Dabei haben 
sie aber keine Steuerersparnis in Höhe von 25% 
gehabt, sondern vielleicht eine solche in Höhe von 
10, 12 oder 15%. Sie werden nun alle in den Ge- 
nuß der hohen Prämie kommen. Daraus wird sich 
hoffentlich, ja, so gut wie sicher, ein ganz starker 
Antrieb unter den sparenden Menschen entwickeln, 
die ein Haus als Zukunftsideal im Auge haben, mit 
dem Sparen zu beginnen, das sich jetzt viel mehr 
lohnt als bisher. Die Gelder, die auf diese Art ge- 
sammelt werden, können zum Bau und auch zum 
Kauf eines Wohnhauses, zum Ausbau eines Wohn- 
hauses mit Wohnungen und schließlich - zur Ent- 
schuldung von Wohnhäusern verwendet werden. 
Damit wird eine ganz große Ebene geschaffen, um 
zum Sparen anzuregen, und da dieses Ziel eine 
ganze Reihe von Möglichkeiten aufweist, ist an- 
zunehmen, daß weitere Kreise davon Gebrauch 
machen, um auch die Prämien zu' bekommen und 
auch das höhere Ziel zu erreichen. 

An zweiter Stelle ist an Aufwendungen im Rah- 
men von Sparverträgen gedacht. Nun sind ja Spar- 
verträge im derzeit geltenden Einkommensteuer- 
recht schon mit der Vergünstigung bedacht, daß die 
Einzahlungen, wenn sie drei Jahre festliegen, als 
Sonderausgaben vom Einkommen abgesetzt werden 
können. Aber wir gehen jetzt noch etwas weiter. 
Die Sparverträge werden wie bisher weiterlaufen. 
Aber die Sparverträge, um die es sich hier han- 
delt, enthalten noch eine Bedingung. Der Spar- 
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(A) vertrag und auch die Prämie, die später gegeben 
wird, müssen entweder im Rahmen des Wohnungs- 
baues oder für den Erwerb von Rechten nach dem 
Wohnungseigentumgesetz, also des Wohnungs- 
eigentums oder eines Dauerwohnrechts, aufge- 
wandt werden. 

An dritter Stelle stehen die Aufwendungen für 
den ersten Erwerb von Anteilen an Bau- und Woh- 
nungsgenossenschaften. Wir legen ja Wert darauf, 
daß die Interessenten durch den Erwerb von An- 
teilen die Hoffnung bekommen, eines Tages ein 
Haus oder wenigstens eine Wohnung zu erhalten. 
Deshalb haben wir auch diesen Erwerb als prä- 
mienbegünstigt herausgestellt. 

Endlich sind die Beiträge auf Grund von Ka- 
pitalansammlungsverträgen mit gemeinnützigen 
Wohnungs- und Siedlungsunternehmen prämien- 
begünstigt. Diese Unternehmen haben die Aufgabe, 
für den Wohnungsbau ganz besonders zu sorgen. 
Sie werden das Geld hundertprozentig in den Woh- 
nungsbau stecken, und sie werden diese Verträge 
mit den Prämiensparern wahrscheinlich auch so 
lange laufen lassen, daß der Sparer es verdient, 
für die Hingabe seines Geldes für diese Jahre auch 
eine Prämie zu beziehen. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Brön- 
ner, darf ich Sie einen Augenblick unterbrechen. 
Sie sind augenblicklich auf Seite 9 Ihres schrift- 
lichen Berichts. 

(Lachen rechts.) 

Wenn die schriftliche Berichterstattung einen Sinn 
haben soll, darf ich Sie freundlichst bitten, doch 
> zu unterstellen, daß der schriftliche Bericht be- 
kannt ist. 

(Sehr richtig!). 

SB) Ich fürchte etwas für die Länge des Stenographi- 
schen Berichts und für die Druckkosten, die daraus 
erwachsen, wenn alles doppelt gesagt wird; denn 
das ist nicht der Sinn des § 74 der Geschäftsord- 
nung. 

(Zustimmung.) 

Dr. Brönner (CDU), Berichterstatter: Ich werde 
mich bemühen, mich kurz zu fassen und schlag- 
wortartig zu berichten. 

(Bravo! rechts.) 

Es wird noch bestimmt, daß fremde Mittel für 
solches prämienbegünstigtes Sparen nicht verwen- 
det werden dürfen. 

Hinsichtlich der sachlichen Begrenzung war die 
Frage, ob auch die Lebensversicherungsgesellschaf- 
ten, Hypothekenbanken und Sparkassen das Recht 
haben sollten, auf Einzahlungen, die bei ihnen ge- 
leistet worden sind, Prämien anzufordern. Der 
Ausschuß ist zu dem Ergebnis gekommen, daß man 
davon absehen soll; denn dieses Gesetz soll ja 
nicht der Gesundung des Kapitalmarktes dienen, 
sondern den kleinen Sparer begünstigen. Wir sind 
also zu einem reinen Prämiengesetz gekommen. 

Eine obere Grenze für den Prämiensparer ist 

nicht festgelegt worden. Jeder wird ja selber über- 
legen, ob er größere Vorteile hat, wenn er die 
Prämie benützt oder wenn ei>die Sonderausgaben 
absetzt. Als Prämienbetrag wurden 400 DM im 
Jahr gegeben. Bei 25% Prämie müssen also 1600 
DM gespart werden, wenn man diese 400 DM er- 
halten will. 

In der Aussprache ist noch zum Ausdruck ge- 
kommen, daß dieses Gesetz auch einen sozialen 


Einschlag bekommen sollte, und aus diesem Grunde (O 
ist eine Erhöhung des Prozentsatzes vorgenommen 
worden. Bei Alleinstehenden und kinderlos Ver- 
heirateten sind 25% vorgesehen, für Familien mit 
einem Kind oder zwei Kindern 27%, mit drei bis 
fünf Kindern 30% und bei mehr als fünf Kindern 
35%. Eine Familie mit zwei Kindern braucht also 
nicht 1600 DM zu sparen, um die Prämie von 400 
DM zu bekommen, sondern schon bei einem gespar- 
ten Betrag von 1481 DM bekommt sie die Prämie 
von 400 DM. Bei drei bis fünf Kindern müssen 
1333 DM gespart werden; bei über fünf Kindern 
nur 1143 DM. 

Die steuerliche Behandlung der Prämie ist auch 
wichtig. Es besteht nämlich die Gefahr, insbeson- 
dere bei Gewerbetreibenden, daß die Prämie von 
einem Finanzamt als Einkommen herangezogen 
werden könnte. Daher ist bestimmt, daß die Prä- 
mien nicht als Einkommen betrachtet werden; denn 
das würde dem Gedanken des Prämiensystems zu- 
widerlaufen. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Brön- 
ner, ich appeliere noch einmal an Sie, uns nicht 
noch die Seite 13 vorzulesen. Sie verstoßen mit die- 
ser Berichterstattung gegen die Geschäftsordnung. 

Dr. Brönner (CDU), Berichterstatter: Meine Da- 
men und Herren! Ich habe damit versucht, Ihnen 
einen Überblick zu geben.* Wir sind der Überzeu- 
gung, daß dieses Gesetz ein Markstein auf dem 
Weg zur sozialen Gerechtigkeit ist. Auf diese Weise 
wird mehr gespart, und die Prämie, die der kleine 
Mann erhält, wird durch das verstärkte Sparen 
vervierfacht. Wir kommen damit zu einer besseren 
Finanzierung des Wohnungsbaus, indem die Eigen- 
mittel verstärkt werden. 

Ich habe den Auftrag, im Namen d£r beteiligten <t» 
drei Ausschüsse die Annahme dieses Gesetzent- 
wurfs — Drucksache Nr. 3005 — in zweiter und 
dritter Lesung zu beantragen. 

Außerdem bin ich beauftragt, den Änderungs- 
antrag Umdruck Nr. 431 zu § 10 im Namen der 
Unterzeichneten Fraktionen vorzutragen. Es dreht 
sich dabei um die Regelung für das Land Berlin. 

Schließlich bin i:\ gebeten worden, zu erklären, 
daß die Fraktionen auf eine Aussprache über dieses 
Gesetz verzichten. 

(Beifall.) 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn Be- 
richterstatter. 

Ich rufe auf zur Einzelbesprechung der zweiten 
Beratung. Falls Sie zu einzelnen Paragraphen das 
Wort zu nehmen wünschen, bitte ich Sie, sich zu 
melden. 

§§ 1, - 2, - 3, - 4, - 5, - 6, - 7, - 8, - 
9. — Keine Wortmeldungen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die diesen Paragraphen zuzustimmen 
wünschen, . eine Hand zu erheben. — Das ist die 
Mehrheit. Die Paragraphen sind angenommen. 

Zu § 10 liegt der von dem Herrn Berichterstatter 
erwähnte Änderungsantrag Umdruck Nr. 431 vor. " 

— Auch dazu wünscht niemand das Wort. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem Änderungsantrag 
zuzustimmen wünschen, eine Hand zu erheben. — 
Das ist die Mehrheit; § 10 ist in dieser Fassung 
angenommen. 

Ich rufe auf § 11, — Einleitung und Überschrift. 

— Ich bitte die Damen und Herren, die dem zu- 
zustimmen wünschen, eine Hand zu erheben. — 
Das ist die Mehrheit; angenommen. 
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(A) Der Herr Bundesminister für Wohnungsbau 
wünscht das Wort zu nehmen. Bitte! 

Wildermufh, Bundesminister für Wohnungsbau: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte die Begründung, die der Herr Bericht- 
erstatter gegeben hat, nicht widerholen. Ich möchte 
nur mit ein paar Worten die Bedeutung unter- 
streichen, die das Gesetz für den Wohnungsbau 
hat. Ich begrüße das Gesetz, das aus der Initiative 
des Wohnungsbauausschusses heraus entstanden 
ist, nicht nur, weil ich die hierin gewährten Steuer- 
begünstigungen für gerecht halte, sondern vor 
allem deswegen, weil es zwei Gedanken, die ich für 
den Wohnungsbau für wesentlich halte, fördern 
wird: erstens den Gedanken der Selbsthilfe, indem 
es auch den Beziehern kleiner Einkommen ermög- 
licht und sie dazu anreizt, aus eigenen Mitteln 
möglichst viel für ihre Wohnung aufzubringen; 
zweitens deswegen, weil dieses Gesetz der Schaf- 
fung von Eigenheimen, sei es in der Form von 
eigenen Häusern, sei es in der Form von Woh- 
nungseigentum, zugute kommt, so daß die Zahl der 
Eigentümer in breiter Streuung vergrößert wird. 

(Bravo!) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
damit ist die zweite Beratung beendet. 

Ich komme zur 

dritten Beratung 

des Gesetzes. Nach dem Beschluß des Hauses soll 
eine allgemeine Besprechung nicht stattfinden. Ein- 
zelberatung ist nur erforderlich, soweit Ände- 
rungsanträge gestellt sind. Das ist bei kei- 
nem Paragraphen der Fall. Wir brauchen also keine 
^ Einzelberatung der §§ 1 bis 11 vorzunehmen. 

Ich komme zur Abstimmung über die auf geru- 
fenen §§ 1 bis 11, Einleitung und Überschrift. Ich 
bitte die Damen und Herren, die zuzustimmen 
wünschen, eine Hand zu erheben. — Das ist die 
Mehrheit; sie sind angenommen. 

Ich komme zur Schlußabstimmung über das Ge- 
setz über die Gewährung von Prämien zur För- 
derung des Wohnungsbaues, Wohnungsbau-Prä- 
miengesetz. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dem Gesetz in seiner Gesamtheit zuzustimmen 
wünschen, eine Hand zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dieses Gesetz 
ist einstimmig ohne Enthaltungen angenommen 
worden. 

(Beifall.) 

Damit ist der Punkt erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung; nach 
der Reihenfolge des Eingangs der Drucksachen:. 

Beratung des Antrags der Fraktion _ der 
Deutschen Partei betreffend Neufassung der 
§§ 353 b und c StGB (Nr. 2965 der Druck- 
sachen); 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
Föderalistischen Union (BP-Z) eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Änderung des Strafgesetz- 
buches vom 2. Juli 1936 (Nr. 2975 der Druck- 
sachen). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen eine Begründungs- 
zeit von je 10 Minuten und eine Aussprachezeit 
von höchstens 120 Minuten vor. 

Wer wünscht, den Antrag Drucksache Nr. 2965 

zu begründen? — Herr Abgeordneter Ewers, bitte! 


Ewers (DP), Antragsteller: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wenn ich mit einem Goethe- 
wort beginnen darf, so ist das bekannte Zitat 
Es erben sich Gesetz und Rechte 
wie eine ew’ge Krankheit fort 
auf den ersten Blick am Platz. Zwar lebte Goethe 
unter der Herrschaft des römischen Rechts, das im 
Altertum über ein Jahrtausend und in der Neuzeit 
vom Ende des 15. Jahrhunderts bis 1900 in weiten 
Teilen Deutschlands galt, und er hatte von der 
Fabrik der Gesetzgebung, als die wir uns hier in 
Bonn betätigen müssen, noch keine Vorstellung. 

Ich meine aber, das Goethewort ist deshalb am 
Platz, weil ich glaube, daß das „Tausendjährige 
Reich“ der beiden §§ 353 b und c inzwischen ab- 
gelaufen ist und wir bei unserem Betrieb alle 
Veranlassung haben, uns dieser beiden Paragra- 
phen, die plötzlich aus einer Versenkung auf ge- 
taucht sind und hier in Bonn und bei der gesamten 
Presse größte Unruhe hervorgerufen haben, mal 
etwas liebevoll anzunehmen. 

Der Herr Kollege Dr. Reismann und seine Frak- 
tion beantragen, den § 353 c einfach ersatzlos auf- 
zuheben. Wir beantragen, nicht nur diesen Para- 
graphen, sondern auch den vorangehenden § 353 b 
unter die Lupe zu nehmen. 

Wenn ich mit einer Redezeit von nur zehn Mi- 
nuten auskommen will — ich bitte schon jetzt, eine 
ganz kurze Verlängerung vorzusehen — , muß ich 
mich sehr kurz fassen; denn zu diesem Komplex 
ist unendlich viel zu sagen. Man muß nämlich 
schon, wenn man etwas sagen will, bei § 353 a an- 
fangen, den die Laien im Strafgesetzbuch nicht 
mehr finden werden. Normalerweise fängt man 
ja mit a und nicht mit b, c an. Der § 353 a ist der 
sogenannte Arnim-Paragraph, von Bismarek in das 
Strafgesetzbuch eingeführt, weil er es für not- (D) 
wendig hielt, wegen des Falles Arnim den diplo- 
matischen Vertretern im Ausland eine besondere 
Geheimhaltungspflicht in bezug auf Regierungs- 
absichten und -pläne aufzuerlegen. Dieser Para- 
graph ist dem Kontrollrat zum Opfer gefallen, der 
uns bekanntlich verbot, diplomatische Vertretun- 
gen zu haben und überhaupt Außenpolitik zu be- 
treiben. Es wird hohe Zeit, daß wir uns besonders 
darüber Gedanken machen, ob wir, nachdem wir 
wieder ein Auswärtiges Amt haben, nicht alle Ver- 
anlassung haben, einen § 353 a oder ähnliches 
wieder einzuführen. 

Nun komme ich zu § 353 b, der erst der eigent- 
liche Inhalt dieses Tagesordnungspunktes ist. Die- 
ser Paragraph hat immerhin den Vorzug, daß er 
dort, wo er steht, auch hingehört. Er behandelt 
einen Tatbestand aus dem Beamtenstrafrecht. In- 
sofern steht er an der richtigen Stelle, nämlich 
hinter dem a-Paragraphen, der einen anderen Ge- 
heimnisverrat spezieller Natur behandelt hat. 
Dieser § 353 b soll, ebenso wie der § 353 c, nach der 
Denkschrift des Justizministeriums kein Typ aus 
dem Nazirecht sein. Ich bekenne offen, daß mich 
diese Argumentation, die mit rechtshistorisch sehr 
wertvollen Ausführungen in der Denkschrift belegt 
ist, nicht überzeugt hat. Es steht wohl fest, daß ein 
Professor Beling in den Jahren 1906 oder 1905, 
zehn Jahre vor Ausbruch des ersten Weltkriegs, 
mal so etwas von sich aus angeregt hat. Aber von 
einem Echo seiner Anregungen ist in der dama- 
ligen Zeit nichts spürbar geworden. Man müßte 
zunächst mal nachprüfen, ob jener Professor Beling 
nicht vielleicht damals schon ein „alter Kämpfer“ 
war. 

(Zuruf von der Mitte; 1918!) 


r 
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^ — 1918 auch noch; 1918 ist noch einmal die Rede 
davon gewesen, Ende des Krieges und in der 
Kriegszeit, wo es bekanntlich immer mehr Geheim- 
nisse, gibt als im Frieden, wo es sich z. B. um 
Geheimhaltung der ganzen Rüstungsproduktion 
handelt. Da liegen jedenfalls keine normalen de- 
mokratischen Verhältnisse vor. Fest steht nun 
aber, daß Anregungen in dieser Form im alten 
Reichstag im Jahre 1930, ich glaube, mit großer 
Stimmenmehrheit abgelehnt wurden und daß seit- 
dem darüber alles schwieg, bis dann die National- 
sozialisten im Jahre 1936 die §§ 353 b und c ein- 
geführt haben. Daß sie beide etwas national- 
sozialistisch angehaucht sind, ergibt ein Blick auf 
das Strafmaß, das von einem Tag Gefängnis für 
den leichtesten Fall bis zu zehn Jahren Zuchthaus 
für den schwersten Fall reicht, wohlverstanden bei 
einem Delikt, wo der „schwere Fall“ nicht in be- 
sonderen Tatbestandsmerkmalen, sondern aus- 
schließlich durch die Auffassung des Gerichts ge- 
geben ist. Wie solche Bestimmungen im Dritten 
Reich gehandhabt wurden, ist uns Verteidigern aus 
dem Dritten Reich hinlänglich bekannt. 

Daß neben dem Strafmaß die Strafbarkeit des 
Versuchs und die Strafbarkeit der Fahrlässigkeit 
Dinge sind, die unter allen Umständen schon heute 
einer Änderung bedürfen, erkennt das Justiz- 
ministerium dankenswerterweise selbst an. Insofern 
besteht kein Streit zwischen dem Ministerium und 
dem Bundestag. Ich hoffe, daß auch in anderen 
Dingen kein Streit entstehen wird. 

Was nun die beiden Paragraphen und ihr Wesen 
anlangt, so möchte ich mich sehr kurz über die 
Einzelheiten des § 353 b, die mir und ebenfalls an- 
deren Leuten bedenklich erscheinen, äußern. Ob- 
jekt des Delikts ist ein Geheimnis. Das Wort „Ge- 
heimnis“ haben wir vor einem knappen Jahr hier 
im Bundestag bei dem sogenannten Staatsgeheim- 
nis des Landesverrats sehr eingehend behandelt. 
In dieser Novelle haben wir uns als echte rechts- 
staatliche Gesetzgeber die Mühe gemacht, in einem 
Extra-Paragraphen festzustellen, was denn eigent- 
lich ein „Staatsgeheimnis“ im Sinne des Landes- 
verrats ist. Ich bitte, das in unserer Novelle, die im 
Bundesgesetzblatt verkündet worden ist, nachzu- 
lesen. Daß der Gesetzgeber im Fall des § 353 b 
nicht auch nur den Versuch einer Begriffsbestim- 
mung gemacht hat, das spricht für die Quelle, aus 
der das Gesetz kommt. 

Was ist denn nun also ein Geheimnis? Jedenfalls 
kein Staatsgeheimnis; denn das ist beim Landes- 
verrat definiert. Der Begriff in § 353 b ist also ein 
anderer. Es ist auch kein Aktenstück, das als „Ge- 
heim“ bezeichnet ist; denn es werden viele Akten- 
stücke als „Geheim“ bezeichnet, die urbi et orbi 
bekannt sind, wo man es nur im inneren Dienst für 
nötig hält, daß gerade dieses Papier in den Akten 
bleibt und nicht her um wandert und etwa dorthin 
kommt, wo es nicht hingehört. Es ist auch nicht 
alles schon ein Geheimnis, was etwa unter die be- 
amtenrechtliche Schweigepflicht fällt. Dazu gehört 
unendlich vieles, was nicht Geheimnis, sondern 
nur dienstlicher Vorgang ist, über den man aber 
nicht groß sprechen soll. Es ist jedenfalls nach sei- 
ner Tendenz im § 353 b ein Amtsgeheimnis ge- 
meint. Das steht zwar nicht ausdrücklich im Ge- 
setz, ergibt sich aber daraus, daß durch seine Offen- 
barung „öffentliche Interessen“ gefährdet werden 
müssen, was bei einem Privatgeheimnis in einem 
freien Staatswesen kaum denkbar ist. Denn Ge- 
heimnisse sind natürlich Wahrheiten, und Wahr- 
heiten, die ich über eine Privatperson — sie mag 


stehen, wo sie will — verbreite, können öffentliche ® 
Interessen höchstens in einem Gauleiterstaat be- 
rühren. 

Deswegen meine ich, die Vorschrift bezieht sich 
zunächst einmal auf Amtsgeheimnisse. Was das 
Wort „Geheimnis“ anlangt, so mag darüber in der 
Rechtsprechung allerhand ausgeführt sein. Für den 
denkenden Menschen, der kein Jurist ist, ist „Ge- 
heimnis“ jedenfalls ein Tatbestand oder auch ein 
Umstand — also z. B. ein Plan, der noch keine 
gegenständliche Form hat — , der bisher nur einer 
sehr beschränkten und zum mindesten überseh- 
baren Anzahl Menschen bekannt ist. Alles andere 
ist kein Geheimnis, sondern ist vielleicht eine Tat- 
sache, die sich poch nicht sehr weit herumgespro- 
chen hat. Sobald aber ein mehr als übersehbarer 
Menschenkreis ein Geheimnis kennt, hört es auf, 
ein Geheimnis zu sein. Deswegen kann ich mir ein 
Gesetz, das rechtsstaatlichen Anforderungen ent- 
spricht, nicht anders vorstellen, als daß zunächst 
einmal nach dem Muster des Landesverrats be- 
stimmt wird, was ein Amtsgeheimnis ist. Wer hat 
die Befugnis, die Macht, zu erklären: Dieser oder 
jener Tatbestand soll ein Geheimnis sein? Diese 
Befugnis wird in das Gesetz hineinzuarbeiten sein. 

Wenn es sich um den Verrat eines Amtsgeheim- 
nisses handelt, bedeutet der Zusatz, daß dadurch 
öffentliche Interessen nicht gefährdet werden dür- 
fen, kein neues Tatbestandsmerkmal. Diese Logik 
ist vom Gesetzgeber übersehen worden; denn ein 
Tatbestand ist eben deswegen ein Amtsgeheim- 
nis, weil die öffentlichen Interessen seine Offen- 
barung nicht gestatten. Durch den Verrat jedes 
Amtsgeheimnisses wird also selbstverständlich das 
öffentliche Interesse mehr oder weniger stark ge- 
fährdet. Davon muß man ausgehen und muß sich 
nicht einbilden, daß in § 353 b — in § 353 c ist es <E$ 
anders — das Tatbestandsmerkmal der „Gefähr- 
dung öffentlicher Interessen“ irgendein Akzidens 
sei; diese liegt vielmehr ohne weiteres im Offen- 
barungsakt begründet. Wenn es ein besonderes 
Akzidens wäre, bliebe festzustellen: Es sind, wie 
es. heißt, „wichtige öffentliche“ Interessen gefähr- 
det. Wer bestimmt das? Der Amtsrichter der Klein- 
stadt soll das übersehen können, soll genug Urteils- 
kraft besitzen, um diese Frage zu entscheiden?! 

Ich bin mit der Erörterung des § 353 b am Ende. 
Darf ich noch kurz unseren Antrag zu § 353 c be- 
gründen? Oder ist es nicht möglich? Ich müßte 
lebhaft dagegen protestieren, daß man für die Er- 
örterung eines so komplexen Tatbestandes und für 
die Begründung eines Antrags zu zwei derartigen 
Paragraphen nur zehn Minuten Redezeit zudiktiert 
bekommt. Daher bitte ich, mir — mit Erlaubnis 
des Hauses — noch fünf Minuten zu gewähren. 

Präsident Dr. Ehlers: Ist das Haus damit ein- 
verstanden? 

(Zustimmung. — Lebhafte Zurufe.) 

Ewers (DP), Antragsteller: Vielen herzlichen 
Dank an das Hohe Haus und den Herrn Präsi- 
denten! 

" Ich will mich sehr kurz fassen. Ich komme zu 
§ 353 c. Zunächst einmal ist es erforderlich, diesen 
Paragraphen aus dem Abschnitt über die Beamten- 
delikte herauszuwerfen; denn er ist das genaue 
Gegenteil eines Beamtendelikts. Hier ist Voraus- 
setzung, daß der Täter kein Beamter ist. Sonst 
können alle allgemeinen Delikte von Beamten und 
Nichtbeamten begangen werden; dieses Delikt kann ' 
überhaupt nur von Nichtbeamten verübt werden, 
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W weil das einschlägige Beamtendelikt schon in § 353 b 
geregeltest. Deswegen gehört es bestimmt nicht an 
diese Stelle. 

Was ist nun zu dem Tatbestand zu sagen? In 
Abs. 1 wird ein völlig anderer Tatbestand als in 
dem — ach so kurz gefaßten — Abs. 2 für strafbar 
erklärt. Abs. 1 geht von dem Besitz einer Urkunde 
aus, die, wie es heißt, als „geheim“ oder „vertrau- 
lich“ bezeichnet — gemeint ist: gekennzeichnet — 
ist, also einer Urkunde, deren Inhalt dem äußeren 
Anschein nach zwar noch lange kein Geheimnis zu 
sein braucht, die aber von irgendeinem Behörden- 
mitglied, der das zu verfügen hat, mit dem Stempel 
„geheim“ oder „vertraulich“ versehen ist, so daß 
jeder, der die Urkunde findet, sieht, .es ist nicht nur 
eine gewöhnliche Urkunde einer Behörde, nein, sie 
ist auch als Geheimsache bezeichnet; allein damit 
schon ist diese Urkunde besonderem Schutz unter- 
worfen. 

Nun heißt es in dem Text, man dürfe die Ur- 
kunde nicht „mitteilen“. Ich muß offen sagen, ver- 
suchen Sie bitte mal, eine Urkunde mitzuteilen. Das 
können Sie nicht; Sie können nur den Inhalt einer 
Urkunde mitteilen. Die Urkunde selbst können Sie 
nur übergeben, aushändigen; man kann nur eine 
Nachricht „mitteilen“. Also auch das muß geändert 
werden, damit man klar sieht, welches die äußeren 
Tatbestandsmerkmale eigentlich sind: die Übergabe 
dieser als geheim bezeichneten Urkunde an einen 
Dritten. 

Wer der Dritte ist, ist vollkommen belanglos. Ge- 
troffen fühlt sich heute hier besonders die Presse, 
und das nicht ohne Grund. Denn die Presse jagt 
natürlich mit Recht nach Nachrichten, insbesondere 
nach neuen Nachrichten; und neu sind eben nur 
Nachrichten, die bisher irgendwie vertraulichen 

(E Charakter hatten oder unbekannt waren. So ist 
diese Bestimmung in der Tat geeignet, in den Krei- 
sen der Presse größte Unruhe hervorzurufen; denn 
sie darf solche Urkunden, wenn sie sie empfangen 
hat, nicht weitergeben. Falls da „geheim“ drauf- 
steht, ist es für jeden Empfänger einer solchen Mit- 
teilung gefährlich, sie weiterzugeben und ihren In- 
halt zu verbreiten. Nun lebt aber die Presse von 
der Verbreitung von Nachrichten. Das ist ihr Ge- 
schäft. Es ist also kein Wunder, daß die gesamten 
Presseorgane die Frage auf werfen: Dürfen wir 
überhaupt noch Nachrichten verbreiten? 

(Abg. Dr. Schäfer: Na, na!) 

— Mit solchen Urkunden belegt, wohl verstanden; 
hier handelt es sich nur.um Urkunden. 

Das ist also eine Tatbestandsgestaltung, die man 
ablehnen muß. Sie müssen bedenken, daß die 
Kennzeichnung als „geheim“ ja ewig bestehen 
bleibt. Eine Urkunde, die vier Jahre alt ist, hat 
immer noch den Stempel „geheim“. Ausradieren 
kann man diese Stempelfarbe meistens nicht. Ist 
aber dann der Inhalt noch geheim? Ist das Geheim- 
nis nicht oft schon seit zwei Jahren oder länger ge- 
lüftet? Diese Frage spielt nach dem Gesetzestext 
überhaupt keine Rolle, wenn nur „öffentliche Inter- 
essen“ gefährdet werden. 

Dann muß man die Frage stellen, die ich vorhin 
schon angedeutet habe: Wer bestimmt das Vorliegen 
wesentlicher Interessen? Dieses Tatbestandsmerk- 
mal ist hier besonders gefährlich; es hat größte, 
selbständige Bedeutung. An sich ist der materielle 
Geheimnischarakter der Urkunde nämlich belang- 
los, wie gesagt, der Geheimnischarakter ist nur ein 
äußerliches Tatbestandsmerkmal. Das Delikt des 
Abs. 1 ist, was die Urkundenqualität anlangt, ein 


reines Formaldelikt und, was die Folge — die Be- ® 
einträchtigung des öffentlichen Interesses — an- 
langt, ein Delikt, dessen strafbare Bestimmbarkeit 
fast unmöglich ist. Sind z. B. die öffentlichen Inter- 
essen der Opposition die gleichen wie die der Re- 
gierungsparteien? Das ist eine Frage, die sich auf- 
drängt. Gibt es im politischen Leben einer Demo- 
kratie die gleichen „öffentlichen Interessen“ vom 
radikalsten Flügel der Kommunisten bis zum radi- 
kalsten Flügel der SRP? Diese Fragen drängen sich 
gerade auf dem politischen Feld auf. Deswegen ist 
zu sagen, daß das Tatbestandsmerkmal der Inter- 
essengefährdung hier entscheidend und außer- 
ordentlich gefährlich ist. 

Nun ist weiter noch folgendes zu bemerken. Die- 
ses Delikt setzt als Täter eine Privatperson voraus, 
die nicht Beamter ist, und muß deshalb an anderer 
Stelle untergebracht werden, nämlich bei den De- 
likten gegen die öffentliche Sicherheit. 

Ich möchte jetzt zum Schluß kommen und einige 
weitere wichtige Einzelfragen sowie Nebengesichts- 
punkte nicht mehr behandeln. Abschließend möchte 
ich folgendes ausführen. Wenn die Gesetzesbestim- 
mungen der §§ 353 b und c nicht ausgesprochen 
nationalsozialistisches Rechtsgut sein sollen — und 
sie sollen es ja nicht sein — , so wollen wir uns dar- • 
über klar sein, daß in einem freiheitlich-parlamen- 
tarisch-demokratischen Staat die Arbeit der Be- 
hörden in einem diametralen Gegensatz zu der- 
jenigen zu stehen hat, wie sie in einem totalitären 
Staat allein möglich ist. In der Demokratie handelt 
es sich darum, daß jeder Plan d^r Regierung der 
öffentlichen Kritik unterstellt wt rden muß. Hier 
handelt es sich darum, daß sich die öffentliche Mei- 
nung bilden muß, wenn wir mit dem Volk Verbin- 
dung haben wollen. Hier hat die Presse die Funk- 
tion, nicht etwa das Sprachrohr für die Regierung (D) 
zu sein, sondern in taktvoller und gewissenhafter 
Weise das Volk über das Für und Wider aufzu- 
klären. Diese Dinge setzen also, was den inneren 
Betrieb der Behörden anlangt, eine bedeutend 
engere, ja überhaupt die engste Beziehung zwischen 
der charakterlich festen, anständigen Presse und 
den Ministerien voraus. 

Unter diesen Gesichtspunkten sind die beiden 
§§ 353 b und c in der heutigen Fassung unmöglich. 

Sie sind vielleicht nicht ganz entbehrlich, das gebe 
ich zu, und ich halte es für sehr gefährlich, etwa 
beide mit einem Federstrich zu beseitigen. 

Ich habe die bedeutendsten Schwierigkeiten und 
Bedenken gegen die jetzige Fassung erörtert. Was 
nun die Abänderungen anlangt, so beantrage ich, 
die beiden Ihnen hier vorliegenden Anträge dem 
Rechtsausschuß mit dem Auftrag zu überweisen, 
wenn irgend möglich, diese Bestimmungen und eine 
weitere, auf die ich gleich noch komme 

(Unruhe) 

— ich muß doch sagen, was wichtig ist — in das 
neue, sehr eilbedürftige, noch nicht verabschiedete 
Strafrechtsänderungsgesetz einzubauen. Sie gehören 
in die Materie des neuen politischen Strafrechts, das 
aus folgendem Grunde besonders eilbedürftig ist. 

(Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

In § 2 des Strafgesetzbuchs ist bestimmt, welches 
Gesetz anzuwenden ist, wenn sich seit dem Tage der 
strafbaren Tat bis zu ihrer Verurteilung die Ge- 
setze geändert haben. Dort ist durch die Nazis jetzt 
nur noch eine Kann- Vorschrift vorhanden, nach der 
das mildere Gesetz angewandt werden „kann“. Des- 
halb ist bei einem anhängigen Strafverfahren die 
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^ Frage sehr wichtig, ob wir die notwendige Ände- 
rung und Ergänzung der Bestimmungen — auch des 
§ 2 in seiner früheren Fassung — noch so recht- 
zeitig unter Dach und Fach bringen, daß die heute 
nach diesem Gesetz verdächtigen Personen in die 
Wohltat einer demokratisch gefaßten Norm kom- 
men können. 

Ich bedauere, mich so kurz fassen zu müssen, aber 
ich bin dankbar, daß es lange genug war, um 
wenigstens die wesentlichsten Gedanken auszu- 
sprechen, und bitte um Überweisung der beiden 
Anträge an den Rechtsausschuß. 

(Beifall.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Zur Begründung des Gesetzentwurfs der Fraktion 
der Föderalistischen Union Herr Abgeordneter Dr. 

1 Reismann. 

Dr. Reismann (FU), Antragsteller: Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Ich bin mit dem 
Anträge des Herrn Kollegen Ewers einverstanden, 
die beiden Anträge der Föderalistischen Union und 
der Deutschen Partei dem Rechtsausschuß zu über- 
weisen. Ich bin allerdings im Gegensatz zu ihm 
der Ansicht, daß der § 353 c glatt gestrichen und 
nicht etwa nur geändert werden sollte, während 
beim § 353 b — Verletzung der Amtsverschwie- 
genheit durch einen Beamten — vielleicht eine 
Änderung ausreichend wäre. 

Wenn wir uns daran erinnern, daß in den zwan- 
ziger Jahren dieser Komplex schon einmal Gegen- 
stand eingehender Beratungen gewesen ist, so gibt 
uns das in etwa eine Richtschnur und einen Hin- 
weis dafür, was heute Rechtens wäre, und wie man 
~ heute denken würde, wenn nicht der Nationalsozia- 
• lismus die Begriffe auf den Kopf gestellt hätte. Ich 
bin nämlich der Ansicht, daß man über die Trag- 
barkeit einer Vorschrift, wie sie § 353 c ist, über- 
haupt nicht debattieren würde, wenn nicht durch 
den Nationalsozialismus der Boden im Sinne einer 
Sucht nach Strafen und Straftatbeständen vorbe- 
reitet worden wäre, die normalen, in Freiheit auf- 
gewachsenen Staatsbürgern, die immer in Freiheit 
gelebt haben, unverständlich ist. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz]: Deshalb hat 
es die Schweiz eingeführt!) 

§ 353 c stellt nämliüi die Verletzung von Geheim- 
nissen durch eine Person unter Strafe, die mit den 
Geheimnissen an sich gar nichts zu tun hat, die 
nicht von irgendeiner Stelle verpflichtet wurde, 
irgend etwas geheimzuhalten. 

Sie verweisen auf die Schweiz. Ich frage Sie, Herr 
Kollege Weber, hat die Schweiz einen Straftat- 
bestand wie den des Landesverrats, den wir in den 
§§ 99 und 100 des Strafrechtsänderungsgesetzes vom 
August 1951 haben? Den hat sie nämlich in diesem 
weiten Sinne nicht. Die Staatsbürger sind durdi 
die §§ 99 und 100 der Strafrechtsnovelle völlig aus- 
reichend gehalten, die Interessen ihres Landes zu 
wahren, soweit eben ein öffentliches Interesse vor- 
liegt. 

§ 353 c bedroht also jeden mit Strafe, der- unbe- 
fugt ein amtliches Schriftstück, das als geheim oder 
vertraulich bezeichnet worden ist, bekanntgibt, und 
zwar mit Gefängnisstrafen, wenn er dadurch wich- 
tige öffentliche Interessen gefährdet. Ein Tat- 
bestandsmerkmal ist also, daß dieses Schriftstück 
als geheim oder vertraulich bezeichnet ist. Frage: 
Betrifft das wirklich nur geheime Sachen, nur 
solche Sachen, die dem Inhalt nach geheim sind? 


Herr Kollege Ewers hat mit Recht darauf hinge- Q 
wiesen, daß dieselbe Sache immer noch als geheim 
bezeichnet wird, selbst wenn sie nach dreijährigem 
Zeitablauf längst uninteressant geworden ist. Wer 
bestimmt denn, wann der Stempel „Geheim“ ver- 
wendet wird? Das bestimmt meistens das Vor- 
zimmer des Dezernenten, und da ist man im Zweifel 
so vorsichtig, den Stempel lieber einmal mehr als 
zu wenig zu verwenden. — Und dann steht der 
Stempel für ewige Zeit darauf! 

Das also ist das eine Tatbestandsmerkmal, das 
andere ist, daß öffentliche Interessen gefährdet sind. 
Was „öffentliche Interessen gefährden“ bedeutet, 
kann zunächst einmal der Reichsminister, jetzt der 
Bundesminister der Justiz bestimmen, denn er hat 
ein Anordnungsrecht, und darüber hinaus, hinter- 
her kann es das Gericht. Wenn der Minister aber 
einmal die Anordnung getroffen hat, daß diese Tat * 
zu verfolgen ist, so wird dies zur Folge haben, daß 
sich dann der Amtsrichter und das Landgericht 
wahrscheinlich schwer von diesem Präjudiz frei- 
machen können und das, was der Minister bestimmt 
hat, natürlich akzeptieren werden. Da sind also 
öffentliche Interessen immer dann verletzt, wenn 
der Minister der Ansicht ist, diese Sache müßte 
verfolgt werden, oder, anders ausgesprochen, es 
handelt sich hier darum, all das zu bestrafen, was 
den Behörden unbequem ist oder dessen Bekannt- 
’werden den Behörden unbequem ist. Schließlich 
gibt es gar keine Bindung für die Behörden, den « 
Stempel „Geheim“ zu verwenden. Es ist der Orga- 
nisationsgewalt des unteren und mittleren Be- 
hördenchefs überlassen zu bestimmen, wer über 
den Stempel verfügt. Das tut also letzten Endes das 
Vorzimmerfräulein des Regierungsrats. Diese Be- 
stimmung des § 353 c verstößt hinsichtlich der Mög- 
lichkeit des Bundesjustizministers, die Bestrafung 
von seiner Anordnung abhängig zu machen, gegen 
das Legalitätsprinzip. Wenn schon eine strafbare 
Handlung vorliegt, dann muß jede strafbare Hand- 
lung verfolgt werden, und zwar ohne Rücksicht dar- 
auf, ob das ein Minister wünscht oder nicht 
wünscht. Wenn man nun sagt: Das geht aber hier 
nicht, all die Kleinigkeiten, auf die es schließlich 
nicht ankommt, zu verfolgen; das wünschen wir 
selbst nicht, — dann bedeutet das eben, daß der 
Tatbestand dieses Gesetzes unrichtig, unscharf und 
untragbar bestimmt worden ist. Dann muß man 
ihn eben anders umreißen. Dann muß man sich 
eben mit dem Sachverhalt der §§ 99 und 100 der 
Strafgesetznovelle begnügen. 

Die Bestimmung des § 353 c sieht weiter vor, daß 
immer dann eine Person bestraft wird, wenn sie 
Dinge verraten hat, zu deren Geheimhaltung sie 
von einer zuständigen Stelle besonders verpflichtet 
worden war. Das sind also nicht Beamte, sondern 
freie Bürger, die in Besprechungen hineingezogen 
worden sind, wobei man sie gebeten hat, dies oder 
jenes vertraulich zu behandeln. So war es mir 
sehr interessant, die Denkschrift des Herrn Bundes- 
justizministers zu diesem Punkt durchzulesen. Ich 
muß sagen, die besten Argumente für unseren Auf- 
hebungsantrag ergeben sich gerade daraus. — 

Herr Präsident, ich bitte Sie, es auch bei mir mit 
der Begründungsfrist nicht so kurz zu nehmen. Ich 
sehe gerade, daß das Licht schon aufleuchtet. Ich 
bitte um dieselbe Verlängerung, die Sie meinem 
Herrn Vorredner gewährt haben. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter, ich 
bitte Sie, den Antrag doch erst dann zu stellen, 
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(Präsident Dr. Ehlers) 

(A) wenn die fünf Minuten um sind, die Sie noch 
haben, nicht aber schon vorsorglich. 

(Abg. Dr. Reismann: Ich habe es gerade auf- 
leuchten sehen!) 

— Fünf Minuten haben Sie noch. Wir haben doch 
diese Technik. 

Dr. Reismann (FU), Antragsteller: Das war also 
das erste Zeichen, na schön! — Der Herr Bundes- 
justizminister gibt in seiner Begründung seines im 
wesentlichen ablehnenden Standpunktes einige Bei- 
spiele an, die nach seiner Ansicht beweisen, daß es 
dann, wenn diese Bestimmung des § 353 c ge- 
strichen würde, Fälle gäbe, die strafwürdig er- 
scheinen, ohne daß sie strafrechtlich erfaßt werden 
könnten. Da ist also der Fall, daß ein Bankbeamter 
in emem Zuge eine Aktentasche eines „richtigen“ 
Beamten mit einer Schrift findet, die als geheim 
bezeichnet worden ist. Nun läuft er hin und ver- 
kauft das, was er auf diese Weise aus der Akten- 
tasche des vergeßlichen Beamten — nennen wj: 
ihn Herrn von Papen — gesehen hat, für einen 
hohen Preis an interessierte Kreise. 

(Heiterkeit.) 

Wenn es solche Fälle gibt und sie in solchem Maße 
schutzbedürftig erscheinen, dann würde ich den 
Ministern empfehlen, dafür zu sorgen, daß sie nicht 
so vergeßliche Beamte haben. Aber dann wären 
doch die Beamten zu bestrafen und nicht die Leute, 
die das finden. Ich sehe absolut kein schutz- 
bedürftiges Interesse einer Verwaltu: * nach der 
Richtung, daß etwa die Bürger für die Vergeßlich- 
keit der Beamten bestraft werden, als- ein Straf- 
schutz für die Duseligkeit einzelner Beamter. 

Es ist aber sogar die Frage, ob man so weit 
® gehen muß, den Geheimnisbruch durch Beamte zu 
bestrafen. Ich erinnere hier an die eben schon 
zitierten Überlegungen des Reichstagsausschusses 
in der Zeit um 1928. Damals stand bei den Be- 
ratungen eines ganz neuen Strafgesetzbuches der 
damalige § 140 zur Debatte. Die Redner aller 
Parteien waren sich mit dem damaligen Reichs- 
justizminister darüber einig, daß man eine Amts- 
pflichtverletzung durch Geheimhaltungsbruch von 
Beamten, wenn es sich nicht um Landesverrat, son- 
dern um andere Tatbestände handelte, nicht be- 
strafen wollte. Davon könnte man auch heute aus- 
gehen. Die echten schutzwürdigen Fälle sind die 
der §§ 99 und 100. Die anderen Fälle brauchen 
dagegen nicht einmal dann verfolgt zu werden, 
wenn es sich um Beamte handelt. Aber die Fahr- 
lässigkeit, hier das Beispiel der vergessenen Akten- 
tasche, also die Verletzung von Geheimnissen, wird 
überhaupt nicht anders. als im Wege des Dienst- 
strafverfahrens zu ahnden und zu korrigieren sein. 

Ein anderer Fall, den der Herr Bundesjustiz- 
minister hier als Beispiel anführt, ist der, daß ein 
Kaufmann versehentlich in ein Telefongespräch 
von Beamten eingeschaltet wird. Wenn es sich um 
echte Geheimnisse handelt, dann sollten solche Ge- 
spräche eben nicht am Telefon verhandelt werden, 
wo man immer mit dem Abhören, mit einem Ver- 
sehen oder auch mit einer technischen Unvoll- 
kommenheit und der Übertragung des Gesprächs 
auf eine benachbarte Leitung rechnen muß. Das 
ist aber doch gar kein Grund, nun jedermann zu 
bestrafen, der auf solche Art und Weise davon 
erfährt und es weitergibt. 

(Abg. Mellies: Das ist doch ein Beamten- 
minister und kein demokratischer 
Minister!) 


— Sie haben nach meiner Meinung völlig Recht. (Q 
Ich habe nichts gegen das einzuwenden, was Sie 
da sagen. 

Wenn nun der weitere Fall so arg strafwürdig 
angesehen wird, in dem ein Besucfter einer Be- 
hörde die Indiskretion begeht und eine Sache, die 
auf dem Schreibtisch des Beamten liegt, durchliest, 
während sich dieser Beamte entfernt, so kommt 
dieser Fall der Sache schon näher. Aber es ist 
eine andere Frage, ob das bestraft werden muß. Ich 
wehre mich überhaupt gegen die Tendenz, alle Un- 
korrektheiten zu bestrafen. 

(Zuruf rechts: Wenn er es weitergibt!) 

— Wenn er es weitergibt! Auch das braucht noch 
nicht bestraft zu werden. Wenn es sich um echten 
Landesverrat handelt, dann ja. Wenn es sich aber" 
lediglich um die Ausbreitung von irgendwelchen 
Nachrichten handelt, die jeder Beamte aus mehr 
oder minder großer Vorsorge als vertraulich oder 
geheim abgestempelt hat, ohne daß es sich um 
Staatsgeheimnisse im Sinne des § 99 handelt, so 
erscheint das gar nicht so wichtig, daß deswegen 
eine Bestrafung erfolgen soll. Wir müssen uns 
freimachen von dem Gedanken, daß jede Un- 
korrektheit sofort bestraft werden muß. Es gibt 
andere Mittel und Wege. Man könnte sonst im 
nationalsozialistischen Sinne sehr einfach an Stelle 
des ganzen Strafgesetzes einen Paragraphen setzen: 
Wer etwas tut oder läßt, wird bestraft; auf An- 
ordnung des Bundesjustizministers kann von einer 
Verfolgung abgesehen werden. 

(Zuruf rechts: Das ist zu billig, lieber Herr 
Kollege!) 

— Nein, darauf läuft es hinaus, wenn man die Tat- 
bestände so weit faßt und wenn man solcn wichtige 
Tatbestände dem Vorzimmerfräulein eines Regie- (D) 
rungsrats überläßt, nämlich die Frage, ob der 
Stempel „Geheim“ oder „Vertraulich“ auf eine 
Sache gesetzt wird. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich möchte mich vergewis- 
sern. Ist das Haus damit einverstanden, daß auch 
der Herr Abgeordnete Dr. Reismann eine um fünf 
Minuten längere Begründungszeit bekommt? 

Dr. Reismann (FU), Antragsteller: Ich brauche 
keine fünf Minuten, sondern nur zwei Minuten! 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Dr. Reis- 
mann ist mit zwei Minuten zufrieden. Ich werde 
das so einstellen. 

Dr. Reismann (FU),, Antragsteller: Ich will nur 
noch darauf hinweisen, meine verehrten Damen und 
Herren, daß der Abs. 2, für den sich der Herr 
Bundesjustizminister in seiner Denkschrift einsetzt, 
rein fiskalische und geradezu private Interessen 
von Gemeinden und unter Umständen auch des 
Staates schützen will. Er führt da z. B. den Fall 
an, daß bei Grundstücksverhandlungen einer Stadt- 
gemeinde durch einen Makler, der davon erfährt, 
die Absicht der Stadtgemeinde, Grundstücke zu 
erwerben, bekannt wird. Es gibt dann zwei Mög- 
lichkeiten: entweder hat sie ein rein privatrecht- 
liches Interesse an dem Erwerb oder sie hat die 
Möglichkeit der Enteignung. Im letzteren Falle 
passiert ihr durch das Bekanntwerden sowieso 
nichts. Wenn sie aber rein privatrechtlich ein 
Geschäft machen will, so verdient sie keinen 
weitergehenden Schutz als ihn irgendein Staats- 
bürger zum Schutz seines eigenen Geheimnisses 
verdient. 
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(Dr. Reismann) 

(Vizepräsident Dr. Schmid übernimmt den 
Vorsitz.) 

Nehmen Sie die Bestimmung des § 353 c insge- 
samt, so müssen Sie sagen: sie paßt nicht mehr in 
d.e Zeit. Sie stellt eine Ausweitung, eine Ver- 
zerrung der Treuepflicht dar, die man bei Be- 
amten vielleicht noch hinnehmen kann, und eine 
Übertragung dieser Treuepflicht auf den Staats- 
bürger, der eine solche Verpflichtung nie über- 
nommen hat und das nach dem Wesen seiner 
staatsbürgerlichen Bindung zum Staate und zu 
seiner Gemeinde hin — zum Land sowohl wie zum 
Bund hin — nicht nötig hat. Es ist etwas anderes, 
ob mit einem von jedem Bürger erkennbaren 
echten Staatsgeheimnis im Sinne der Landes- 
verratsbestimmungen Mißbrauch getrieben und ein 
solches bekanntgegeben wird oder ob e'n Staats- 
geheimnis, das nur von einem Stempel abhängt, 
das in Wirklichkeit für die öffentlichen Interessen 
von untergeordneter Bedeutung ist, dadurch ge- 
schützt w'rd, daß man eine Maulkorbbestimmung 
aufrechterhält, die in normalen Zeiten nie Rechtens 
geworden wäre und die lediglich in der Zeit des 
Führerstaats, der von Anfang bis zum Ende aus 
Geheimnissen bestand und dessen Gebe : mnis- 
krämerei auch den Zweck hatte, das volksfremde 
Regiment krampfhaft aufrechtzuerhalten, Geltung 
haben konnte. 

Deshalb vertritt meine Fraktion den Standpunkt, 
daß es zum § 353 c überhaupt keine denkbare Ver- 
besserung und Abänderung gibt, sondern daß er 
einfach gestrichen, abgeschafft werden muß. Beim 
§ 353 b dagegen kann man darüber reden, und wir 
sind damit einverstanden, wenn eine Abänderung 
erfolgt. 

(B> Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Wagner. 

Wagner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir halten den § 353 b für unnötig 
und unerwünscht, den § 353 c für unmöglich. Der 
Herr Bundesjustizminister hat zu den beiden Para- 
graphen, insbesondere aber zu § 353 c, eine Denk- 
schrift herausgegeben, die wirklich Veranlassung 
zum Nachdenken gibt, 

(Abg. Mellies: Hört! Hört!) 
allerdings zum Nachdenken in einer ganz anderen 
Richtung, als es der Herr Bundesjustizminister bei 
ihrer Abfassung wahrscheinlich vermutet hat. 

Für jeden, der s'ch den Wesensgehalt dieser Ge- 
heimnisparagraphen 353 b, insbesondere 353 c, an- 
sieht, ist es ganz klar, daß sich der nationalsozia- 
listische Staat im Jahre 1936 eine Waffe ge- 
schmiedet hat, um in der rücksichtslosesten Weise 
Vorgehen, um die öffentliche Meinung in der Weise 
knebeln zu können, wie er es zur totalen Vor- 
bereitung eines totalen Krieges gebraucht hat. Das 
ist der Wesenscharakter dieser beiden strafrecht- 
lichen Bestimmungen. 

Der Herr Bundesminister der Justiz nimmt da- 
gegen .den Standpunkt ein, diese Gesetzesbestim- 
mungen hätten in keiner Weise nationalsozialisti- 
schen Charakter, und er versucht, für diese kühne 
Behauptung den Beweis zu führen. Ich muß sagen, 
bei aller wohlwollender Prüfung bin ich zu dem 
Ergebnis gekommen, daß er genau das Gegenteil 
von dem bew ; esen hat, was er beweisen wollte. 
Er versteigt sich sogar so weit, daß er erklärt — 
ich darf das wörtlich wiedergeben — : 

Diese Gedankengänge, die heute noch ebenso 
gültig erscheinen und mit nationalsozialisti- 


schem Gedankengut nicht das geringste zu tun O 
haben, führen folgerichtig zu § 353 c und 
tragen diese Bestimmung. Es kommt daher 
nicht darauf an, ob es zufällig der national- 
sozialistische Gesetzgeber war, der die Vor- 
schriften in das Strafgesetzbuch einfügte, und 
ob er etwa dabei noch konkrete Motive im 
Auge hatte, die lediglich vermutet werden 
könnten. 

(Abg. Renner: Hört! Hört! — Abg. Mellies: 

Harmlos!) 

Meine Damen und Herren, was ich sagen wollte, 
ist durch den Zwischenruf gesagt worden. Ich 
möchte keinen unhöflichen Ausdruck gebrauchen; 
aber wenn ein Mann mit der Vergangenheit des 
Herrn Bundes] ustizmin: sters einen derartigen Satz- 
niederschreibt, so muß man darüber nicht nur er- 
staunt, man muß darüber erschrocken sein. 

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD.) 

Wenn man sagt, ob andere Motive bei den Nazis 
noch eine Rolle gespielt haben, könnte lediglich 
vermutet werden, dann muß ich erklären: dieser 
Paragraph ist so typisch Naziungeist, daß ich es 
für unbegreifl'ch halte, wie man in einem demo- 
kratischen Parlament, das aus demokratischen 
Wahlen hervorgegangen ist, eine solche Frage über- 
haupt zur Erörterung stellen kann. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Wie ist es denn möglich, die Beweisführung, die 
der Herr Just zminister versucht hat, zu einem 
folgerichtigen Ende zu führen? Er sagt: Der 
Plan dieses Gesetzgebungsgedankens geht weit zu- 
rück; 1907 hat ein Schriftsteller in der Juristen- 
zeitung begonnen, 1918 hat Beling bereits einen 
ähnlichen Begr ff entwickelt. — Und dann sagt er: 
Alles das enthält im embryonalen Zustand, möchte 
ich sagen, schon das, was die Nazis später gemacht W 
haben. — Ich will über diesen Punkt, ob die Aus- 
führungen der genannten juristischen Schriftsteller 
im Keim schon etwas von dem enthalten haben, 
was d e Nazis später ausbauten, gar nicht streiten. 
Vielleicht war es so; denn es gab schon lange vor- 
her, ehe die Nazis die Macht ergriffen hatten, Ge- 
dankengut in embryonalem Zustand, das schließ- 
lich zu dem Naziungeist und zu dem Naziver derben 
geführt hat. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Es ist ke‘n Beweis dafür, daß es kein Nazigut ist, 
wenn man sich y/le im vorliegenden Fall auf 
Schriftsteller aus der Vornazizeit beruft. Die Dinge 
haben sich sehr langsam entwickelt und sind aller- 
dings dann von vielen unbemerkt sehr plötzlich zu 
dieser Gewalt gekommen. 

Wenn dann der Herr Minister sagte, es sei 
schLeßlich diese Entwicklung — er verwendet 
dieses Wort — gebremst worden durch den Be- 
schluß des zuständigen Ausschusses des Deutschen 
Re ? chtags vom Jahre 1929 , der sich auf Grund des 
Antrags seines Amtsvorgängers Koch- Weser, eines 
Mitglieds der alten Demokratischen Partei, auf den 
Standpunkt gestellt hat: Wir brauchen keine Be- 
stimmung im Sinne des§ 353 b — von c war gar 
keine Rede; daran hat gar niemand gedacht — , so 
ist dazu zu sagen, daß der zuständige Ausschuß des 
Reichstags im Jahre 1929 eine solche Regelung, wie 
sie § 353 b vorsieht, nicht nur gebremst, sondern 
diese Entwcklung radikal unterbrochen und 
Schluß damit gemacht hat. Schließlich ist es dann 
den Nazis überlassen geblieben, Gesetze zu 
schaffen, die mit demokratischem Geist und mit 
juristisch-rechtsstaatlichem Denken nicht das ge- 
ringste zu tun haben. 
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W Schließlich sagte der Herr Minister, die These, 
daß der erweiterte Schutz des Amtsgeheimnisses 
der modernen Staatsentwicklung entspricht, sei 
eine heute gültige These. Dazu muß ich ihm sagen, 
daß wir dieser seiner Meinung widersprechen. Wir 
widersprechen dieser These mit aller Entschieden- 
heit. Wenn das eine moderne Staatsentwicklung sein 
soll, daß ein erweiterter Schutz des Amtsgeheim- 
nisses Platz greift, so müssen wir sagen, daß wir ^s 
dann nicht mit einer modernen, sondern mit einer 
reaktionären Staatsentwicklung zu tun haben. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Dann haben wir es mit einer Staatsentwicklung zu 
tun, deren Hauptsorge die Geheimnisse und die 
Geheimniskrämerei sind. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Es scheint uns, daß ein Staat um so weniger de- 
mokratisch ist, je mehr er Gebrauch macht von den 
Stempeln „Geheime Staatssache“ und „Geheimes“. 
Wir glauben, daß nicht der Staat auf einer Grund- 
lage beruht, die gesund genannt werden kann, der 
mit Geheimnistuerei arbeitet und es vermeidet, 
die Dinge in einer frischen und offenen Weise mit 
dem ganzen Volk zu erörtern, der möglichst alles 
in den Kabinettsstuben der Ministerialbürokratie 
eingeschlossen haben will und das Volk von dem, 
was vor s'eh geht, erst in dem Augenblick unter- 
richtet, in dem es vor nahezu vollendeten Tat- 
sachen steht. So haben wir es in den letzten 
Wochen erlebt, und wir werden es in den nächsten 
Wochen wieder so erleben. 

(Abg. Renner: Hört! Hört!) 

Ich finde deshalb, daß allerdings die Haltung des 
Herrn Bundesjustizministers zur politischen Hal- 
tung des Kabinetts Adenauer außerordentlich gut 
** paßt; denn diese Geheimnistuerei nimmt Ausmaße 
an, daß uns das als eine Gefährdung des wahren 
demokratischen Gedankens erscheint. 

(Lebhafte Zurufe von der KPD. — Gegen- 
rufe von der SPD: Halten Sie doch den 
Schnabel!) 

Dabei dürfen Sie eins nicht übersehen. Was ist 
ein „Geheimnis“? Das haben verschiedene meiner 
Vorredner behandelt, und der Herr Justizminister 
arbe’tet das in ganz klarer Weise heraus. Er sagt 
nämlich: „Der Geheimnisbegriff des § 353 c ist ein 
rein formeller“. Was heißt das also? Das heißt: es 
wird auf ein x-beliebiges Schriftstück der Stempel 
„Geheime Sache“ gedrückt, und damit ist es ein 
Geheimnis. Ganz gleich, welcher materielle Inhalt 
darin verborgen ist, es ist ein Geheimnis. 

Und was erklärt man alles zum Geheimnis? Ich 
glaube, bei den Papieren, bei den Urkunden, die 
vor einiger Zeit eine Rolle gespielt haben, war auch 
eines mit dem Geheimstempel versehen, das eine 
Art Rundfrage beim Bundeskanzleramt enthielt, 
wer an den Veranstaltungen des Contra-Kreises 
teilnehmen will. 

(Lachen links.) 

Das waren so die Geheimnisse, die man an- 
scheinend zu wahren hat, und das sind d e Dinge, 
die unvermeidlich sind, wenn man den formellen 
Geheimnisbegriff des § 353 c überhaupt in irgend- 
einer Weise akzeptieren will. 

Der Herr Minister hat ausgezeichnete Beispiele 
gebracht für den § 353 c, sowohl für den Abs. 1 wie 
für den Abs. 2, Beispiele, die so treffend die Un- 
möglichkeit dieses Paragraphen dartun, daß man 
bessere gar nicht finden, kann. Der Herr Kollege 
Reismann, glaube ich, hat bereits auf das Beispiel 
unter 3 a hingewiesen, daß ein Journalist den 


Ministerialbeamten besucht. Der Ministerialbeamte Ö 
hat auf seinem Schreibtisch ein Aktenstück liegen; 
darauf steht „Geheim“. Der Beamte muß einen 
Augenblick hinaus, der Journalist schaut in das 
Schriftstück hinein und veröffentlicht es. Das sei, 
wie der Herr Minister meint, wenn § 353 c nicht 
existiert, nicht zu bestrafen, und das sei doch ein 
strafwürdiger Tatbestand. 

(Zuruf links.) 

Es gibt unter Umständen auch Beamte, die ganz 
bewußt oder ganz gern oder ganz geschickt im 
richtigen Augenblick einmal das Zimmer verlassen, 
um den andern die Möglichkeit zu geben, Einblick 
in Dinge zu nehmen, den sie nicht geben können. 

(Hört! Hört! links.) 

Das mag es geben. 

Aber schließlich, wenn der Beamte nicht diese 
Absicht hat, sondern das aus Leichtsinn tut, dann 
möge man gegen ihn auf dem disziplinären Weg 
vorgehen, wie wir überhaupt nicht einsehen 
können, warum bei Beamten der § 353 anzuwen- 
den ist, warum nicht das rein disziplinäre Ver- 
fahren genügt und warum überhaupt ein Strafver- 
fahren notwendig ist. Vor 1936 war an und für 
sich nur der disziplinäre Weg möglich, und das war 
ausreichend. 

Ich glaube, in einem gesunden Staatswesen reicht 
das tatsächlich auch aus. Ich will auf die anderen 
sehr verlockenden Beispiele, die Herr Kollege Reis- 
mann bereits erwähnt hat, nicht eingehen. Gestat- 
ten Sie mir aber, zum § 353 c Abs. 2 ein wunder- 
bares Beispiel zu bringen. Der Herr Minister sagt, 
wenn der § 353 c Abs. 2 nicht da wäre, dann wäre 
folgender Fall nicht strafbar, der doch strafwürdig 
sei. Wie ist der Fall? Bei einer städtischen Spar- 
kasse spricht einer ihrer langjährigen Kunden vor qj 
und bittet um einen größeren Kredit, den man ab- 
lehnen muß, da sich die Kasse in vorübergehenden, 
aber ernstlichen Zahlungsschwierigkeiten befindet. 
Der Direktor teilt das dem Kunden unter Ver- 
pflichtung zu unbedingter Geheimhaltung mit, um 
die Ablehnung verständlich zu machen. Der ver- 
ärgerte Kunde bringt aber die Lage der Sparkasse 
an die Öffentlichkeit und ruft dadurch einen Sturm 
auf die Sparkasse hervor. Es entstehen erhebliche 
Weiterungen für die Finanzlage der Stadt. — Meine 
Damen und Herren, wenn der Sparkassendirektor 
ein so dummer und unfähiger Mensch ist, 

(Sehr gut! bei der SPD) 

daß er seinem Kunden erklärt: Ich kann dir keinen 
Kredit geben, weil ich morgen ummache, dann 
gehört er natürlich gejagt und dann muß man mit 
ihm abrechnen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Dann kann man doch nicht den Mann*, der diese 
Auskunft bekommt, bestrafen, weil er in Sorge 
über die Gefahr eines Zusammenbruchs der Bank 
das dritten mitteilt. Gibt es einen besseren Beweis 
gegen diese Bestimmung als gerade dieses Beispiel? 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Was ist es denn übrigens, wenn dieser Kunde, dem 
man den Kredit ablehnt, dies einem Dritten sagt, 
und der Dritte erzählt es weiter? Dann kann also 
‘ dem Dritten überhaupt nichts passieren. Das gibt 
auch der Herr Minister zu, und das geht auch aus 
den Kommentaren einwandfrei hervor. 

Aber ist denn das Verhalten dieses enttäuschten 
und besorgten Kunden etwas, was eine Bestrafung 
erforderlich macht? Und schließlich, wie kommt 
denn der Sparkassendirektor dazu, den Kunden 
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(Wagner) 

zu verpflichten, seinen Mund zu halten über das, 
was ihm gesagt wird? 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Welche Kompetenzen gibt man denn da einzelnen 
Menschen gegenüber anderen? Wohin führen denn 
die Dinge? Wohin sie führen, kann ich Ihnen an 
einem praktischen Beispiel aus diesem Hause sagen. 
Die Kriminalpolizei macht — mit der erforderlichen 
Genehmigung — irgendeine Durchsuchung. Es 
kommt dazu der Sekretär des Ausschusses. Dann 
kommt ein Kriminalassistent oder Kriminalsekretär 
und erklärt: Ich verpflichte Sie, über das, was Sie 
gesehen haben, Stillschweigen zu bewahren. — 
Da haben Sie keine Hechtssituation mehr, 
da haben Sie ausgesprochenen Polizeigeist, da 
haben Sie den Geist purer polizeilicher Willkür. 
Dieser kleine Kriminalsekretär oder -assistent — 
was er immer gewesen sein mag — verpflichtet 
einen anderen, daß er den Mund hält über das, 
was er gesehen hat. Wer gibt ihm die Kompetenz? 

(Zuruf von der SPD: Herr Dehler!) 

§ 353 c Abs. 2 sagt, daß der bestraft wird, der 
unbefugt einem anderen eine Mitteilung weiter- 
gibt, zu deren Geheimhaltung er von einer zustän- 
digen Stelle besonders verpflichtet worden ist usw. 
„Von einer zuständigen Stelle“ heißt es, nicht ein- 
mal „von einer zuständigen Behörde“. Es heißt 
nicht: „auf Grund e nes Beschlusses einer zustän- 
digen Behörde“, wie in dem schweizerischen Ge- 
setz, sondern es heißt nur: „von einer zuständigen 
Stelle“. Und nun kommt der Sparkassendirektor, 
der Kriminalassistent, irgendein städtischer Be- 
amter, es kommt, was sich für zuständig hält, und 
legt den Staatsbürgern Verpflichtungen auf, und 
kein Mensch weiß mehr, was Hechtens ist, und kein 
Mensch kann es mehr wissen. 

® (Beifall bei der SPD.) 

Das ist eine Bestimmung, die in den Gauleiter- 
staat — wie heute gesagt worden ist — , die in 
den Nazimachtstaat sehr gut gepaßt hat. Da 
wußte man .nicht, was Rechtens ist, da hieß es: 
„Recht ist, was der Führer für Recht erklärt“. 
Hier in diesem Paragraphen haben wir das ausge- 
sprochene Führerprinzip im Recht, bei dem jeder 
Ihnen den Maulkorb umbinden kann und Sie nichts 
mehr sagen können, wenn Sie nicht Gefahr laufen 
wollen, auf Grund des § 353 c angezeigt und ver- 
folgt zu werden. Unter Umständen können Sie dann 
auch nach dem Abs. 3 noch mit Zuchthaus bestraft 
werden, wenn es sich nach Auffassung des Gerichts 
um einen besonders schweren Fall handelt. Dabei 
ist der Abs. 2 nicht ausgenommen, sondern er ist 
eingeschlossen. 

Deshalb, meine Damen und Herren, muß man 
sagen: es zeigt sich in der Tatsache, daß ein solches 
Gesetz verteidigt wird, etwas Besorgniserregendes. 
Ich finde, es ist ein Symptom unserer Zeit, daß 
man überhaupt eine Bestimmung wie die des 
§ 353 c noch verteidigt. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich stehe auf dem Standpunkt, daß ein Parlament 
wie dieses diesen § 353 c ohne Ausschußüberwei- 
sung in einer Sitzung in allen drei Lesungen hätte 
abschaffen müssen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Der Herr Minister sagte auch, daß auf dem 
Deutschen Juristentag in Stuttgart, wo die Rede 
davon war, was an alten Naziüberbleibseln besei- 
tigt werden soll, davon nicht gesprochen worden 
ist. Ich war nicht auf dem Deutschen Juristentag 
in Stuttgart; ich unterstelle, es ist richtig. Diese 


Beeinflussung unseres Rechtslebens und unserer ü 
Paragraphen durch die Nazis ist derartig stark, daß 
man sie gar nicht alle auf einmal durchkämmen 
kann. Plötzlich leuchtet dann ein Fall wie ein Fanal 
auf, und man wird darauf aufmerksam gemacht, 
daß hier auch noch so ein stinkendes Nazinest in 
unserem Strafgesetzbuch übriggeblieben ist. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wenn man weiter bedenkt, daß dieser § 353 c 
insbesondere auf die Presse angewandt worden ist, 
und sich vergegenwärtigt, daß man bei der ganzen 
schriftstellerischen Behandlung dieser Frage von 
1907 bis 1918 immer die Sorge hatte, daß die Presse 
etwas verraten könnte — denn davon geht dieser 
Artikel in der Juristenzeitung aus dem Jahre 1907 
aus und darüber spricht auch Beling — , so muß 
man dabei berücksichtigen, daß die Presse im Jahre 
1907 und vor dem November 1918 noch eine etwas 
andere Stellung gehabt hat, als sie heute — nun 
bin ich vorsichtig — haben soll. Heute, sage ich, 
kann man doch die Presse in ihrer ganzen Stellung 
nicht mehr so sehen, wie wir sie vor einem halben 
Jahrhundert gesehen haben! In einer lebendigen 
Demokratie ist die Presse der Ausdruck d$r Volks- 
meinung. Eine lebendige Demokratie kann nicht 
von dem leben, was ein Ministerium von Zeit zu 
Zeit einmal als nicht geheime Sache an die Presse 
herausgibt. Der Pressemann muß offene Augen 
und offene Ohren haben, er muß sehen und hören 
und muß das Volk über das unterrichten, was vor 
sich geht. Das ist Demokratie, und nur so kann 
Demokratie leben. Dabei muß man sich auf den 
gesunden Sinn der Presse verlassen. 

(Zuruf von der Mitte: Sollte man!) 

Schließlich sind auch die Männer von der Presse 
ein Berufsstand wie jeder andere, mit seinen Feh- ^ 
lern und mit seinen Stärken. Wenn man dann der 
Presse mit derartigen Bestimmungen Fesseln an- 
legen will und sie ihr tatsächlich anlegt, so muß 
ich sagen: mit diesem geheimnisvollen Verhalten 
der Presse gegenüber befindet sich die Demokratie 
in Deutschland in einem Zustand, der jeden wah- 
ren Demokraten mit großer Sorge erfüllen muß. 

(Beifall bei der SPD.) 

Da meine Redezeit bald abgelaufen ist, lassen 
Sie mich zum Schluß nur noch folgendes sagen: 
Unter all den Argumenten des Herrn Ministers, 
der ja der Verteidiger des § 353 c ist, ist kein ein- 
ziges, das einer juristischen und politischen Prü- 
fung standhält. Meine Damen und Herren, es ist 
viel weniger eine juristische Frage, über die wir 
heute sprechen — das Juristische ist das rein Tech- 
nische — , es ist eine ausgesprochen politische Frage, 
über die wir hier diskutieren, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

die Frage nämlich, ob ein Staat und seine Regie- 
rung mit dem Volk, mit dem Sprachrohr dieses 
Volkes, in einer offenen und klaren Weise spre- 
chen wollen, ob sie möglichst wenig Dinge geheim 
behandeln und die großen Fragen offen vor ihm 
darlegen. Es ist eine Frage des Verhältnisses der 
Regierung zum Volk, zur Presse und zum Parla- 
ment. Es ist eine charakteristische Frage, an der 
sich die Geister scheiden. Die §§ 353 b und c sehen 
so harmlos aus, als handele es sich um rein tech- 
nische Dinge. In Wirklichkeit zeigt sich hier, wie- 
weit sich bei denen, die sie verteidigen, unbewußt 
doch jenes Gift eingeschlichen hat, eingeschlichen 
in ein Staatswesen, das zu einem autoritären 
Machtstaat zu werden droht, wenn wir nicht bei- 
zeiten dafür sorgen, daß die letzten Überbleibsel 
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(Wagner) 

(A) von Gesetzen aus dem Nazireich radikal ver- 
schwinden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Justizminister. 

(Abg. Renner: Der Unbewußte!) 

Dr. Dehler, Bundesminister der Justiz: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe die 
Meinung, der sehr verehrte Herr Kollege Wagner 
betrachtet den § 353 b und den § 353 c des Straf- 
gesetzbuches und das in diesen Bestimmungen lie- 
gende strafrechtliche Problem als zu bedeutsam 
und sieht in meiner — ich möchte beinahe sagen — 
unschuldigen Denkschrift, 

(Lachen und Zurufe links) 
in der ich versucht habe, die Entwicklung dieser 
strafrechtlichen Bestimmungen rechtspolitisch dar- 
zulegen und das Für und Wider abzuwägen, doch 
zuviel politische Tendenz. 

(Abg. Renner: Nachtigall, ick hör* dir trapsen!) 
Das ist eine juristische, eine rechtspolitische Be- 
trachtung, sonst nichts. 

Ich gehe mit dem Antrag der Deutschen Partei, 
* wie er schriftlich vorliegt, völlig einig, daß diese 
beiden Bestimmungen überprüft und in ihrer Fas- 
sung geändert werden müssen. Ich bin nicht der 
Meinung, wie sie in dem schriftlichen Antrag der 
Föderalistischen Union zum Ausdruck kommt, daß 
der § 353 c gegenstandslos ist. Dabei befinde ich 
mich wirklich in guter Gesellschaft. Wenn ein 
Land, das für unsere Begriffe der Hort freiheit- 
licher Demokratie ist, wenn die Schweiz eine Be- 
stimmung ähnlicher. Art hat, eine Bestimmung, die 
Qg teilweise über unseren Tatbestand hinausgeht, teil- 
weise ihn nicht deckt und in den Strafmaßen weit 
zurückbleibt, dann ist, glaube ich, durch meinen 
Diskussionsbeitrag zu der uns heute berührenden 
Frage meine Qualität als guter Demokrat nicht be- 
einträchtigt. 

(Lachen und Zurufe links.) 

Ist es wirklich Sache einer Plenarsitzung, diese 
rechtstechnische Frage zu behandeln? 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Sie ist eine charakteristische Aufgabe für den 
Rechtsausschuß. Ich wollte Ihnen Ihre Arbeit er- 
leichtern und habe mir die Mühe gemacht, Ihnen 
eine Denkschrift vorzulegen, erfahre aber wenig 
Dank dafür, sondern harte Angriffe von den An- 
tragstellern und vom Herrn Kollegen Wagner. 
Wenn Sie wollen, schneide ich alle Probleme 
an. Ich habe nur das Gefühl, daß ich Ihnen damit 
die Zeit für wichtigere Dinge nehme. 

Herr Kollege Reismann hat, unterstützt von 
Herrn Kollegen Wagner, gemeint, es gehe nur um 
die „Geheimniskrämerei der Bundesregierung", die 
Bundesregierung wolle sich vor der Öffentlichkeit, 
vor der Presse abschirmen, 

(Zuruf links: So ist es doch auch!) 
wolle durch einen Stempel des Vorzimmers die 
Dinge zurückhalten, auf deren Kenntnis die Öffent- 
lichkeit ein Anrecht habe. Meine Damen und Her- 
ren, wie wenig wird doch die wirkliche ratio dieser 
gesetzlichen Bestimmung erfaßt! Nur ein Hinweis: 
Geheimnis im Sinne des § 353 c kann eine höchst- 
persönliche Angelegenheit eines Einzelnen sein, die 
die Behörde erfährt, auf deren Kenntnis niemand 
Anspruch hat. Die Behörde ist verpflichtet, dieses 
private Geheimnis auch zu sichern und zu wahren 
und den Vorgang als geheim zu bezeichnen. Da 


kommt nun das Unheil, daß irgend jemand durch Ö 
eine Indiskretion von diesem Geheimnis erfährt. 
Dann soll das nicht strafwürdig sein, wenn die 
Folge ist, 

(Abg. Dr. Greve: Sie müssen doch die 
Tatbestände nicht verschieben!) 

— Ich verschiebe nicht, Herr Kollege Greve! — 
Wenn ein solcher Vorgang durch eine Verfügung 
der Behörde für geheim erklärt worden ist, dann 
besteht — auch des einzelnen Staatsbürgers wegen 

— doch selbstverständlich ein berechtigtes Inter- 
esse, das auch unter Strafrechtsschutz gestellt wer- 
den muß. Keiner der Redner, weder die Antrag- 
steller noch Herr Kollege Wagner, hat erwähnt, 
daß bei einer Bestrafung ein wichtiges Tatbestands- 
merkmal des § 353 c erfüllt sein muß, nämlich daß 
durch die Indiskretion ein wichtiges öffentliches 
Interesse gefährdet wird. Ein wichtiges öffentliches 
Interesse! Wenn das nicht geschieht, dann ist eine 
Bestrafung ja überhaupt nicht mögLch. 

(Abg. Wagner: Erklären Sie etwas für 
geheim, was kein wichtiges öffentliches 
Interesse ist?) 

— Aber auf jeden Fall entscheidet der Richter dar- 
über, ob das, was die Behörde als geheim erklärt, 
ein wichtiges öffentliches Interesse berührt oder 
nicht. 

Wir haben in unserem Strafrechtsänderungs- 
gesetz hundertfach wichtigere Probleme erwogen 
als dieses, über die hier im Plenum kein Wort ge- 
sprochen worden ist. Wollen wir wirklich diese 
Frage, so wie sie Herr Kollege Wagner — ich muß 
wirklich sagen, gegen mein Erwarten — drama- 
tisiert und vergrößert hat, hier behandeln? Ich 
halte es für richtig, daß wir im Ausschuß über die 
Frage und über die Zweckmäßigkeit sprechen. (Ö 
Dort werden auf jeden Fall — ich möchte einmal 
sagen, Reden für die Tribüne nicht gehalten wer- 
den; und das hat manches Gute. 

(Zuruf von der SPD: Na, na! — Beifall 
rechts. — Abg. Renner: Manche Ihrer 
Sonntagsreden hätten Sie besser auch nicht 
gehalten! — Abg. Niebergall: Er' hat 
lieber Friedhofsruhe!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Weber. 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gewisse 
Vorgänge haben in der letzten Zeit in der Öffent- 
lichkeit Veranlassung zu Erörterungen über Sinn 
und Zweck des § 353 c gegeben. Es sind laute Stim- 
men erschollen, die verlangt haben, daß diese Vor- 
schrift nunmehr endlich beseitigt wird. Die heutige 
Debatte war bisher — das darf man wohl sagen — 
wesentlich von emotionalen Gründen getragen. Ich 
bin der Meinung — darin stimme ich dem Herrn 
Justizminister bei — , daß ein derartiges Thema es 
verdient, in durchaus nüchterner und sachlicher 
Weise behandelt zu werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Auch ist die erste Lesung — das möchte ich be- 
tonen — nicht dazu bestimmt, in breitester Öffent- 
lichkeit die Einzelbestimmungen anzuschneiden 
und hier Beispiele im einzelnen zu behandeln. Ich 
verzichte bewußt darauf und glaube deshalb auch, 
Ihre Aufmerksamkeit erheblich kürzere Zeit in 
Anspruch nehmen zu müssen. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Zuruf von 
der SPD: Erfreulich!) 
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® Das Justizministerium hat uns dankenswerter- 
weise, ehe die beiden heute zur Debatte stehenden 
Anträge eingereicht wurden, eine Denkschrift über 
die Entstehungsgeschichte und die rechtspolitische 
Bedeutung — die rechtspolitische Bedeutung! — 
des § 353 b und des § 353 c vorgelegt. Ich glaube, 
diese Denkschrift verdiente es, daß sie mit Auf- 
merksamkeit und Gründlichkeit gelesen und stu- 
diert würde; dann würden nicht solch absprechende 
Urteile gefällt werden, wie das bisher zum Teil der 
Fall gewesen ist. 

^ (Abg. Wagner: Herr Kollege Weber, die 
• Beispiele stammen doch aus der Denkschrift 
des Ministers!) 

Ich fühle mich nicht berufen, den nationalsozia- 
listischen Charakter dieses Gesetzes zu verteidigen. 
Aber ich meine, es ist Vorsicht dabei geboten. Man 
sollte dem Nationalsozialismus auch keine Ver- 
dienste zuschreiben, die er für sich nicht in An- 
spruch nehmen kann. Es war doch eine seiner 
Eigenarten, Früchte als auf seinem Mist gewachsen 
auszugeben, die von anderen gesät und gezogen 
waren, und Ideen für sich in Anspruch zu nehmen, 
die andere erdacht und erarbeitet hatten. Man 
darf doch nicht übersehen, daß der Kontrollrat 
das Strafgesetzbuch einer sehr eingehenden Durch- 
sicht unterzogen hat und gar nicht zimperlich in 
der Aufhebung von Vorschriften gewesen ist. Er 
hat sich dabei veranlaßt gesehen — es wäre das 
gar nicht nötig gewesen — , die ganzen Vorschriften 
über Landesverrat und Hochverrat aufzuheben. 
Wir sahen uns infolgedessen gezwungen, im letzten 
Sommer in mühsamer Arbeit wiederum eine Straf- 
rechtsänderungsnovelle zu schaffen, die nunmehr 
diese für einen freien Staat notwendigen Be- 
stimmungen in das Strafgesetzbuch eingefügt hat, 
ÜB) Diese Strafrecntsänderungsnovelle ist, das darf ich 
zu meiner Freude feststellen, vom allergrößten Teil 
des Hauses, nahezu einstimmig, angenommen wor- 
den. Da ist es nun bemerkenswert, Herr Kollege 
Ewers, daß wir bei dieser Gelegenheit bereits den 
§ 353 a in einer etwas abgeänderten Fassung wie- 
der eingefügt haben. Dieser Mühe brauchen wir 
uns also nicht mehr zu unterziehen. Der sogenannte 
Arnim-Paragraph ist in seinem wöfcentlichenlnhalt 
wieder Inhalt unseres Strafrechts. Aber während 
man den § 353 a aufhob, hat man die in unmittel- 
barer Nähe stehenden §§ 353 b und 353 c nicht auf- 
gehoben. Nun, die Experten des Kontrollrats haben 
sehr genau geprüft. Wenn es so gewesen wäre, wie 
es eben in, wie mit Recht gesagt wurde, drama- 
tisierender Weise hier dargestellt wurde, wenn d^e 
Vorschriften von so eminent nationalsozialistischem 
Charakter gewesen wären, dann verstehe ich 
nicht, weshalb der Kontrollrat, der sich doch be- 
rufen fühlte, in dieser Hinsicht „reinigend“ zu 
wirken, 

(Zuruf rechts: Wer lacht da?) 
das deutsche Gesetz von nationalsozialistischem 
Inhalt zu befreien, nicht auch bereits diese beiden 
Bestimmungen aufgehoben hat. 

Es wird vielfach auch gesagt — es erscheint mir, 
ich betone das nochmals, in der ersten Let* ng nur 
notwendig, auf das Grundsätzliche einzugehen — , 
daß diese' Bestimmung ein „Maulkorbparagraph“ 
sei. Ich gebe zu, es tritt hier ein Widerstreit in den 
Interessen des Staates und seiner Einrichtungen 
und auch seiner Bürger — das soll man nicht über- 
sehen — an der Geheimhaltung mit den Interessen 
der Öffentlichkeit auf, über wichtige Pläne und 
Vorhaben der Regierung und öffentlicher Stellen 
rechtzeitig und ausreichend unterrichtet zu werden. 


Der Herr Kollege Wagner hat mit Recht betont, fcj 
es entspricht durcnaus demokiatischer Auffassung 
— es ist eine demokratische Grundvoraussetzung - — 
daß die Öffentlichkeit ausreichend unterrichtet wird, 
daß die Öffentlichkeit zur Diskussion der Gegen- 
stände und Pläne veranlaßt wird, die die Regie- 
rungen bewegen und die sie zur Aufrechterhaltung 
und Schaffung geordneter Zustände im Staat für 
erforderlich halten. Aber wir haben selbst in dem 
Gesetz zur Volkszählung, selbst bei Beschlüssen 
betreffend statistische Erhebungen, die doch heute 
bei unserem komplizierten wirtschaftlichen System 
in sehr großer Anzahl gemacht werden müssen, 
stets darauf gedrungen — und es sind hier Inter- 
pellationen eingebracht worden, weil selbst Be- 
hörden gegenüber die Geheimhaltungspflicht, die 
im Gesetz ausdrücklich vorgesehen war, nicht ein- 
gehalten wurde — , daß die statistischen Erhebun- 
gen niemand anderem zugänglich gemacht werden, 
noch nicht einmal Behörden. Der Steuerfiskus hätte 
gewiß darin eine angenehme Unterstützung er- 
blickt. Aber das haben wir von vornherein ver- 
hindern wollen. 

Meine Fraktion ist der Auffassung, daß die 
Öffentlichkeit ausreichend unterrichtet werden 
muß. Sie, meine Damen und Herren von links, 
haben wirklich keine Veranlassung, sich nunmehr 
etwa darüber zu beschweren, daß das bei den der- 
zeit zur Debatte stehenden Problemen nicht in 
ausreichender Weise geschehen sollte. 

(Lachen bei der KPD.) 

Erstens wird der nächste Punkt der Tagesordnung 
dazu wahrscheinlich schon Gelegenheit geben. Es 
ist auch Ihnen bekannt, daß vereinbart ist, gerade 
das Verteidigungsproblem in der übernächsten 
Woche hier eingehend an mehreren Sitzungstagen 
zu diskutieren. Dann ergibt sich die Gelegenheit, ® 
all die Gesichtspunkte vorzubringen, deren Offen- 
legung und Klarlegung man im Interesse unseres 
Vaterlandes für notwendig' hält. 

Es ist gesagt worden, diese Bestimmung sei ver- 
fassungswidrig und undemokratisch. Der Herr 
Justizminister hat schon darauf hingewiesen, daß 
das Urland der Demokratie — so darf man es wohl 
bezeichnen — , die freiheitliche Schweiz, in ihrem 
Strafgesetzbuch VGn 1941 bereits eine Bestimmung 
geschaffen hat, die etwa gleichen Inhalt hat. 

(Abg. Loritz: Nein, nein, ganz nicht!) 

Deshalb meine ich, daß das Problem, das hier zur 
Erörterung steht, einer eingehenden Beleuchtung 
im zuständigen Ausschuß würdig ist. Ich mache 
mich durchaus nicht zum Anwalt dieser Bestim- 
mung. Ich gebe zu, daß man, selbst wenn man das 
Grundsätzliche, das darin liegt, bejaht, sehr dar- 
über streiten kann, ob dieses Grundsätzliche in 
dem zur Zeit geltenden Gesetz den richtigen Aus- 
druck und Niederschlag, die richtige tatbestands- 
mäßige Fassung gefunden hat. Darüber wird man 
vor allen Dingen im Ausschuß diskutieren müssen. 
Falls man den Grundsatz, einer gewissen Geheim- 
haltungspflicht sowohl in öffentlichen als auch in 
privaten Angelegenheiten, die Behörden bekannt 
werden, bejaht, wird man sich darüber sehr ein- 
gehend unterhalten müssen. 

Wir haben schon jetzt Verschiedenes an dem 
Gesetz auszusetzen. Der Begriff des Geheimnisses 
— das ist mit Recht hervorgehoberi worden — ist 
im Gesetz nicht bestimmt. In § 99 des Strafrechts- 
änderungsgesetzes haben wir entscheidenden Wert 
darauf gelegt, daß der Richter nach bestimmten 
Merkmalen beurteilen kann, was Staatsgeheimnis 
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W ist und wann dieses Staatsgeheimnis verraten wird. 
Nach meiner Meinung wird man etwas Ähnliches 
auch in dieses Gesetz einbauen müssen. 

Weiter wird klargestellt werden müssen, daß 
nicht etwa das Vorzimmermädchen dazu berufen 
ist, den Geheimstempel auf eine Sache zu drücken. 
Es muß vielmehr im Gesetz oder durch ent- 
sprechende Anordnung der Regierung klargelegt 
werden, welche Schriftstücke als geheim zu be- 
zeichnen sind. Wenn sie dann aber als geheim be- 
zeichnet sind, sollte man auch annehmen, daß ein 
Interesse daran besteht, daß diese Geheimhaltung 
wirklich garantiert ist. 

Wir sind weiter der Meinung, daß allenfalls 
lediglich vorsätzliche Vergehen unter Strafe ge- 
stellt werden sollten und nicht auch, wie es im 
geltenden Gesetz geschehen ist, bereits fahrlässige 
Vergehen. Eine Strafbarkeit des Versuchs kann 
mit Rücksicht darauf, daß bereits die Interessen- 
gefährdung unter Strafe gestellt ist, entfallen. Für 
völlig indiskutabel halten wir die Androhung der 
Zuchthausstrafe für derartige Vergehen. Mehr als 
Vergehen sind diese Verstöße nämlich unseres Er- 
achtens nicht. 

Untragbar ist auch die Bestimmung, daß die 
Strafverfolgung nur auf Antrag des Justizministers 
erfolgen kann. Wenn sich jemand strafbar gemacht 
hat, muß die Frage, ob Anklage erhoben werden 
soll oder nicht, im pflichtgemäßen Ermessen der 
Anklagebehörde liegen. Die Anklageerhebung darf 
nicht von der Anordnung sonstiger Stellen ab- 
hängig gemacht werden. Man kann hier nicht etwa 
einen Vergleich mit dem Strafantragsrecht ziehen, 
das der Verletzte bei einer Reihe von Vergehen 
hat. Hier wird, obwohl eine strafbare «Handlung 
^ feststeht, bestimmt, daß die Verfolgung nur auf 
w Anordnung des Ministers erfolgen kann. Das 
scheint uns nicht tragbar zu sein. Wir werden uns 
auf alle Fälle für eine Streichung dieser Bestim- 
mung einsetzen. ^ 

Es ist deshalb schon angebracht, die beiden An- 
träge, wie es von den Antragstellern auch bean- 
tragt ist, in dem Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht einer eingehenden Beratung zu 
unterziehen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr, Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Fisch. 

Fisch (KPD): Meine Damen und Herren! Die 
kommunistische Fraktion wird dem Antrag der 
Föderalistischen Union zustimmen.' Sie wird da- 
gegen den Antrag der Deutschen Partei ablehnen, 
weil sie der Meinung ist, daß eine von einer Regie- 
rungspartei beantragte Neufassung der umstritte- 
nen Paragraphen die Sache nur verschlimmern, 
aber nicht verbessern kann. 

Die umstrittenen Paragraphen sind von den Nazis 
im Jahre 1936 in das Strafgesetzbuch eingebaut 
worden. Sie sind damals als Hilfsmittel für die 
Geheimhaltung der Rüstungspolitik des national- 
sozialistischen Regimes geschaffen worden. Sie 
haben Methoden zum Gesetz erhoben, die den 
menschlichen Grundrechten widersprechen und die 
der Willkür der Verwaltungsbürokratie und einer 
willfährigen Justiz alle Türen öffnen. Sie sind 
schließlich ein Schutzpatent für die Praxis der Ge- 
heimdiplomatie. 

Meine Damen und Herren, gerade aus diesem 
Grunde braucht die Adenauer-Regierung heute 
solche Paragraphen. Darum läßt sie heute schon 


nach diesen Paragraphen verhaften und verurteilen, CO 
und darum möchte sie sie unter allen Umständen 
erhalten wissen. Darum soll es uns auch nicht wun- 
dern, daß ausgerechnet Herr Dr. Dehler als Preis- 
fechter für die Erhaltung dieser unwürdigen Nazi- 
paragraphen auf geboten wird. Es braucht uns nicht 
zu wundern, nachdem wir den Herrn Justizminister 
im vergangenen Jahre bei seinem Bemühen beob- 
achtet haben, ganze Serien von Grundsätzen des 
nationalsozialistischen Strafrechts in die Gesetz- 
gebung und die Praxis der Bundesrepublik zu über- 
nehmen. 

Mit Gefängnis oder Zuchthaus wird bedroht, wer 
amtliche Schriftstücke, die als geheim oder ver- 
traulich bezeichnet werden, weitergibt. Was er- 
scheint uns dabei wesentlich? Wesentlich ist erstens, 
daß ein jeweils sich als zuständig erklärender Büro- ^ 
krat bestimmen kann, was geheim oder vertraulich 
ist. Es ist in keinem Gesetz und in keinem allge- 
mein gültigen Rechtsgrundsatz ausgesprochen, was 
dieser Geheimnisklausel verfallen soll. 

Zweitens soll jeder einzelne Bürger, nicht bloß 
der Beamte und der öffentliche Angestellte, diesen 
diffamierenden Einschränkungen unterworfen wer- 
den, insbesondere aber die Presse, soweit sie sich 
nicht an die Empfehlungen bzw. Direktiven des 
Propagandaministeriums des Herrn Dr. Adenauer 
gebunden betrachtet i 

Drittens ist eine jede sich als „zuständig“ be- 
zeichnende Stelle befugt, diesen ganzen Mechanis- 
mus bis zur Verurteilung zu Zuchthaus in Gang zu 
setzen. Es bleibt vollkommen offen, welche private 
oder öffentliche Stelle sich als „zuständig“ betrach- 
tet, um für sich den Schutz der Geheimnisklausel 
in Anspruch zu nehmen. 

Viertens behält sich der Herr Justizminister Dr. 
Dehler bei Inkraftbleiben dieser Paragraphen die®' 
Entscheidung darüber vor, welche Fälle überhaupt 
aufgegriffen und verfolgt werden sollen. Wieder- 
um nicht irgendwelche Rechtsgrundsätze, sondern 
das freie Ermessen der Bürokratie, das freie Er- 
messen der Staatsraison des Herrn Dr. Adenauer 
wird darüber entscheiden, ob hochnotpeinliche Ver- 
fahren mit Zuchthausdrohung eingeleitet werden. 

Fünftens aber ist die Preisgabe von Geheimnissen 
nicht strafbar, wenn sie an Organe der Besatzungs- 
macht erfolgt. Es wird ausdrücklich zugegeben, daß 
das alliierte Gesetz Nr. 62 vom August 1951, welches 
die Straffreiheit für Zuträger, Denunzianten und 
Spitzel deutscher Nationalität vorschreibt, von den 
Bestimmungen dieser Paragraphen unberührt 
bleibt. Man muß also sagen, daß diese Paragra- 
phen nichts anderes sein können als Ausführungs- 
bestimmungen für das Spitzelgesetz der Alliierten 
Hohen Kommission. 

Nach dem Text des Gesetzes ist strafwürdig, wer 
„wichtige öffentliche Interessen gefährdet“. Meine 
Damen und Herren, was sind denn diese öffent- 
lichen Interessen, die auf solch undemokratische 
Weise geschützt werden sollen? Sie sind nicht durch 
das Grundgesetz bestimmt; sie sind bestimmt durch 
die selbstherrlichen Entscheidungen des Herrn Dr. 
Adenauer, des Herrn Dr. Lehr und des Petersbergs. 
Wollen wir doch nicht im luftleeren Raum herum- 
reden, als ob es sich um Geheimnisse einer Spar- 
kasse oder irgendeiner Genossenschaftsbank handle. 

(Abg. Renner: Sehr gut!) 

Es geht um die Geheimnisse der Aufrüstung. 

(Abg. Renner: Sehr richtig!) 

Es geht um den ganzen Geheimniskram der Ver- 
schwörung, die auf dem Petersberg und auf den 
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(Fisch) 

W Schlössern der Alliierten von der Bundesregierung 
mit den Vertretern der Westmächte seit Monaten 
ausgeheckt wird. Darum geht es doch. 

(Beifall bei der KPD.) 

Wir haben in den letzten Tagen ein drastisches 
Beispiel dafür erlebt, worum es geht und warum 
die Bundesregierung an der Erhaltung dieser 
schändlichen Naziparagraphen so sehr interessiert 
ist. Herr Blank, der Kommissar des Herrn Dr. 
Adenauer, hat sich doch kühn und unverblümt hin- 
gestellt und erklärt, seit über einem Jahr betreibe 
er Dinge, die in seinem ihm ursprünglich gegebenen 
offiziellen Auftrag überhaupt nicht enthalten sind, 
für die seiner Amtsstelle von den Organen dieses 
Hauses überhaupt niemals Geld bewilligt worden 
ist. Er gibt zu, daß er seit Jahr und Tag daran 
arbeitet, fertige Tatsachen zu schaffen, mit denen 
jetzt nicht nur unser Volk, sondern auch dieses 
Haus überrumpelt werden soll. 

Deshalb braucht die Bundesregierung solche 
Paragraphen. In der Weimarer Republik wurde 
der Friedenskämpfer Carl von Ossietzky ins Zucht- 
haus geschickt, weil er der Öffentlichkeit von ge- 
heimen Dokumenten über die Aufrüstung der 
schwarzen Reichswehr Mitteilung gemacht hat. 
Würde Ossietzky heute noch am Leben sein, Herr 
Dehler würde ihn mit Hilfe dieser Paragraphen ins 
Zuchthaus schicken. 

(Sehr richtig! bei der KPD.) 

Ja, geht es denn der Regierung um irgendwelche 
Geheimnisse schlechthin? Keineswegs! Herr Platow 
hat doch jahrelang völlig unbehelligt mit den Ge- 
heimnissen der Ministerien Geschäfte gemacht. Wer 
zahlte, konnte die Geheimnisse aus den Ministerien 
bekommen, soviel und woher er auch wollte. Man 

** hat doch diese Vermittlung sogenannter Wirt- 
schaftsnachrichten nicht nur geduldet, sondern zum 
Teil gefördert! Für 300 Mark pro Stück konnte 
ein jeder Interessent sich das kaufen, was es da an 
geheimen Dingen gab. Aber in welchem Augen- 
blick hielt es die Bundesregierung für nötig, zuzu- 
greifen? In dem Augenblick, als Herr Platow es für 
angebracht hielt, aus den Protokollen der Londoner 
Schuldenkonferenz etwas über die delikate Frage 
der Höhe der Verpflichtungen mitzuteilen, die Herr 
Adenauer eingegangen ist, ohne dieses Haus zu 
fragen, über die entwürdigenden und diskriminie- 
renden Bedingungen, unter denen die Vertreter der 
Besatzungsmächte einen „Nachlaß“ der Milliarden- 
schulden in Aussicht gestellt haben. Erst in diesem 
Moment hielt es die Bundesregierung für ange- 
bracht, einzugreifen und sich empört zu zeigen über 
einen solchen Fall von „Geheimnisverrat“. 

Ja, Pressefreiheit möchte die Bundesregierung 
sehen, aber nur für die Interessenten aus ihrem 
eigenen Klüngel, nicht für das Volk. Sie will ein 
Sondergesetz gegen die Presse, nicht gegen die 
Presse im allgemeinen, sondern gegen die Presse, 
die sich nicht gleichschalten läßt, die sich nicht zu 
hörigen Organen des Herrn Adenauer degradieren 
lassen will. Die Aufrechterhaltung der Bestimmun- 
gen der §§ 353 b und c liegt völlig in der Linie des 
von Herrn Dr. Lehr in Aussicht gestellten Bundes- 
pressegesetzes, von dem er sagte, es sei nicht so 
liberal wie das Pressegesetz des Jahres 1874. Wir 
wissen, daß Herr Dr. Lehr den Ehrgeiz hat, den 
reaktionären Geist eines Bismarck noch zu über- 
trumpfen. Wir wissen aber auch, daß dieser stock- 
reaktionäre Geist, gefördert und ergänzt durch die 
Elemente des Nazismus, den Organen des Peters- 
bergs, dem Bundeskanzler selbst gerade erwünscht 
ist, weil man nur mit Hilfe solcher reaktionärer 


Ausnahmebestimmungen jene Friedhofsruhe garan- & 
tieren zu können glaubt, die man braucht, um seine 
Kriegspolitik vorzubereiten. Die Politik des Herrn 
Adenauer hat offenbar das Licht der Öffentlichkeit 
zu scheuen. 

Vizepräsident Dr, Schm Id: Ihre Redezeit ist ab- 
gelaufen! 

Fisch (KPD): Sie hat es offenbar nötig, Schutz 
hinter Hitlerschen Sondergesetzen zu suchen. Aber 
Sie mögen sich darauf verlassen: die Zahl derer in 
Ihren eigenen Reihen, die es ablehnen, sich auf 
solch unwürdige Weise zu degradieren, wird immer 
größer. Es wächst auch in den Reihen Ihrer eigenen 
Gefolgsleute die Zahl derer, die die Verantwortung 
gegenüber unserem ’ Volk höher stellen als ver- 
fassungswidrige und volksfeindliche Geheimnisver- 
pflichtungen, die niemand anderem nützen als den 
amerikanischen Auftraggebern. 

(Beifall bei der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Wagner. 

Wagner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Auf die Worte des Herrn Ministers 
Dr. Dehler eine ganz kurze Antwort. Herr Minister 
Dr. Dehler, Sie dürfen überzeugt sein, daß ich Ihnen 
meinen herzlichen Glückwunsch ausgesprochen 
haben würde und daß ich das gern getan haben 
würde, wenn ich von dem Inhalt Ihrer Denkschrift 
geglaubt hätte, daß sie das verdient. Ich habe aber 
nach gründlichem Studium die Auffassung be- * 
kommen, daß sie es wirklich nicht verdient. Dem 
Herrn Kollegen Weber kann ich sagen, daß wohl 
keiner in diesem Haus diese Denkschrift mit so 
großer Aufmerksamkeit gelesen hat wie ich, nicht ® 
gelesen, der sie studiert hat. Sie sehen das an 
meinen Bemerkungen, in meinem Exemplar der 
Denkschrift, die ich gar nicht alle habe verwerten 
können und auch gar nicht alle habe verwerten 
wollen. 

Herr Minister, noch ein Wort. Einige meiner 
Freunde, die zu den regelmäßigen Besuchern des 
Rechtsausschusses gehören, haben das Bedürfnis, 
gewisse Fragen an Sie heranzubringen. Sie glaub- 
ten, daß dieses Bedürfnis nur dadurch befriedigt 
werden kann, daß man Ihnen im Plenum das sagt, 
was uns drückt. Sie haben den Eindruck, Ihr Er- 
scheinen im Rechtsausschuß ist so selten, daß die 
Möglichkeit, dort Fragen an Sie zu richten, nicht 
immer gegeben ist. Sie werden großen Wert dar- 
auf legen, Herr Minister, daß Aussprachen wie die, 
die wir jetzt in der Öffentlichkeit führen müssen, 
in Ihrer Gegenwart im Rechtsausschuß geführt wer- 
den können. Dann könnten auch die rechtstech- 
nischen und die anderen Fragen, zu denen ich heute 
Stellung genommen habe, behandelt werden. 

Nun, Herr Kollege Weber, ich muß sagen, ich be- 
finde mich Ihnen gegenüber nicht gern in einem 
Gegensatz, das wissen Sie; es gibt aber Dinge im 
Recht, da muß man auch etwas von einer Emotion 
verspüren bei dem, der für das Recht kämpft. Es 
scheint mir, es ist keine Schande für einen Men- 
schen, der sich zum Ziel gesetzt hat, lür das Recht 
zu kämpfen, daß er in dem Glauben und Bewußt- 
sein, daß es hier um tiefgehende Dinge geht, in 
eine gewisse Emotion gerät. Es ist nicht Absicht, 
es läßt sich einfach nicht vermeiden. 

Sowohl in der Denkschrift des Herrn Ministers 
wie in den Ausführungen meines sehr geschätzten 
Herrn Kollegen Weber ist die Rede davon gewesen, 
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W daß sogar der Kontrollrat die §§ 353 b und 353 c 
nicht gestrichen habe. Herr Minister, eine Frage: 
Ist es nicht etwa so — oder bin ich in der Richtung 
falsch unterrichtet? — , daß der Kontrollrat jedes- 
mal von der Voraussetzung ausgegangen ist, die 
§§ 353 b und 353 c würden nicht angewandt, und 
erklärt hat, die beiden Paragraphen, falls sie an- 
gewandt würden, abzuschaffen? Selbst wenn das 
nicht zutrifft, ist für mich die .Tatsache, daß der 
Kontrollrat in diesen Bestimmungen keine Nazi- 
bestimmungen gesehen hat, ohne jede politische Be- 
deutung, 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Die Sachverständigen des Kontrollrats mögen ver- 
stehen, was sie woHen, sie verstehen jedenfalls das 
Wesen des Nazismus nicht so wie wir, die wir den 
Nazismus bekämpft haben von der Minute an, da 
er sich in Deutschland gezeigt hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist für uns also keinerlei excuse, daß die Be- 
stimmung etwa keine Bestimmung sei, die aus dem 
Nazigeist komme. 

Herr Kollege Weber, Sie sagen, die Nazis rühmten 
sich manchmal und behaupteten, daß gute Früchte 
auf ihrem eigenen Mist gewachsen seien. Das mag 
sein; aber ich glaube, diese Frucht ist wirklich auf 
ihrem Mist gewachsen. Um diese Frucht brauchen 
wir sie nicht zu beneiden, und diese Frucht sollten 
wir auch gar nicht irgendwie zu erhalten versuchen. 

Dann das berühmte Beispiel der Schweiz. Solche 
Dinge sind nicht leicht von Land zu Land zu ver- 
gleichen. Die Schweiz hat keinen Faschismus ge- 
kannt, die Schweiz war nicht unter der Herrschaft 
der braunen Tyrannei, die Schweiz hat nicht die 
beiden Weltkriege gekannt, die Schweiz hat eine 
® völlig andere Entwicklung genommen. Sie hat im 
Jahre 1943 zur Bekämpfung von Nazibestrebungen 
diese gesetzliche Bestimmung neben anderen auf- 
genommen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Sie hat einen Teil der anderen Bestimmungen nach 
Wegfall der Gefahr v/ieder beseitigt und diese eine 
Bestimmung stehen lassen, die übrigens wesentlich 
anderes klingt als unser eigenes Gesetz. Ich darf, da- 
mit kein schiefes Licht in der Öffentlichkeit ent- 
steht, den einen Satz — mit Zustimmung des Herrn 
Präsidenten — vorlesen. Das Schweizer Gesetz 
lautet: 

Wer, ohne dazu berechtigt zu sein, aus Akten, 
Verhandlungen oder Untersuchungen einer Be- 
hörde, die durch Gesetz oder durch Beschluß 
der Behörde im Rahmen einer Befugnis als 
„Geheim“ erklärt worden sind, etwas an die 
Öffentlichkeit bringt, wird mit Haft oder mit 
Buße bestraft. 

Es muß also ein Gesetz vorliegen — das ist die eine 
Alternative, die diese Sache zu einer geheimen 
Sache macht — , oder es muß der Beschluß einer 
Behörde vorliegen; es muß ein formelles Verbot 
vorliegen, eine formelle Erklärung zur geheimen 
Sache. Es ist dort also von vornherein viel schwie- 
riger, als es bei uns nach § 353 c der Fall ist. 

(Abg. Dr. Weber [Koblenz]: Der Schweizer 
Bundesgerichtshof urteilt anders!) 

— Der Schweizer Bundesgerichtshof ist nicht der 
Gesetzgeber, sondern ist der Ausleger des Gesetzes. 
Der Gesetzgeber hat bestimmt erklärt, daß diese 
Erklärung durch Gesetz oder durch Beschluß der 
Behörde herbeigeführt werden muß. Daß die Ge- 
richte oft die Dinge anders auslegen, als der Gesetz- 
geber es will oder gedacht hat, das ist ja auch bei 


uns in Deutschland nicht gerade eine überraschende 83 
Tatsache. Das sind Dinge, die es wahrscheinlich 
auch in anderen Ländern als in der Schweiz gibt, 
die das in dem verständlichen Bestreben, die 
Schweiz gegen faschistische Einflüsse zu schützen, 
getan haben mag. Aber während es dort eine Be- 
stimmung gegen die Faschisten war, hatten wir es 
hier doch mit einer Bestimmung der Faschisten 
gegen das deutsche Volk und gegen die Unabhän- 
gigkeit des Bürgers zu tun. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist der große Unterschied, und das ist kein Bei- 
spiel, das irgendwie geeignet wäre, die Dinge anders 
erscheinen zu lassen. 

Dann sagt man: Gewisse Dinge müssen geheim- 
gehalten werden — es ist z. B. eine Zollreform ge- 
plant, es ist eine Änderung des Steuerwesens ge- 
plant; das sind die Beispiele des Herrn Ministers 
Dr. Dehler — , wenn da ein Dritter irgend etwas 
erfährt, können öffentliche Interessen geschädigt 
werden, ergo: zugreifen! Meine Herren, wir haben 
in den Vereinigten Staaten von Amerika, von 
denen so oft die Rede ist, die sogenannten public 
hearings. Wird geplant, eine Zolländerung vorzu- 
nehmen, eine Steueränderung vorzunehmen, irgend- 
eine Maßnahme zu ergreifen, dann sind diese hea- 
rings dazu da, alle interessierten Wirtschafts- 
gruppen anzuhören, ihre Auffassungen zu hören, 
und zwar in einem so frühzeitigen Stadium, daß die 
Idee, die Dinge geheimzuhalten, gegenüber den 
interessierten Kreisen kaum aufkommen kann. Sie 
finden deshalb dort auch nicht eine solche Bestim- - 
mung. Wenn man Demokratie praktizieren will, 
darf man sich vor solchen Dingen nicht scheuen, 
sondern muß sie sehr frühzeitig herausgreifen, um 
das sachverständige Urteil all derer zu hören, die 
mit der Materie zu tun haben. 0$ 

Ich glaube also, Herr Minister, daß meine Ein- 
wendungen in keiner Weise widerlegt sind. Ich 
freue mich, daß der Herr Kollege Weber in dem 
einen Punkt von der Auffassung des Herrn Mi- 
nisters abgewichen ist, in einem Punkt, den ich gar 
nicht behandelt habe, weil man die Aufmerksam- 
keit dieses Hohen Hauses gar nicht so lange in An- 
spruch nehmen darf. Herr Kollege Weber hat er- 
klärt, daß es nicht angeht, die Strafverfolgung vom 
Antrag des Justizministers abhängig zu machen. 

Ich stimme ihm darin vollständig zu. Ich habe es 
auch nicht erörtert, weil ich grundsätzlich gegen 
diese Bestimmung bin. Die Beweisführung des 
Herrn Bundesjustizministers, daß es durchaus 
„systemtreu“ sei, wenn man das tue, ist sicherlich 
völlig abwegig. Die Frage der Antragsdelikte — da 
stimme ich Herrn Kollegen Weber zu — , hat damit 
nichts zu tun. Aber noch viel abwegiger ist das, 
was Sie, Herr Minister, in diesem Zusammenhang 
zur Stützung Ihrer Auffassung vortragen, daß auch 
• ein Abgeordneter wegen einer strafbaren Handlung 
nur verfolgt werden kann, wenn der Bundestag zu- 
stimmt. Das ist doch kein Vergleich, das ist doch 
einfach der Schutz der Immunität und die Folge, die 
sich aus diesem Immunitätsschutz ergibt und nichts 
weiter. 

Schließlich, Herr Bundesjustizminister, sind Sie 
etwas optimistisch — diese Schlußbemerkung 
möchte ich nicht ganz unterdrücken — , wenn Sie 
unter Buchstabe E d) ausführen, die Dinge seien ^ar 
nicht so schlimm, man könne sie ändern: so durch 
Beseitigung der Zuchthausstrafe. Ich habe mich sehr 
gefreut, daß Sie durch die Beseitigung der Strafbar- 
keit der Fahrlässigkeit und des Versuchs den Din- 
gen gewisse Giftzähne ausbrechen wollen, aber es 
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(Wagner) 

W ist ja ein ganzes Gebiß von Giftzähnen; es würden 
also nur einzelne herausgebrochen. Sie vertretenaber 
unter Buchstabe E d) auf der letzten Seite die opti- 
mistische Auffassung, der Umstand, daß die Tat nur 
auf Anordnung des Bundesjustizministers bzw. der 
Landesjustizipinister verfolgt werden könne, biete 
die Gewähr dafür, daß nur schwerwiegendere Fälle 
zu einer ^Bestrafung führten. Herr Minister, ich 
möchte zum Schluß sagen, daß meine Freunde nicht 
von der Überzeugung durchdrungen sind, daß hier- 
in eine Gewähr gegeben ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Herr Bundes justizminister. 

Dr. Dehler, Bundesminister der Justiz: Ich hoffe, 
es wird der Tag kommen, an dem der Herr Justiz- 
rat Wagner den Sessel des Bundes justizminist er s 
drückt, und ich hoffe, daß er sich dann genau so 
ehrlich bemüht im Amt wie ich, amtlich, d. h. objek- 
tiv und gerecht zu sein und die Gewähr zu geben, 
von der ich spreche. Aber deswegen komme ich 
nicht hierher. 

(Zurufe links.) 

Ich komme, um dem Herrn Fisch, dem Herrn 
Kommunisten Fisch den Spiegel vorzuhalten. Viel- 
leicht, Herr Kollege Wagner, ist es für Sie doch 
bitter, daß Sie diese merkwürdige Unterstützung 
finden. Wir müssen fragen: Wie ist die Rechtslage 
in dem glorreichen Staat, der das Ideal der Herren 
Fisch und Konsorten ist? 

(Abg. Renner: Frechheit, von Fisch und 
Konsorten zu sprechen!) 

Dort hat man das deutsche Strafgesetzbuch ge- 
ändert. 

(B) (Abg. Renner: Warum wird die Frechheit 
nicht gerügt? Aus dem Munde Dehlers ist 
sie eine gewollte Verächtlichmachung!) 

Man hat es geändert, wie man es für nötig hielt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Gibt es in dem, was sich Deutsche Demokratische 
Republik nennt, noch den § 353 c? Im vorigen Jahr 
ist dort das Strafgesetzbuch neu herausgegeben 
worden; und selbstverständlich ist der § 353 c darin 
noch enthalten. Nun kann man allerdings fragen, 
ob das für oder gegen den § 353 c spricht. Auf jeden 
Fall, Herr Fisch, sind Sie nicht legitimiert, darüber 
zu sprechen. 

Ich hoffe, daß wir uns über das Problem im 
Rechtsausschuß unterhalten. 

(Abg. Renner: Sie fühlen wohl langsam, daß 
Sie verschwinden müssen! — Weitere Zurufe 
von der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmel- 
dungen liegen nicht vor. Ich erteile dem Abge- 
ordneten Ewers das Schlußwort. 

(Abg. Renner: Aber solche Ausdrücke wie 
„Fisch und Konsorten“ werden nicht gerügt?) 

— Herr Abgeordneter Renner, das Wort „Konsor- 
ten“ ist keine Beleidigung; 

(Zuruf des Äbg. Renner) 

es ist zwar ein Fremdwort, aber keine Beleidigung. 

(Heiterkeit. — Erneuter Zuruf des 
Abg. Renner.) 

. Ewers (DP), Antragsteller: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir einige kurze 
Schlußworte. 


Zunächst möchte ich betonen, daß es meine Ab- ö 
sicht war, dem Herrn Bundesjustizminister für die 
ausgezeichneten rechtshistorischen Darlegungen in 
seiner Denkschrift ausdrücklich zu danken. Wenn ich 
es versäumt haben sollte — was ja aus dem Pro- 
tokoll festzustellen wäre — , möchte ich das Ver- 
säumte auf alle Fälle hiermit nachholen. Ich halte 
die Ausführungen der Denkschrift — mag man 
nun die Argumente für mehr oder weniger stark 
halten — , soweit sie sich auf die historische Ent- 
wicklung beziehen, nicht bloß für lesenswert, son- 
dern glaube, daß kein Jurist dieses Material ent- 
behren kann, wenn er hier zur Sache Stellung neh- 
men will. 

Was allerdings die Auslegung der Paragraphen 
anlangt, so muß ich sagen, ich höre mit wachsen- 
dem Befremden aus dem Munde des Herrn Bun- 
desjustizministers, daß nach seiner Meinung durch 
§ 353 c die Privatgeheimnisstf, die ein Beamter 
kennt, geschützt seien. Davon kann, wie ich be- 
tonen möchte, nach meiner Auslegung des Para- 
graphen überhaupt nicht die Rede sein; 

(Sehr richtig! bei der SPD) 
denn § 300 des Strafgesetzbuches kennt ja den Be- 
griff und Schutz des „Privatgeheimnisses“. 

(Erneute Zustimmung bei der SPD.) 

Sollte hier das gleiche gemeint sein, dann würde 
ich doch bitten, die Gesetze wenigstens so genau 
zu fassen, daß auch ein normaler Jurist auf diesen, 
ich möchte sagen, sehr fremden Gedanken kommen 
kann. Daß der Gedanke fremd ist, ergibt sich dar- 
aus, daß die Verletzung eines Privatgeheimnisses 
niemals öffentliche Interessen gefährden kann. 

(Abg. Dr. Greve: Sehr richtig!) 

Deswegen ist diese Auslegung meines Erachtens 
so verfehlt. Wenn wir das wollen, müssen wir das ($ 
Gesetz ändern. 

Meine sehr geehrten Herren Juristen, beachten 
Sie bitte, daß nach § 300 — allerdings nur mit 
Geldstrafe oder Haftstrafe — der Verrat von Pri- 
vatgeheimnissen bedroht ist, wenn er durch Rechts- 
anwälte, Notare, Ärzte, Hebammen und Apotheker 
erfolgt. Nach Fußnote von „Schönfelders Reichs- 
gesetze“ — 1951 — zu §300 ist angeblich §300 inso- 
weit außer Kraft gesetzt, als er sich auf ürzte und 
Apotheker bezieht; verwiesen wird dort auf 
Reichsärzte- und Reichsapothekerordnung. Die an- 
deren Gesetze für Ärzte und Apotheker enthalten 
meines Wissens materiell genau die gleichen Be- 
stimmungen wie § 30U, es liegt also keine sachliche 
Änderung vor. W o eine Vorschrift sich findet, ist 
belanglos. Bedenken Sie bitte, wieviel Privat- 
geheimnisse heute mittlerweile bei allen Versor- 
gungs- und Fürsorgebehörden liegen, und doch * 
gibt es dort — wenn nicht die verwunderliche Aus- 
legung des Herrn Bundesjustizministers zu § 353 c 
richtig sein sollte, was ich bezweifle — bisher 
keinen Geheimnisschutz. Muß man diesen nicht 
einführen, zwar nicht an diesem Orte, aber etwa in 
eineip. § 300 a? Ist das nicht ein dringendes Be- 
dürfnis, nachdem sich unsere Ämter seit 1870 so 
sehr aufgebläht haben, daß heute beinahe schon in 
jedem Amt Privatgeheimnisse schlummern? Muß 
man nicht unsere Mitbürger davor schützen, daß 
sie durch die Behörden verraten werden?! 

Das ist also eine Erwägung zu §§ 353 b und c. 

Ich habe eingangs bei der Begründung keine Zeit 
gehabt, zu § 353 c Abs. 2 im einzelnen Stellung zu 
nehmen. Meine Notizen, die ich mir darüber gemacht 
hatte, decken sich weitgehend mit den Ausführungen 
von Herrn Dr. Reismann. In der Kritik der bis- 
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W herigen Vorschriften bin ich mit ihm einig. Den- 
noch möchte ich das Haus ausdrücklich davor, 
warnen, hier im Galopp eine Bestimmung einfach 
aufzuheben, ehe ihre Tragweite noch mehr durch- 
leuchtet ist, als es in der Denkschrift des Ministe- 
riums der Fall ist. Ich halte eine solche sachliche 
Prüfung, die aus der Emotion herausgehoben ist, 
für dringend geboten und bitte darum das Haus 
nochmals aus diesen rechtsstaatlichen Gründen, 
auf jeden Fall die beiden Anträge dem Rechts- 
ausschuß mit der Bitte zu überweisen, sie im Zu- 
sammenhang mit der Strafrechtsnovelle und mit 
der Hilfe des Justizministeriums zu bearbeiten. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren Wort- 
meldungen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse zunächst 
über den Antrag- Drucksache Nr. 2975 abstimmen. 
Dazu ist der Antrag auf Überweisung an den 
Rechtsausschuß gestellt. Wer für die Überweisung 
ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen- 
probe! — Angenommen. 

Wir kommen zum Antrag Drucksache Nr. 2965. 
Auch hier ist Antrag auf Überweisung an den 
, Rechtsausschuß gestellt. Wer dafür ist, den bitte 
ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Die 
Überweisung ist beschlossen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der 
Föderalistischen Union (BP-Z) betreffend 
Verhandlungen über den deutschen Ver- 
teidigungsbeitrag (Nr. 2976 der Drucksachen; 
Änderungsanträge Umdrucke Nrn. 428, 432). 

rtü Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 

W Dr. Etzel. 

Dr. Etzel (Bamberg) (FU), Antragsteller: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist ein 
weiter Weg von dem Interview des Herrn Bun- 
deskanzlers mit dem Vertreter des „Cleveland 
Plain Dealer“ von Anfang Dezember 1949 sowie 
der Debatte des Bundestags am 16. Dezember 1949 
und dem gegenwärtigen Stand der politischen Ent- 
wicklung. Üamals erklärte der Herr Bundeskanzler,^ 
er lehne eine deutsche Wiederaufrüstung auf das 
entschiedenste ab. Auch wenn das Verlangen nach 
einem deutschen Beitrag zur Sicherung Europas 
in einer unabdingbaren Weise von den Alliierten 
gestellt würde, so komme die Aufstellung einer 
deutschen Wehrmacht nicht in Frage. Im äußer- 
sten Falle sei alsdann die Frage eines deutschen 
Kontingents im Rahmen der Armee einer euro- 
päischen Föderation zu überlegen. Die Erklärun- 
gen aller Fraktionen richteten sich gegen eine 
deutsche Wiederaufrüstung. So einmütig war die 
allgemeine Ablehnung, daß noch vor der Plenar- 
sitzung des 16. Dezember sogar der Herr Bundes- 
präsident, aus seiner Zurückhaltung heraustretend, 
einem Vertreter der AP erklärte, er sei absolut 
gegen eine deutsche Wehrmacht, ganz gleich, unter 
wessen Kommando sie stehen würde. „Unsere Ver- 
fassung“, sagte er wörtlich, „erlaubt keine allge- 
meine Wehrpflicht. Jeder Deutsche hat das Recht, 
den Dienst in einer bewaffneten Macht zu yer- 
weigern.“ 

Bislang waren Parlament und Bevölkerung in 
der Frage eines etwaigen Verteidigungsbeitrags 
der Bundesrepublik darauf angewiesen, sich aus 
zweiter Hand, aus der deutschen und der auslän- 
dischen Presse, also unvollständig und möglicher- » 


weise unzutreffend zu informieren. Infolge der ö 
Unterlassung rechtzeitiger und ausreichender Un- 
terrichtung durch den Herrn Bundeskanzler ist ein 

gefährliches politisch-psychologisches Vakuum ent- 
standen. Die Unruhe nimmt zu. Die Menschen 
haben das Gefühl, daß über sie hinweg eine Ent- 
wicklung eingeleitet und eine Entscheidung getrof- 
fen wird, deren Kosten sie wieder mit ihrer Person 
und ihrer Existenz zu tragen haben würden. Sie 
wissen nicht mehr, woran sie sind. Das monate- 
lange Trommelfeuer widerspruchsvoller Nachrich- 
ten und Dementis, gleißnerischer Darstellungen 
und schönrednerischer Umschreibungen haben Ver- 
wirrung gestiftet. Es verbreiten sich Argwohn, 
Furcht und Verbitterung, die sich bis zur Ableh- 
nung des ganzen demokratischen Systems der 
Bundesrepublik steigern, und das Volk hat den 
Eindruck: die Abgeordneten schweigen. 

(Sehr wahr! bei der FU.) 

* 

Daher ist es nicht zu verwundern, daß die zu 
spät gekommenen, übergangslos und schroff er- 
folgten Eröffnungen des Herrn Sicherheitsbeauf- 
tragten in seiner Rundfunkansprache vom 
19. Januar über einen insgeheim fertiggestellten, 
auf sogenannter Dienstpflichtauslese beruhenden 
Wehrptlxchtplan weithin alarmierend gewirkt 
haben. Man fühlt sich hintergangen, überlistet, ge- 
täuscht und gefährdet. Was dem Bundestag, was 
der Nation im Zusammenhang mit dem Problem 
eines deutschen Verteidigungsbeitrags an ent- 
sagungsvollem, an Selbstaufgabe grenzendem Ver- 
zicht auf rechtzeitige authentische Information zu- 
gemutet wurde, wäre bei wirklich demokratischen 
Regierungen undenkbar. 

(Abg. Renner: Hört! Hört!) 

Auch die Reichstage des Ersten und des Zweiten ^ 
Reiches — auf diese geschichtlichen Hinweise will 
ich mich beschränken — sind bei außenpolitischen 
Fragen nie in einer solchen Weise ausgeschaltet 
gewesen. Die gelegentliche und sachlich nur aus- 
wahlweise Unterrichtung der Vorsitzenden von 
Fraktionen der Koalition und der Sozialdemo- 
kratischen Partei durch den Kanzler oder seine 
Beauftragten hat mit der politisch und verfassungs- 
rechtlich gebotenen Einschaltung und Befassung 
des Bundestages nicht das geringste zu tun. Sich in 
dieser Frage auf Leben und Tod wieder einmal vor 
vollendete Tatsachen gestellt zu sehen, ist für den 
Bundestag im Hinblick auf seine moralische, 
politische und verfassungsrechtliche Verantwortung 
nicht mehr erträglich. Ein solcher Zustand wider- 
spricht der grundgesetzlichen Ordnung und den 
unverzichtbaren Prinzipien einer parlamenta- 
rischen Demokratie, aber auch dem Gebot selbst- 
verständlicher politischer und psychologischer 
Klugheit. 

(Vizepräsident Dr. Schäfer übernimmt 
den Vorsitz.) 

Der Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der 
Politik, aber er bestimmt sie nur gegenüber und 
innerhalb der Bundesregierung, nicht gegenüber 
dem Parlament. Er müßte doch fühlen und er- 
kennen, daß zwischen ihm und der deutschen Öffent- 
lichkeit, daß zwischen der Bevölkerung und seiner 
Außenpolitik, mag es um den Generalvertrag und 
seine Zusatzverträge zur Ablösung des Besatzungs- 
statuts oder um den deutschen Verteidigungsbei- 
trag gehen, eine tiefe Kluft besteht. Natürlich weiß 
der Kanzler sehr gut, daß auf die Dauer auch keine 
Außenpolitik ohne oder gegen das Volk und die 
Volksvertretung möglich ist. Warum aber handelt 
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CW er anders? Er möge doch von seiner einsamen 
tragischen Höhe herabsteigen, aus dem Elfenbein- 
turm heraustreten, in dem er esoterische politische 
Gespräche und Verhandlungen mit seinen Mysten, 
Adepten und Partnern führt. Der Herr Bundes- 
kanzler sollte die Kluft beseitigen, die ihn von der 
Bevölkerung trennt, den Vorwurf der Kabinetts- 
und Geheimpolitik widerlegen und niemandem das 
Recht oder auch nur einen Vorwand dazu geben, 
die Anklage einer menschenverächterischen oder 
gar unmenschlichen politischen Methode gegen ihn 
2 fu erheben. 

Die Anzeichen einer schweren Krise häufen sich. 
Wer im Parlament weiß Sicheres darüber, wie auf 
beiden Seiten, zwischen uns und den anderen, die 
ihre Hauptdepots, ihre wesentlichen Versorgungs- 
und Nachschubeinrichtungen, ihre Luftbasen auf die 
linke Rheinseite verbracht haben', die Risiken und 
die Chancen verteilt sind, welches die wirklichen 
strategischen Pläne der anderen sind, ob uns eine 
Vorfeldrolle im Niemandsland, das jeglicher Vor- 
kehrungen des Luftschutzes entbehrt, zugedacht ist 
und wie die Finanzierung eines deutschen Verteidi- 
gungsbeitrages ohne empfindliche Senkung des 
Lebensstandards der Bevölkerung erfolgen soll? — 
Wir wissen trotz der Rundfunkrede des Sicherheits- 
beauftragten nichts Zuverlässiges über die endgül- 
tige Stellung der etwaigen deutschen Divisionen 
innerhalb der Europa- Armee und über deren Stel- 
lung in der Atlantik-Organisation, 

(Zurufe rechts) 

nichts über die Zulassung oder Aufrechterhaltung 
zusätzlicher eigener nationaler Wehrkräfte der an- 
deren. Noch steht offenbar auch nicht fest, ob 
deutsche Divisionen in der Bewaffnung den anderen 
völlig gleichgestellt würden. Wir haben keine 

® Kenntnis davon, ob die Schaffung einer europä- 
ischen föderativen Oberbehörde, der die Verfügung 
über die Europa-Armee, ihre Ausrüstung usw. zu- 
stände, beabsichtigt und möglich ist. Vor allem ist 
in absolutes Dunkel gehüllt, welches die Gegenlei- 
stung der anderen für einen deutschen Verteidi- 
gungsbeitrag im Generalvertrag und seinen Zusatz- 
verträgen sein wird, ob nicht wieder einmal eine 
deutsche Vorleistung gefordert wird, der nicht die 
Erfüllung gemachter Versprechungen und Zusiche- 
rungen über die Beseitigung des Besatzungsstatuts 
und Besatzungsstatus folgt. Nicht einmal darüber 
wissen wir Bescheid, ob deutsche Divisionen auch 
außerhalb des Bundesgebiets eingesetzt werden 
sollen oder dürfen. 

Der Herr Sicherheitsbeauftragte beteuerte im 
Rundfunk, es würden keine voreiligen Entscheidun- 
gen getroffen, und alles werde seinen ordentlichen 
und gesetzmäßigen Gang gehen. Man wird Ver- 
ständnis dafür haben, daß wir uns durch eine solche 
Beruhigungspille nicht beschwichtigen oder ein- 
schläfern lassen können. Besteht nicht überhaupt 
die Gefahr, daß die Entscheidung über die Einfüh- 
rung und Gestaltung einer Wehrpflicht in der Bun- 
desrepublik gar nicht mehr bei deutschen Instanzen, 
sondern bei dem europäischen Verteidigungskom- 
missariat nach den Weisungen des europäischen 
Ministerrates liegen wird? 

Daß alles seinen gesetzmäßigen Gang gehen wird, 
sagt also Herr Blank. 

(Zuruf rechts: Schluß!) 

Gewiß, gerade darum geht es auch. Aber auf diese 
verfassungsrechtliche Frage will ich im Rahmen 
einer Begründung des vorliegenden Antrages nicht 
näher eingehen. 


Der Bundestag muß erwarten, daß die bisherige K5 
Methode aufgegeben wird, insbesondere, daß er 
rechtzeitig vor der Paraphierung des Vertrages über 
die EuropanArmee die erforderlichen Unterlagen 
und Auskünfte zur Stellungnahme und Beschluß- 
fassung erhält. Parlament und Öffentlichkeit der 
Bundesrepublik können und müssen verlangen, 
daß sie in den Stand gesetzt werden^ das Für und 
Wider sorgfältigst zu prüfen und gegeneinander 
abzuwägen. Wir sind gegen Geheimpolitik und 
Geheimdiplomatie, wir fordern volle Publizität. In 
der Hand des Herrn Bundeskanzlers liegt es, einer 
krisenhaften Entwicklung vorzubeugen. 

Die Föderalistische Union — Bayernpartei/Zen- 
trum — ist überzeugt, daß der von ihr emgebrachte 
Antrag Drucksache Nr. 2976 in der Fassung des 
Änderungsantrages Umdruck Nr. 432 der Meinung 
und dem Willen der Mehrheit der Bevölkerung ent- 
spricht. Wir sind ferner gewiß, daß der Bundes- 
tag entschlossen ist, die Dinge nicht in der bis- 
herigen Weise weitertreiben zu lassen. Wir bitten 
daher das Hohe Haus, den Antrag in unmittelbarer 
Abstimmung ohne Ausschußüberweisung zu bil- 
ligen. 

(Beifall bei der FU.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Wellhausen. 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nachdem im Ältestenrat heute 
morgen beschlossen worden ist, am 7. und 8. Fe- 
bruar eine außenpolitische Debatte in diesem Hause 
stattfinden zu lassen, und zwar mit dem Thema, 
das der Umdruck Nr. 428 — Antrag der FDP — 
beinhaltet, erübrigt sich unseres Erachtens eine Be- 
gründung dieser Anträge; denn die Zusage der 
Regierung liegt vor. ^ 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Als wir jedoch unseren Antrag einreichten, lag nur 
der Antrag der Föderalistischen Union zu Ziffer 1 
vor; heute hat sie ihn ergänzt. 

Wir haben schon vorgestern einen Antrag ein- 
gereicht, in dem wir auf den engen Zusammenhang 
der beiden Dinge, Verteidigungsbeitrag und Ge- 
neralvertrag, hingewiesen haben. Nur deshalb sage 
ich noch drei Sätze. Es ist in der Tat höchste Zeit, 
daß diese Dinge aus der Berichterstattung der 
Presse, deren Aufgaben in einem solchen Falle man 
nun wahrlich au.ch nicht überschätzen soll und deren 
Fähigkeit in dieser Beziehung man nicht über- 
schätzen kann, herauskommen und daß die Bundes- 
regierung eine Erklärung abgibt und eine offene 
Aussprache über diese Dinge zuläßt. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Der Zusammenhang liegt völlig auf der Hand. Soll - 
ich ihn noch kurz umreißen? 

Wenn es eines Tages, was Gott in seiner Gnade 
verhüten möge, 

(Abg. Renner: Hört! Hört!) 
erforderlich werden sollte, daß freie Menschen 

Europa verteidigen, 

(Abg. Niebergall: Ihr löst den Krieg 
ja aus!) 

— Schweigen Sie! — was Gott in seiner Gnade 
verhüten möge, ich sage es noch einmal mit tiefer 
innerer Überzeugung, 

(Beifall rechts) 

sollten freie Menschen eines Tages genötigt sein, 
in Europa ihre Freiheit zu verteidigen, so können 
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w wir, so kann dieses Haus nur von freien deutschen 
Menschen verlangen, daß sie sich an dieser Ver- 
teidigung beteiligen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs- 
parteien.) 

Diese Freiheit herbeizuführen, ist nach unserer An- 
sicht der Sinn des Generalvertrags einschließlich 
aller seiner Nebenverträge, und daher der unlös- 
bare und völlig logische, nicht tragische — Gott 
gebe auch das — Zusammenhang. Ich möchte drei 
Worte von Herrn Etzel aufnehmen. Es sollen nicht, 
Herr Etzel, Argwohn, Furcht und Verbitterung in 
der Deutschen Bundesrepublik herrschen, sondern 
Hoffnung und Vertrauen, aber auch Entschlossen- 
heit. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs- 
parteien.) 

Vizepräsident Dr, Schäfer: Das Wort hat Herr 
Staatssekretär Hallstein. 

Dr. Hallstein, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amtes: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Namens des Herrn Bundeskanzlers habe ich zu 
erklären: ßie Bundesregierung begrüßt den Antrag. 
Sie teilt die Auffassung der Antragsteller, daß es 
erwünscht ist, bevor die Bundesregierung bindende 
Schritte tut, eine möglichst umfassende Debatte 
über die beiden Gegenstände, deren Erörterung 
den Inhalt dieser beiden Anträge bildet, in diesem 
Hohen Hause stattfinden zu lassen, nämlich eine 
Aussprache über die Frage des deutschen Verteidi- 
gungsbeitrags und über die Frage der. Ablösung 
des Besatzungsstatuts, die damit in einen Zusam- 
menhang gebracht worden ist; eine möglichst um- 
fassende Debatte, die Gelegenheit gibt, das Für und 
(g! Wider der Entscheidungen, die vor uns liegen, 
möglichst gründlich darzulegen, und die damit auch 
der deutschen Öffentlichkeit die Möglichkeit ge- 
währt, sich selber ein Urteil in diesen Fragen zu 
bilden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der KPD: Verschiebebahnhof!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ein erstes Wort an Herrn Professor 
Hallstein. 

(Zuruf von der SPD: Staatssekretär!) 

Wie ungeheuer flammend das Begehren der Bun- 
desregierung ist, dem Bundestag endlich den Inhalt 
des Generaivertrags bekanntzugeben, geht wohl 
am eindeutigsten aus der Tatsache hervor, daß dem 
. Ältestenrat, sehr zur Überraschung des Herrn 
Bundestagspräsidenten, -heute morgen erst davon 
Kenntnis gegeben worden ist. Wenn hier gesagt 
worden' ist, die Bundesregierung, der Herr Bundes- 
kanzler, lege Wert darauf, daß die Generaldebatte 
am 8. Februar zu einer gründlichen Diskussion des 
gesamten Problems benutzt werden soll, so ist dazu 
zu sagen: Ein Sprecher der Regierung hat vor- 
gestern erklärt, daß es der Regierung nicht darauf 
ankomme, ja daß sie eine Diskussion der Einzel- 
bestimmungen des Generalvertrages vermieden 
sehen möchte. Das nur an die Adresse des Herrn 
Professor Hallstein. Ich schlußfolgere daraus: die 
Diskussion am 8. Februar wird auch nichts anderes 
sein als ein Herumreden um die sogenannten all- 
gemeinen Probleme; man wird, genau so wie heute, 
vermeiden, auf den tatsächlichen Inhalt einzugehen. 


Im übrigen: Wie ernst die Situation ist, wie ö 
zwingend notwendig es wäre, heute dem Herrn 
Bundeskanzler in die Arme zu fallen, das hat uns 
doch Herr Blank verraten. Er sagte doch, daß jetzt, 
in diesen Tagen, morgen, in Paris der letzte — wie 
war’s doch wörtlich? — 

(Zurufe: Na, na!) 

der letzte — 

(Heiterkeit) 

„Verputz“ an seinen Vertrag gesetzt werden soll. 

Er hat gesagt, daß heute in Paris der Generalver- 
trag „redigiert“ werden soll. Morgen also bereits 
stehen wir vor der Tatsache, daß, paragraphiert 
und redigiert, der ganze Inhalt des Generalver- 
trages festgelegt sein wird. 

Es ist auch nicht wahr, daß „das Volk“ den ge- 
samten Inhalt des Vertrages heute noch nicht 
kennt. Zwar hat Herr Kollege Etzel absolut recht, 
wenn er sich darüber beklagt, daß dem Bundestag 
bisher der Inhalt verschwiegen worden ist. Aber 
wir stehen doch vor der Tatsache, daß der stellver- 
tretende Ministerpräsident der Deutschen Demo- 
kratischen Republik, Walter Ulbricht, den Inhalt 
des gesamten ^General Vertrags in der vergangenen 
Woche bereits durch den Rundfunk und vor der 
Presse bekanntgegeben hat. 

(Zuruf von der KPD: Sehr gut! — Zuruf 
rechts: Woher weißt du däs?) 

— Woher ich das weiß? Sie wissen das genau so 
wie ich! Sie wissen aber auch, daß die westdeutsche, 
mit GARIO-Mitteln gespeiste „freie“ Presse die 
Anweisung erhalten hat, diese Dinge totzuschwei- 
gen. Die amerikanische „Neue Zeitung“ hat über 
die Pressekonferenz in Berlin einen Kommentar 
gebracht. Sie hat aber mit keinem Wort gewagt, 
die Erklärungen Ulbrichts über den Inhalt des (Ö 
Generalvertrages auch nur in etwa anzuzweifeln. 
Wir wissen also, um was es geht. Wir wissen, daß 
es nicht nur darum geht, einen deutschen Beitrag 
für die internationale Fremdenlegion zu leisten. 
Wir wissen, daß es um mehr geht. Das, was wir 
wissen, verdanken "wir aber nicht der Unterrich- 
tung durch den Herrn Adenauer, sondern der In- 
formation durch einen Mann, der sich unserem 
gesamten Volk gegenüber wirklich verpflichtet 
fühlt. 

Was hat er gesagt? Er hat gesagt, daß sich die 
Bundesregierung in diesem Generalvertrag ver- 
pflichtet, auf die Dauer von fünfzig Jahren auf 
eine Änderung des derzeit geltenden Besatzungs- 
statuts zu verzichten. Er hat gesagt, daß. dieser 
Generalvertrag die Verewigung des Besatzungs- 
regimes für Deutschland beinhalte. Er hat gesagt, 
daß durch diesen Generalvertrag deutsche junge 
Menschen verpflichtet werden sollen, auf jedem 
Kriegsschauplatz, den der Amerikaner bestimmt, 
zu bluten, zu sterben für die Interessen des ameri- 
kanischen Kapitals. Er hat gesagt, daß dieser 
Generalvertrag den Zweck hat, die Wiederherstel- 
lung der Einheit Deutschlands, die Wiederherstel- 
lung der staatlichen Souveränität Deutschlands auf 
den Sankt-Nimmerleins-Tag zu verschieben. Er hat 
uns gesagt, daß dieser Generalvertrag die Aufrecht- 
erhaltung der Besatzung auf ewige Zeiten bedeute. 
Wir wissen also, was im Generalvertrag steht, und 
Sie wissen es genau so, wie ich es weiß! 

(Zurufe von der Mitte: Steht ja gar nicht drin!) 

Und wenn hier zum ersten Male, außer uns 
Kommunisten, ein Bundestagsabgeordneter die 
Katze aus dem Sack gelassen hat, dann ist das doch 
nur geschehen unter dem Druck der Meinung 
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unseres Volkes. Sie wissen, was unsere Jugend . 
über diese Pläne Adenauers denkt. Sie wissen, was 
unsere Bevölkerung über die Pläne Adenauers 
denkt. Sie wissen, daß unsere Jugend leben und 
nicht sterben will. 

(Anhaltende Zurufe von, der Mitte und 
rechts.) 

Das wissen Sie nur zu gut. Und Sie wissen auch, 
daß unsere Jugend begriffen hat, was hinter den 
Plänen Adenauers steckt. Unsere Jugend will nicht 
sterben für den dreckigen amerikanischen Krieg. 

(Erneute lebhafte Zurufe.) 

Unsere Jugend wird Sie aber eines Tages verant- 
wortlich dafür machen, 

(Zuruf von der Mitte: Abtreten!) 

daß Sie mitgewirkt haben bei der verderblichen 
Politik eines Adenauers. 

Darum bitten wir, daß heute noch über den An- 
trag abgestimmt wird, den wir eingereicht haben 
und der darauf hinausläuft, dem Herrn Bundes- 
kanzler Adenauer in den Arm zu fallen und ihn 
zu hindern, seine Politik der Vernichtung Deutsch- 
lands, die Politik des Mordes seiner Jugend weiter- 
zuverfolgen. 

(Lärm und erregte Pfui-Rufe.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Herr Abgeordneter 
Renner, Sie haben eben im Zusammenhang mit der 
Politik des Herrn Bundeskanzlers von dem Mord 
an der Jugend Deutschlands gesprochen. Ich rufe 
Sie dafür zur Ordnung. 

(Zuruf von der Mitte: Rausschmeißen den 
Kerl! Unglaublich! — Abg. Niebergall: Uns 
schmeißt keiner raus! — Weitere Zurufe 
(B) und anhaltende Unruhe.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Schoettle. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist klar, daß die Debatte über den 
vorliegenden Antrag der Föderalistischen Union 
nur ein Vorgefecht vor der wirklichen Ausein- 
andersetzung ist. Der Herr Kollege Renner liebt 
ja im Grunde genommen nur die Kokarde nicht, 

(lebhafter Beifall und große Heiterkeit) 
die der künftigen Armee voranleuchten soll. 

(Abg. Renner: Sie sollten das lieber nicht 
gesagt haben! — Abg. Niebergall: Ich 
denke, ihr seid auch gegen die Remilitari- 
sierung! — Gegenrufe von der SPD. — 
Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Herr Abgeordneter, 
ich bitte, einen Augenblick zu unterbrechen. — 
Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß es 
den Tribünenbesuchern nicht gestattet ist, sich an 
Kundgebungen des Beifalls oder des Mißfallens zu 
beteiligen. 

Ich bitte fortzufahren. 

Schoettle (SPD): Herr Kollege Renner, Sie 
machen soviele witzige Bemerkungen in diesem 
Hause, 

(Zuruf des Abg. Renner) 

daß Sie sich nicht wundern dürfen, wenn man 
Ihnen auch einmal eine etwas bissige Bemerkung 
an den Kopf wirft. Schließlich laufen Sie ja im 
Lande herum unter einer falschen Flagge und 


reden über Dinge, von denen Sie genau wissen, daß ö 
Sie sie nicht so meinen. 

(Sehr gut! bei der SPD und in der Mitte. 

— Abg. Renner: Wieder Arm in Arm mit 
Adenauer!) 

Was wir. Sozialdemokraten zu dem Gesamt- 
komplex zu sagen haben, das wird in voller Öffent- 
lichkeit und mit unzweideutiger Klarheit bei der 
Debatte in vierzehn Tagen in diesem Hause von 
uns gesagt werden. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Renner.) 

Es wird nicht zum ersten Mal gesagt. Es ist gesagt 
worden in den Anfängen der Auseinandersetzung 
um den deutschen Verteidigungsbeitrag von 
meinem Freund Schumacher von dieser Stelle vor 
vierzehn Monaten. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu 
Beginn eines gleich feststellen: Wir wenden uns mit 
aller Entschiedenheit gegen die Methode, die 
neuerdings angewandt worden ist, durch die 
tropfenweise Bekanntgabe von Einzelheiten aus 
Verhandlungen über technische Details die Dis- 
kussion auf eine Ebene zu schieben, wo die Be- 
völkerung zwangsläufig abgelenkt wird von den 
wirklichen Aufgaben und Problemen. 

(Sehr gut! bei der SPD und der FU.) 

Wir werden uns mit aller Entschiedenheit zur 
Wehr setzen auch gegen den Versuch, bei der Aus- 
sprache über diese Frage in vierzehn Tagen über 
technische Details zu reden und darüber zu ver- 
gessen, daß es sich hier um eine der größten politi- 
schen Entscheidungen handelt, die dieses Land 
überhaupt zu treffen hat. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FU.) 

Es geht ja schließlich nicht um den Schnitt der 
Uniformen oder um die Grußpflicht des gemeinen 
Mannes. 

(Abg. Nietergail: Darüber reden Ihre 
Kollegen im Rundfunk! — Abg. Renner: 

Am vergangenen Sonntag! Jetzt habt ihr 
den Herrn Erler zurückgeholt; er darf am 
kommenden Sonntag nicht mehrmitreden!) 

— Lieber Herr Renner, überlassen Sie doch diese 
Dinge uns allein. 

(Zuruf von der KPD: Das geht uns auch an!) 

Wir reden ja auch nicht mit Ihnen darüber, wie 
Ihre sogenannten Staatsmänner in der DDR — 
russische Staatsbürger im Gewand deutscher 
Staatsmänner — über Dinge reden, von denen man 
erst mal ab warten muß, wieviel Wahrheitsgehalt 
in ihnen ist. 

(Sehr gut! bei der SPD. — Abg. Renner: 

Faule Ausrede! Ulbricht hat uns nicht ver- 
kohlt, das erlaubt sich nur Dr. Adenauer!) 

— Herr Renner, bei Ihnen ist überhaupt nichts 
mehr zu verkohlen! 

(Heiterkeit. — Zuruf des Abg. Renner.) 

— Ich möchte mich jetzt nicht in eine Auseinander- 
setzung mit Ihnen einlassen; dazu haben wir noch 
reichlich Gelegenheit, und Sie können sicher sein, 
daß Sie in vollem Umfange bedient werden. 

Meine Damen und Herren, ich sage, es geht nicht 
um Einzelheiten, nicht um den Schnitt der Uniform 
oder um die Grußpflicht oder ähnliche Dinge, son- 
dern es geht um eine politische Entscheidung. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
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(Schoettle) 

(A) Wir möchten auch mit aller Entschiedenheit gegen 
die Lesart auftreten, daß es sich hier um eine 
außenpolitische Entscheidung handle. Es geht in 
Wirklichkeit hier um das Fundament der deutschen 
Demokratie. Es geht um eine innenpolitische Ent- 
scheidung von einer Tragweite, von der wir uns 
heute vielleicht im einzelnen noch gar keine Vor- 
stellung machen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn die Menschen sich in diesem Punkt betrogen 
fühlen, dann braucht man sich nicht zu wundem, 
daß auch die Fundamente einer demokratischen 
Ordnung in unserem Lande wanken. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Dieser Fall wird eintreten, wenn wir versuchen, 
unter irgendwelchen Vojwänden oder unter 
irgendeinem Druck, der nicht in der Sache selber 
liegt, eine Entscheidung zu treffen, die jeden ein- 
zelnen angeht und bei der sowohl die falsche Rich- 
tung wie der falsche Zeitpunkt auf das künftige 
Schicksal des deutschen Volkes geradezu ver- 
heerend wirken können. Ich glaube, die Worte, die 
mein Freund Schumacher in diesem Hause vor 14 
Monaten ausgesprochen hat, gelten auch noch heute 
für die Haltung der Sozialdemokratie. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Er sagte: 

Gegen eine die Fundamente klärende wissen- 
schaftlich exakte Tätigkeit, die alle Parteien 
dieses Hauses in die Lage versetzt, an Hand 
von gewissenhaft geprüftem Material dem 
Volk Rede und Antwort zu stehen, hat 
niemand von uns etwas. 

— Kurt Schumacher fuhr fort: 

Aber alles haben wir gegen Vorbereitungs- 
®) handlungen, die davon ausgehen, als ob die 
große politische Entscheidung des Ja oder Nein 
bereits gefallen wäre. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wenn man sich so die 
verschiedenen Verlautbarungen der letzten Zeit 
mit anhörte, dann konnte man den Eindruck ge- 
winnen, daß man von der Voraussetzung ausgeht, 
über das Ja wäre überhaupt nicht mehr zu dis- 
kutieren. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wir sind völlig anderer Meinung. Im übrigen, es 
sind zahlreiche Vorbereitungshandlungen begangen 
worden, und ich möchte den Herren Antragstellern 
von der Föderalistischen Union sagen, daß auch 
ihre Zustimmung zum Schumanplan vor zwei 
Wochen eine solche Vorbereitungshandlung war. 
(Lebhafter Beifall bei der SPD und auf 
der äußersten Rechten.) 

Man sollte da immerhin konsequent sein. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich sage im Namen 
der sozialdemokratischen Fraktion im einzelnen, 
daß die Voraussetzungen für eine freie Entschei- 
dung. eines deutschen Parlaments weder in der 
Sache und in dem Stand der Verhandlungen noch 
verfassungsrechtlich gegeben sind. Wo ist die 
Gleichheit der Chancen? Wo ist eine klipp und 
klare Erklärung derjenigen, die von uns einen 
deutschen Verteidigungsbeitrag fordern, über ihre 
eigenen Pläne und Absichten? Wo ist eine klare 
Erklärung darüber, daß unser Volk und unser 
Land nicht als ein Objekt fremder Strategie be- 
trachtet werden, ohne Rücksicht darauf, was mit 


den Menschen dieses Landes geschehen ist und (Q 
noch geschehen kann? 

(Abg. Arndgen: Die können doch morgen 
abziehen!) 

— Herr Kollege Arndgen, wir können uns ja privat 
unterhalten, nicht wahr! — Oder gilt auch heute 
noch das Wort, das der französische Verteidigungs- 
minister am 4. August 1950 gesagt hat? Ich sollte 
mich nicht wundern, und meine Erinnerung trügt 
mich vielleicht nicht, wenn der Herr Verteidigungs- 
minister der französischen Republik damals Rene 
Pleven geheißen hätte. Der sagte damals: 

Wir müssen für uns die Verteidigung des 
Glacis sichern, welches der Sieg von 1945 uns 
erlaubt hat zu besetzen. Unsere dauernde 
Sorge muß die Schaffung eines Manövrier- 
feldes zwischen Elbe und Rhein sein. 

Wo, meine Damen und Herren, ist eine klipp und 
klare Darstellung der Situation so, wie sie heute 
die Mächte sehen, die die deutsche Jugend in ihr 
Verteidigungssystem eingliedern möchten? Und 
schließlich: Zum Thema Gleichberechtigung hat der 
britische Hohe Kommissar Sir Ivone Kirkpatrick 
erst gestern eine sehr bemerkenswerte Erklärung 
abgegeben, als er sagte: Gleichberechtigung be- 
deutet nicht gleiche Behandlung. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ja, wenn man von solcher Stelle auch im Zusam- 
menhang mit der Erörterung über die Tragung der 
Verteidigungs- und Besatzungslasten solche Er- 
klärungen hört, dann muß man daraus den Schluß 
ziehen, daß in Wirklichkeit noch keine einzige der 
Voraussetzungen erfüllt ist, unter denen dieses 
Parlament oder ein neu gewähltes Parlament einer 
solchen Forderung zustimmen könnte. 

Schließlich möchten wir Sozialdemokraten schon ^ 
in diesem Zeitpunkt noch einmal nachdrücklich 
darauf hinweisen, daß nach unserer Meinung eine 
Entscheidung in dieser Frage nach dem Wortlaut 
und dem Sinn des Art. 4 Ziffer 3 des Grund- 
gesetzes nicht möglich ist. 

(Zuruf von der Mitte: Ansichtssache!) 

Wir würden es außerordentlich bedauern, wenn die 
Rechtsgelehrten im Schoße der Bundesregierung es 
fertigbringen würden, die maßgebenden Persön- 
lichkeiten der Bundesregierung davon zu über- 
zeugen, daß sie ohne Rücksicht auf den Sinn des 
Grundgesetzes dieses Parlament, dessen Mehrheit 
sich ja zu gewissen Zeiten als lammfromm er- 
wiesen hat, überfahren und hier eine politische 
Entscheidung erzwingen könnten, für die im Volke 
keinerlei Grundlage vorhanden ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir bestreiten mit allem Nachdruck diesem Bun- 
destag, der unter ganz anderen Voraussetzungen 
gewählt wurde, die Kompetenz zu einer solchen 
Entscheidung. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Ein letztes Wort, meine Damen und Herren. Es 
wird uns so oft und so nachdrücklich gesagt, die 
Zeit dränge. Ja, wie ist es denn mit diesem Zeit- 
argument? Wir sollten uns das auch einmal ganz 
nüchtern überlegen. Wo drängt denn die Zeit? Ich 
halte es mit meinem Freunde Schumacher, der in 
diesem Hause vor 14 Monaten erklärt hat: Man 
kann die Angst vor dem Osten nicht als ein Instru- 
ment benützen, um eine solche Entscheidung her- 
beizuführen. 

Auf der andern Seite sollten wir doch nicht ver- 
kennen, daß auf die politischen Entscheidungen 
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(Schoettle) 

(A) dieses Parlaments und unserer Regierung ein ge- 
wisser Druck ausgeübt wird, der sehr nachdrück- 
lich zur Geltung gebracht wird. Man hat ein Junk- 
tim zwischen dem Generalvertrag und dem deut- 
schen Verteidigungsbeitrag hergestellt. Es ist eine 
völlig untragbare Zumutung, 

(Beifall bei der SPD) 

daß das, was im Zuge der Geschichte liegt, die 
Wiederherstellung der deutschen Souveränität und 
der deutschen Freiheit, an die Bedingung geknüpft 
wird: Erst müßt ihr deutsche Soldaten stellen, dann 
geben wir euch das zurück, was euch noch fehlt! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

So, meine Damen und Herren, kann man nicht ver- 
handeln, und auf dieser Basis können wir nicht 
verhandeln. 

(Erneuter lebhafter Beifall bei der SPD. — 
Abg. Euler: Es ist ja umgekehrt!) 

Wenn das Wort „Junktim“ einen Sinn hat, meine 
Damen und Herren, dann meint es „Gleichzeitig- 
keit“, nicht wahr, und dann möchte man ja doch 
wohl wissen, welcher Art die Stücke von Souveräni- 
tät sind, die man uns zurückgibt, und welcher Art 
die Dinge sind, die man sich selber vorbehält. Ich 
hoffe, darüber wird in diesem Hause in aller Ein- 
dringlichkeit und mit aller Deutlichkeit gesprochen 
werden. 

Woher kommt denn ein erheblicher Teil des 
Druckes, der auf uns ausgeübt wird? Kommt er aus 
einer akuten Zuspitzung der internationalen 
Situation? Wenn ich mich an gewisse Äußerungen 
maßgebender Männer der Bundesregierung in ge- 
wissen Ausschüssen des Bundestages vor einem 
Jahr erinnere, dann stand damals der Krieg un- 
mittelbar vor der Tür. 

^ (Sehr wahr! bei der SPD.) 

Ja, meine Damen und Herren, mit Methoden, die 
man sonst an Stammtischen gewohnt ist, hat man 
uns an Hand von Zeitungsnachrichten zu beweisen 
versucht, daß die Situation so gefährlich sei, daß 
man jetzt und hier entscheiden müsse. 

(Abg. Dr. Krone: Etwas zu leicht, lieber 
Herr Schoettle!) 

Sollen wir das als eine Methode der politischen 
Klärung akzeptieren? Wir wollen es nicht akzep- 
tieren! 

Wir können auch nicht akzeptieren, daß die doch 
offenkundigen Bedürfnisse der amerikanischen Po- 
litik in einem Wahljahr entscheidend sein sollen 
für das, was wir hier in diesem Hause tun. 
(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Ein wesentlicher Teil der Erhitzung der jetzigen 
Atmosphäre ist doch darauf zurückzuführen, daß 
Amerika sich ein ganzes Jahr lang in einer inner- 
politischen Auseinandersetzung befindet. Aus die- 
ser Auseinandersetzung ergibt sich für die beiden 
Parteien das Bedürfnis, auf den Tisch des amerika- 
nischen Hauses etwas zu legen, was man als Erfolg 
der eigenen Politik buchen kann. 

(Glockenzeichen des Präsidenten.) 

— Ich bin gleich fertig, meine Damen und Herren. — 
Aus diesem Bedürfnis nach Erfolg im Felde der 
Außenpolitik ergibt sich ein gewisses Drängen auf 
die Entscheidung der europäischen Nationen, und 
ich sage Ihnen ganz offen, meine Damen und Her- 
ren: wir Sozialdemokraten werden uns in dieser 
Frage den Bedürfnissen der amerikanischen Innen- 
politik nicht beugen! 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD.) 


Vizepräsident Dr, Schäfer: Das Wort hat der ö 
Herr Abgeordnete Loritz. 

(Unruhe.) 

Loritz (Fraktionslos): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn dieses Haus auch nur 

noch einen Funken von Selbstachtung besitzt, 

(Große Unruhe. — Lebhafte Rufe: Unerhört! 
Donnerwetter! — Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Herr Abgeordneter 
Loritz, diese Äußerung stellt eine Beleidigung des 
ganzen Hauses dar. Ich rufe Sie zur Ordnung! 
(Stürmische Rufe: Raus! Raus!) 

Loritz (Fraktionslos): Sie haben ja den- zweiten 
Satz nicht gehört. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich .. habe den Satz 
genau gehört. 

Loritz (Fraktionslos): Lassen Sie mich doch, das 
zu Ende sprechen, was ich sagen will! 

(Fortgesetzte Rufe: Raus! Raus!) 

Ich sagte: Wenn dieses Haus Selbstachtung besitzt, 
dann muß es dafür sorgen, 

(anhaltende lebhafte Rufe: Raus! Raus! — 
Glocke des Präsidenten) 

— ich bitte, mich bei diesem Satz nicht zu unter- 
brechen! — , dann muß es dafür sorgen, 

(Fortgesetzte Unterbrechungen.) 

— Lassen Sie mich doch bitte ausreden! 

(Erneute lebhafte Zurufe.) 

— Ich habe ja noch gar nichts gesagt! 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Meine Dameni und ^ 
Herren, ich bitte, den Redner fortfahren zu lassen! 
(Anhaltende Zurufe: Nein! — Abg. Sabel: . 

Das ist er gar nicht wert!) 

Loritz (Fraktionslos): Lassen Sie mich den Satz 
erst einmal weiterführen, bevor Sie sprechen! 
(Stürmische Zurufe: Nein, nein, nein! 

Raus, raus!) 

— Das lasse ich mir nicht gefallen, daß hier auf 
Grund eines Halbsatzes überhaupt schon derartige 
Bemerkungen von Ihnen kommen. 

(Fortgesetzte Schlußrufe.) 

Ich sagte — und lassen Sie^mich jetzt den Satz 
bitte im Zusammenhang sprechen! — : Wenn dieses 
Haus einen Funken von Selbstachtung besitzt, dann 
muß es dafür sorgen, daß unter allen Umständen 
die Regierung sofort veranlaßt wird, dem Par- 
lament Rede und Antwort zu stehen, den parlamen- 
* tarischen Stellen, die allein befugt sind, darüber 
zu entscheiden, ob ein „Verteidigungsbeitrag“, wie 
es so schön heißt, dem deutschen Volke abverlangt 
werden kann oder nicht. Der Bundestag und nur 
der Bundestag und dreimal nur der Bundestag ist 
allein zuständig, über diese Dinge zu spredien! 

Es ist unerhört, daß hierüber schon Verhandlun- 
gen stattgefunden haben, ohne den Bundestag vor- 
her überhaupt einzuschalten. 

(Erneute Schlußrufe.) 

Es geht nicht an, daß man erst, nachdem die Para- 
phierung erfolgt ist oder erst, wenn die Paraphie- 
rung unmittelbar bevorsteht, ' den Bundestag hört. 

Ich bedaure es, daß der Antrag der Föderalisti- 
schen Union keinen Zeitpunkt nennt, an welchem 
diese Regierung Rede und Antwort stehen muß für 
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(Loritz) I 

(A) das Porzellan, das sie schon zerbrochen hat, für die 
Festlegungen, die sie in irgendeinem Generalver- 
trag oder in irgendwelchen Zusatzanträgen viel- 
leicht schon getroffen hat. 

(Anhaltende Schlußrufe. — Unruhe. — 

Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Meine Damen und 
Herren! Ich habe als unparteiischer Vorsitzender 
dieser Versammlung dem Umstand Rechnung zu 
tragen, daß der Redner durch Unterbrechungen 
nicht zur Ausnutzung seiner Redezeit gekommen 
ist. 

(Zuruf von der Mitte: Daran ist er selber 
schuld!) 

Lorltz (Fraktionslos): Nein, daran bin ich nicht 
schuld! 

(Fortgesetzte Unruhe und Zurufe.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich bitte, nicht zu 
unterbrechen; dann geht’» schneller! 

(Abg. Dr. Horlacher: Fang nicht so 
unverschämt an!) 

Loritz (Fraktionslos): Meine Damen und Herren, 
der Herr Vorredner hat gefragt, wer denn unter 
Zeitdruck stehe. Ich habe den Eindruck: unter 
Zeitdruck steht die Regierung Adenauer, die weiß, 
daß ihr nach eineinhalb Jahren keine Mehrheit 
mehr zur Verfügung steht. 

(Zurufe von der Mitte und rechts.) 

Ich habe den Eindruck: unter Zeitdruck stehen die 
Leute, die wissen, daß die weltpolitische Situation 
dermaßen in rascher Entwicklung begriffen ist, daß 
man es vielleicht schon in wenigen Monaten nicht 

(B) mehr wagen würde, dem deutschen Volk zuzu- 
muten, länger unter einem Kolonialstatut zu leben. 
Jetzt aber verlangt man von ihm noch, Soldaten 
zur Verteidigung eines Kolonialstatuts zu stellen. 

Meine Damen und Herren, ich habe schon im 
Zusammenhang mit der Diskussion über den 
Schumanplan davor gewarnt,, im Juni grüne Äpfel 
essen zu wollen, statt zu warten, bis sie im Sep- 
tember reif sind. Die Bundesregierung könnte 
durch ein Zuwarten nur gewinnen, indem sie 
sich nicht dazu herbeiläßt, den Wünschen der 
Alliierten zu entsprechen und heute schon das zu 
unterzeichnen, was man von uns jetzt noch ver- 
langt. Der Bundestag hat, ich wiederhole es, die 
heilige Verpflichtung gegenüber den Wählern, 
dafür zu sorgen, daß die Regierung veranlaßt wird, 
diese Besprechungen, die heute stattfinden und für 
die federführend sind Herr Blank, Herr Professor 
Hallstein und Bundeskanzler Adenauer selbst, ab- 
zustoppen, weil diese Besprechungen uns politisch., 
auf einen Weg festlegen, der nochmals zum Un- 
glück und zur Katastrophe unseres ganzen Volkes 
werden kann. Es gibt kein Wort, das scharf genug 
ist, um zu brandmarken, was in den letzten Mo- 
naten geschehen ist. Es gibt auch kein Wort, das 
scharf genug ist, um eine Mentalität der Alliierten 
zu brandmarken, die vor vier Jahren noch ver- 
langten, sozusagen jeden deutschen Unteroffizier 
als Militaristen zu erklären, und die heute etwas 
tun wollen, was zum Unglück Deutschlands und 
der ganzen Welt ausschlagen kann. 

(Schluß-Rufe rechts.) 

Wenn Sie demokratisch fühlen und denken, meine 
Herren, dann müssen Sie alles tun, daß der Bun- 
destag hier rasehestens eingeschaltet wird; und ich 


hoffe, daß sich vielleicht noch irgendeine Fraktion (O 
finden wird, die verlangt, daß bei dieser so wich- 
tigen Debatte wenigstens der Herr Bundeskanzler 
herbeigeholt wird. Wir wehren uns dagegen, hier 
faits accomplis zu schaffen, die bezahlt werden 
müssen mit dem Blut der jungen Jahrgänge, die 
jetzt noch ohne Kriegsversehrungen herumlaufen, 
und die bezahlt werden müssen mit dem Rest 
dessen, was uns zwei verlorene Weltkriege noch 
übriggelassen haben. 

(Schluß-Rufe bei den Regierungsparteien.) 

Wir warnen Sie vor einer Politik, die Sie schon 
begonnen haben 

(erneute Schluß-Rufe) 

und die in eine Katastrophe hineinführen kann, 
über deren Ausmaß Sie sich anscheinend noch gar 
nicht im klaren sind! 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Pünder. 

Dr. Pünder (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es scheint mir tief bedauerlich zu sein, 
daß solche tumuituarischen Szenen der Auftakt zu 
solch überaus lebenswichtigen Beratungen des 
Deutschen Bundestages sind. Es ist ein bedauer- 
liches Schauspiel, das damit ein Teil unserer Mit- 
glieder der Weltöffentlichkeit gibt. 

Namens meiner politischen Freunde habe ich zu 
erklären, daß uns die Erklärung des Herrn Staats- 
sekretärs Hallstein befriedigt hat. 

(Zurufe links.) 

— Einen Augenblick! — Ich bin auch durchaus der 
Auffassung von Herrn Kollegen Schoettle, daß wir 
heute noch nicht in ein Vorpostengefecht eintreten 
sollten. Aber es scheint mir, lieber Herr Schoettle 

— ich will mich nicht in militärischen Bildern 
weiter verlieren — , daß Sie schon über das Vor- 
gefecht etwas hinausgegangen sind. 

(Abg. Schoettle: Sie machen nur eine 
Patrouille! — Heiterkeit.) 

Es will mir scheinen, -daß es vielleicht doch nicht 
ganz zweckmäßig war — da wir uns heute dar- 
über einig waren, daß wir in einem sehr baldigen 
Zeitpunkt sehr gründlich über die Dinge sprechen 
wollen — , wenn wir heute doch schon so ein kleines 
Vorgericht von dem vorgesetzt bekommen haben. 
Das ist bedauerlich, und dies darf ich im Namen 
meiner politischen Freunde erklären. Lieber Herr 
Schoettle, das eine sage ich Ihnen ausdrücklich — da 
können Sie völlig beruhigt sein — : niemand von 
uns — ich glaube, von der überwältigenden Mehr- 
heit des Hauses — wird sich damit beruhigen, wenn 
uns hier etwa nur etwas über den Schnitt der Uni- 
formen und die Grußpflicht der künftigen europä- 
ischen Soldaten gesagt würde. Das ist völlig aus- 
geschlossen; 

(Sehr gut! in der Mitte) 

und es ist eine Verkleinerung und eine Gering- 
schätzung des Verantwortungsgefühls von uns allen, 
glaube ich — von den meisten jedenfalls — , wenn 
Sie meinen, wir wären uns der hochpolitischen Be- 
deutung dieser lebenswichtigen Fragen für unser 
Schicksal und für die ganze deutsche Zukunft nicht 
zutiefst bewußt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 

Zurufe links.) 

Auch der Hinweis auf das Zeitdrängen — wir 
haben ja noch gar keine Erklärung der Regierung 
gehört — ist durchaus richtig. Aber er ist augen- 
blicklich nicht am Platze. Ich erkläre jedenfalls 
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tf> namens meiner politischen Freunde, daß auch wir 
uns nicht durch irgendwelche Zeitrücksichten be- 
drängen lassen; alle diese lebenswichtigen Fragen 
müssen genauestens bis zum letzten mit uns er- 
örtert werden. 

Ich beschränke mich also auf diese wenigen 
grundsätzlichen Bemerkungen. Ich lasse mich heute 
weder auf ein Vorgefecht noch auf eine Kanonade 
ein; ich gehe auch gar nicht darauf ein, was mein 
unmittelbarer Vorredner gesagt hat. Wir sind zu- 
frieden mit der Erklärung, die Herr Hallstein heute 
abgegeben hat, und werden den beiden vorliegen- 
den Anträgen der FDP und der Föderalistischen 
Union nachher zustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr, Schäfer: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Reismann. 

Dr. Reismann (FU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn Herr Abgeordneter 
Pünder soeben von dem Zeitdruck sprach, unter 
den ex sich nicht bringen lassen möchte, so muß ich 
ihm erwidern: Von Zeitdruck kann eigentlich bei 
der Länge der Zeit, die bisher verlaufen ist, doch 
gar nicht die Rede sein, 

(Abg, Renner: 18 Monate!) 

und es erhebt sich die Frage, weshalb die Regierung 
denn erst nach dem Antrag der Föderalistischen 
Union diese Bekenntnisfreudigkeit bekundet. Wir 
wären ja glücklich gewesen, wenn es gar nicht erst 
nötig gewesen wäre, diesen Antrag einzubringen. 
Dann hätte man ja längst Gelegenheit gehabt, dar- 
über zu sprechen. Herr Loritz vermißt in unserem 
Antrag die Angabe des Zeitpunkts: „Wann soll denn 
® darüber debattiert werden?“ Ja, das ist doch ganz 
klar: wenn keine Zeit angegeben ist, sofort. Sofort, 
das heißt: die nächste Gelegenheit soll ergriffen 
werden; und wenn so beschlossen wird, bedeutet 
das „sofort“, da die nächste Woche sitzungsfrei ist, 
daß dieses Thema übernächste Woche zum Zuge 
kommt. 

(Abg. Kunze: Das steht schon in der 
Zeitung; Herr Loritz liest nur keine!) 

Auch die Äußerung von Herrn Kollegen Pünder 
gibt mir Veranlassung, auf die Frage „Wann?“ 
einzugehen. Wenn etwa jetzt noch die Zeit der Er- 
örterung, die Zeit des Rede-und-Antwort-Stehens 
der Regierung so weit hinausgeschoben werden 
sollte, daß diese Frage berechtigt wäre, dann wäre 
das nicht eine Erfüllung dieses Begehrens. Es er- 
gibt sich ja überhaupt die Frage, ob es nicht schon 
zu spät ist. 

(Hört! Hört! bei der KPD.) 

Wir wissen ja gar nicht, wieweit die Beratungen 
bereits vorangeschritten sind. Es geht ja um die 
Grundlagen, um die Richtlinien, die den Unter- 
händlern in Paris mit aüf den Weg gegeben werden 
sollen, die dem Bundeskanzler mit auf den Weg 
gegeben werden sollen. 

Ich halte es nicht für richtig, jetzt über den In- 
halt, über die Details zu sprechen, sondern die Re- 
gierung soll sich zunächst in einer besonderen De- 
batte mit dem Bundestag darüber auseinander- 
setzen, was sie wünscht und was der Bundestag 
will. Heute haben wir nur über diese Formalitäten 
zu sprechen, über dieses Rede-und-Antwort-Stehen 
vor dem Bundestag überhaupt, aber nicht über den 
Inhalt. Die Debatte darüber wird dann nach 14 Ta- 
gen die Folge sein. 


Herr Kollege Schoettle, wenn Sie sagen, wir ß 
hätten mit der Zustimmung zum Schumanplan A 
gesagt, infolgedessen müßten wir auch B bis Z 
sagen, so kann ich Ihnen versichern: Sie wissen 
noch längst nicht, was wir in Zukunft zu den Er- 
klärungen, den Wünschen und den Absichten der 
Regierung sagen werden. Wir lassen die Dinge an 
uns herantreten. Wir haben heute gar keine Ver- 
anlassung, diese Frage vorweg zu erörtern. 

(Abg. Mellies: Herr Reismann, Sie haben 
sogar B gesagt, bevor Sie A gesagt haben; 
bei Ihrer Zustimmung zum Schumanplan!) 

— Das sind nach unserer Ansicht zwei völlig ge- 
trennte Komplexe, die nicht so miteinander ver- 
bunden werden können, wie Sie meinen. 

(Abg. Mellies: Arme deutsche Politik, 
wenn das so betrachtet wird!) 

— Ja, es ist nun einmal so; darüber haben Sie eine 
andere Auffassung als wir. 

Wir hoffen, daß die Verhandlungen noch nicht so 
weit gediehen sind, daß wir hinterher nur noch Ja 
und Amen zu sagen haben. Jedenfalls soll durch 
diesen Antrag, und zwar gerade auch das Ausland 
darauf hingewiesen werden: bis heute hat der Bun- 
deskanzler Verhandlungen geführt, ohne die Re- 
präsentation des deutschen Volkes überhaupt nur 
angehört zu haben; was er also verhandelt hat, 
hängt in der Luft; denn der Souverän, derjenige, 
der die Politik dem Ausland gegenüber zu bestim- 
men hat, ist nicht der Bundeskanzler, das ist das 
deutsche Volk und der Bundestag, der es vertritt. 

Die Initiative zu dieser Aussprache hätte bei 
einer Regierung, die von der Wurzel aus von demo- 
kratischen Gedanken durchdrungen ist, von der Re- 
gierung selber ausgehen müssen. Nehmen Sie doch 
die Verhältnisse in Frankreich, wo die Regierung 
selber Wert darauf legt, nicht eher nach Lissabon 
zu gehen, als sie sich mit der französischen Kam- 
mer darüber ausgesprochen hatte. Ganz anders hier. 
Hier geht man längst in Verhandlungen hinein, 
und der Bundestag muß, da er sich nun darüber 
beklagen muß, daß er überhaupt nicht unterrichtet 
wird, von sich aus das nachdrückliche Verlangen 
stellen, daß die Regierung sich darüber mit ihm in 
Verbindung setzt. Es handelt sich bei unserem heu- 
tigen Antrag nicht um die Debatte zu der Sache 
selbst, sondern darum, daß die Prärogative des 
Bundestages gegenüber der Regierung gewahrt 
wird, daß Verhandlungen von so fundamentaler Be- 
deutung nicht entriert, nicht geführt und vor allen 
Dingen nicht zu Ende geführt werden dürfen, ohne 
daß der Bundestag über die Richtlinien seine Ent- 
scheidung gefällt hat. 

Die Initiative, die die Bundesregierung nach 
außenhin an den Tag gelegt hat, hätte sie an die 
Weisungen binden müssen, die der Bundestag ihr 
mitgibt. Es muß zum Abschluß nochmals mit allem 
Nachdruck gesagt werden: Wir verlangen von der 
Bundesregierung, daß sie uns hier im Bundestag 
nicht wieder vor ein Ja oder Nein stellt. Wir ver- 
langen, daß sie, bevor sie verhandelt, eine Mei- 
nungsabklärung herbeiführt. Stellt sie aber das Par- 
lament vor die Frage: Ja oder Nein und nichts 
weiter, dann muß sie damit rechnen, daß sie nicht 
wie beim Schumanplan eine Mehrheit findet, son- 
dern eine Ablehnung erfährt, die'dem Ansehen des 
deutschen Bundes bestimmt nicht nützlich und dien- 
lich sein würde. Die Verhandlungen, die die Bun- 
desregierung bisher geführt hat, ohne ihre Mei- 
nungen mit den Meinungen der Abgeordneten die- 
ses Hohen Hauses abzuklären und diesen Meinun- 
gen gegenüberzustellen, haben unter der Hypothek 
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CA) der Ungewißheit gestanden: Was wird demnächst; 
wird das deutsche Volk zustimmen, oder wird es 
nicht zustimmen? Was uns demnächst abschließend 
unterbreitet werden soll, sollte uns nach gutem 
demokratischen Brauch nicht überraschen, sondern 
sollte vorher so weit durchberaten sein, daß sich 
übersehen läßt, was dem deutschen Volk an Lasten 
auferlegt und an Vorteilen in Aussicht gestellt 
wird. 

Wir bitten deswegen, unserem Antrag zuzustim- 
men. Wir bitten die Regierung, die endgültige Aus- 
sprache über den Fragenkomplex selbst sobald wie 
möglich stattfinden zu lassen. 

(Beifall bei der FU.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Euler. 

Euler (FDP): Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Meine Fraktion hat ihrer Entschlossenheit, 
die so überaus wichtigen Themen des Verteidi- 
gungsbeitrages und des Generalvertrages hier in 
aller Ausführlichkeit möglichst schnell erörtert zu 
sehen, durch ihren Antrag Ausdruck gegeben. Wir 
haben dabei den Antrag der Föderalistischen Union 
dahin erweitert, daß gerade der Generalvertrag 
in die Erörterung einbezogen werden soll, weil er 
nach unserer Auffassung die Voraussetzung für 
eine Teilnahme Deutschlands an der Verteidigungs- 
gemeinschaft ist. Denn über den Generalvertrag 
und die Annexverträge muß klargestellt werden, 
daß wir gleichberechtigt in die Gemeinschaft der 
freien Völker eingegliedert werden. 

Wir sind durch die Erklärung, die Herr Staats- 
sekretär Dr. Hallstein abgegeben hat, zufrieden 
( 0 ) gestellt. Nachdem wir wissen, daß die Debatte in 
' vierzehn Tagen stattfindet, hätten wir hier nichts 
mehr zu erklären, wenn nicht einige Erklärungen, 
die in der Debatte abgegeben wurden, uns genötigt 
hätten, einige Worte hinzuzufügen. Zum ersten ist 
es falsch, das, was in der sowjetischen Zone von 
der SED-Regierung bekanntgemacht wurde, als 
einen Entwurf des Generalvertrages anzusehen. Es 
handelt sich dabei um eine plumpe Fälschung. 

(Lachen bei der KPD.) 

Was drüben in der sowjetischen Zone veröffentlicht 
worden ist, ist auch in einem ganz frühen Stadium 
der Verhandlungen niemals Gegenstand eines Vor- 
entwurfs gewesen. 

(Zuruf von der KPD: Das ist euch wohl 
unangenehm!) 

Zum zweiten möchten wir nachdrücklich Verwah- 
rung gegen die Annahme einlegen, daß die Erwä- 
gungen irgendwelcher Parteien in diesem Hause 
von den Bedürfnissen der amerikanischen Innen- 
politik abhängig sein könnten. Es handelt sich um 
etwas ganz anderes und nur insoweit möchte ich 
den Herrn Kollegen Schoettle verbessern: Uns 
scheint bei der Entscheidung über diese Fragen 
nicht nur das Fundament der Demokratie in 
Deutschland auf dem Spiele zu stehen, sondern es 
handelt sich einfach um die Sicherung der Existenz 
unseres Volkes schlechthin. 

(Abg. Niebergall: Das ist ja lächerlich! — 

Abg. Renner: Das hat Hitler wörtlich auch 
so gesagt!) 

Und weil es sich darum handelt, wünschen wir uns 
von der Debatte, die hier in aller Breite stattfinden 
soll — wir hoffen es zuversichtlich — , daß gerade 
sie dazu beiträgt, den gesunden Sinn der deutschen 


Bevölkerung dafür zu stärken, daß wir verpflichtet (C) 
sind, die europäische Sicherheit insgesamt zu ver- 
bessern, unter der Voraussetzung — die zu schaffen 
gerade die Aufgabe der westlichen Demokratien ist 
und von der die Verteidigungskraft eines deutschen 
Soldaten abhängt — , daß wir gleichberechtigt in 
die Gemeinschaft der westlichen Völker einkehren. 
Wenn das klargestellt werden könnte und wenn es 
uns gelingt, diese Gleichberechtigung durchzusetzen, 
fernerhin sicherzustellen, daß die Verteidigungs- 
gemeinschaft nicht einen unerschwinglichen Finanz- 
bedarf für uns mit sich bringt, sondern einen Auf- 
wand, der unsere wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung nicht gefährdet, dann, meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren, glaube ich, trägen wir 
auch dazu bei, daß die Entscheidung, die wir zu 
fällen haben, eine breite Mehrheitsbasis findet. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Renner: 

Diesmal bekommen Sie keine Ostarbeiter 
für IG-Farben!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das' Wort hat der 
Abgeordnete Farke. 

Ich darf inzwischen auf Wunsch des Vorsitzenden 
des Ausschusses für den Lastenausgleich bekannt- 
geben, daß dieser Ausschuß eine Stunde nach 
Schluß des Plenums Zusammentritt. 

Farke (DP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Fraktion der Deutschen Partei hat zur 
Kenntnis genommen, daß der Herr Staatssekretär 
bekanntgegeben hat, daß in der übernächsten 
Woche die Richtlinien und auch das, was zum Ge- 
neralvertrag gehört, bekanntgegeben werden und 
darüber eine ausführliche Aussprache stattfinden 
soll. Wir wissen allerdings, daß es praktisch erst 
jetzt möglich war, an den Bundestag heranzutreten; (D) 
denn es ist bei allen Vorlagen der Regierung so, 
daß Vorbereitungen nötig sind und aus dem Vor- 
bereitungsstadium heraus an das Hohe Haus nicht 
herangetreten werden kann. Wir hätten es aller- 
dings lieber gesehen, wenn nicht erst eine Initiative 
des Bundestages nötig gewesen wäre. Wir halten 
es aber grundsätzlich für abwegig, nachdem nun 
die Anträge praktisch durch die Regierung schon 
erfüllt sind, zu Einzelheiten überzugehen und zu 
Verträgen oder Gesetzes Vorlagen Stellung zu neh- 
men, die der einzelne noch gar nicht kennen kann. 

Das kann doch erst dann möglich sein, wenn sie 
uns vorliegen. Wir wissen, daß wir uns in sehr 
naher Zeit damit beschäftigen werden, und wir 
werden also ausgiebig Gelegenheit nehmen können, 
zu den einzelnen Dingen unsere Meinung zu sagen. 

Das eine möchte ich aber noch anfügen. Wir 
kämpfen um unsere Freiheit und ringen darum, 
freie Menschen bleiben zu können. Wir ringen um 
Deutschland; wir ringen um Europa; und wir 
wissen: wenn wir in diesem Vorhaben leben wollen, 
dann müssen wir auch bereit sein, dafür einzu- 
treten, uns einzusetzen und auch bereit sein, das 
zu verteidigen, was. jeder freie Mensch als das 
Höchste ansieht und was eigentlich für ein Volk, 
wenn es Volk bleiben will, das Entscheidende ist. 

(Zuruf von der KPD: Für den Profit!) 

Will es noch Volk sein, dann muß es auch bereit 
sein, sich als Volk zu verteidigen. Unter welchen 
Bedingungen das möglich sein wird, werden wir 
erfahren. Ob wir dazu ja sagen können, werden 
wir dann, wenn uns die Gesetze und Verträge vor- 
liegen, zu entscheiden haben. 

(Beifall bei der DP.) 
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(A) Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Es liegt vor ein- 
mal der Antrag der Fraktion der Föderalistischen 
Union auf Umdruck Nr. 432. Das ist, soviel ich weiß, 
die Fassung, die an die Stelle des ursprünglichen 
Antrags getreten ist. Zum andern liegt dazu ein 
Änderungsantrag der Fraktion der FDP auf Um- 
druck Nr. 428 vor. Außerdem ist seitens der KPD 
eine Art Ergänzungsantrag eingereicht worden; er 
nennt sich Antrag zum Antrag der Fraktion der 
Föderalistischen Union. Die Stärke der KPD 
reicht nicht aus, das Erfordernis der Geschäftsord- 
nung — 15 Mitglieder — zu erfüllen. Ich frage das 
Haus, ob der Antrag anderweit unterstützt wird. — 
Das ist nicht der Fall. 

(Abg. Renner: Da müßte er doch bekannt- 
gegeben werden!) 

— Ich habe ihn nicht bekanntzugeben! — Es han- 
delt sich also nicht um einen ordnungsgemäß ge- 
stellten Antrag. Nach der Geschäftsordnung muß 
jeder Antrag von 15 Mitgliedern des Hauses unter- 
stützt sein. Ich bin also nicht in der Lage, ihn zu 
verlesen oder bekanntzugeben oder zur Abstim- 
mung zu stellen. 

Wir kommen jetzt zunächst zur Abstimmung über 
den Änderungsantrag zu dem Antrag der Födera- 
listischen Union, der von der FDP auf Umdruck 
Nr. 428 gestellt worden ist. 

(Abg. Dr. Reismann: Zur Abstimmung!) 

— Zur Abstimmung Herr Dr. Reismann! 

Dr, Reismann (FU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte darauf aufmerk- 
0 sam machen, daß der weitergehende Antrag der 
auf Umdruck Nr. 432 ist. Denn während der An- 
trag auf Umdruck Nr. 428 nur davon spricht, daß 
über die Verhandlungen über die Ablösung des Be- 
satzungsstatuts Auskunft erteilt werden soll, ver- 
langt unser Antrag auf Umdruck Nr. 432 Auskunft 
weiter über den Generalvertrag und seine sämt- 
lichen Zusatzverträge. Der weitergehende Antrag 
ist danach der Antrag der Föderalistischen Union 
auf Umdruck Nr. 432, und ich bitte, darüber zuerst 
abzustimmen. 

(Abg. Euler: Zur Geschäftsordnung!) 

Vizepräsident Dr, Schäfer: Herr Abgeordneter 
Euler zur Abstimmung! Nicht zur Geschäftsord- 
nung! Sie können jetzt nicht zur Geschäftsordnung 
sprechen. 

Euler (FDP): Nachdem die Föderalistische Union 
ihren Antrag ergänzt hat, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, muß ich feststellen, daß in- 
haltlich zwischen unserem Antrag und dem ihren 
überhaupt kein Unterschied besteht. Denn wenn 
wir von den Verhandlungen zur Ablösung des Be- 
satzungsstatuts sprechen, meinen wir den Gesamt- 
komplex der Verträge, die die Föderalistische Union 
im einzelnen bezeichnet hat. Also: ein sachlicher 
Unterschied besteht nicht mehr, und es ist unseres 
Erachtens keine Notwendigkeit gegeben, über diese 
beiden Anträge getrennt abzustimmen. Da sie 
sachlich identisch sind, könnte die Entscheidung in 
einer Abstimmung gefällt werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Meine Damen und 
Herren, ich bin damit einverstanden, daß wir diese 


Vereinfachung vornehmen. Wollen Sie diese beiden O 
Anträge als e i n e n Antrag ansehen? 

(Zustimmung.) 

— Das Haus scheint damit einverstanden zu sein. 

Ich lasse also über beide Anträge gleichzeitig ab- 
stimmen. Ich bitte diejenigen, die dafür sind, eine 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 

— Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

(Beifall bei der FU.) 

Meine Damen und Herren, der Herr Vorsitzende 
des Ausschusses für das Gesundheitswesen läßt 
darauf hinweisen, daß im Anschluß an die Be- 
ratung dieses Punktes der Tagesordnung der Aus- 
schuß Zusammentritt. 

Wir kommen zum nächsten Punkt der Tagesord- 
nung, und zwar ist an dieser Stelle eingefügt der 
Punkt 6 a: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus- 
schusses für Wirtschaftspolitik (13. Ausschuß) 
über den Antrag der Abgeordneten Günther, 
Kohl (Heilbronn), Eickhoff, Dr. Hamacher 
und Genossen betreffend Schaffung einer 
Unterabteilung Handwerk im Bundeswirt- 
schaftsministerium (Nrn. 3019, 2141 der 

Drucksachen). 

Das Wort zur Berichterstattung hat Herr Ab- 
geordneter Lange. 

Lange (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Ausschuß für Wirt- 
schaftspolitik hat sich in seiner gestrigen Sitzung 
mit einem Antrag befaßt, der am 10. April ver- 
gangenen Jahres dem Hohen Hause zugestellt und 
am 26. April in seiner 139. Sitzung dem Ausschuß 
für Wirtschaftspolitik mit Sammelantrag Umdruck 
Nr. 155 überwiesen worden war. ^ 

Das Petitum dieses Antrags ist aus politischen 
sowohl als auch aus wirtschaftspolitischen Gründen 
durchaus gerechtfertigt. Die Verzögerung, die es 
mit sich brachte, daß der Wirtschaftsausschuß seinen 
Bericht auf Drucksache Nr. 3019 erst heute 
vorlegen kann, hat ihre Ursache darin, daß in der 
Zwischenzeit, und zwar Mitte vergangenen Jahres, 
der Wirtschaftsminister von sich aus dem Kabinett 
gegenüber ein Ersuchen gestellt hat, ihm die Ge- 
nehmigung zu erteilen, das Referat Handwerk in 
der Abteilung II — Wirtschaftsordnung — seines 
Ministeriums in eine Unterabteilung umzuwandeln. 
Darüber hinaus ist im gleichen Zusammenhang von 
dem Minister das Ersuchen an das Kabinett ge- 
richtet worden, auch die Referate Handel und Tech- 
nik in eine selbständige Unterabteilung umzu- 
wandeln. 

Für das Referat Handwerk ist, wie gesagt, die 
Genehmigung erteilt worden; faktisch besteht also 
eine Unterabteilung Handwerk, so wie im Antrag 
der Abgeordneten Günther und Genossen ge- 
wünscht. Ein kleiner Schönheitsfehler ist nur, daß 
diese Unterabteilung Handwerk personell unter- 
besetzt ist. Sie wird im Augenblick auch nur von 
einem Ministerialrat geleitet, während alle übrigen 
Unterabteilungen im Wirtschaftsministerium einem 
Ministerialdirigenten unterstehen. Der Wirtschafts- 
ausschuß war daher der Auffassung, daß es bei der 
wirtschaftspolitischen und politischen Bedeutung 
des Handwerks erforderlich sei, die Unterabteilung 
Handwerk so zu behandeln wie die übrigen Unter- 
abteilungen im Wirtschaftsministerium auch. Aus 
dem Grunde wird die Bundesregierung in Ziffer 1 
des Ausschußanträgs — Mündlicher Bericht des 
Ausschusses für Wirtschaftspolitik, Drucksache Nr, 
3019 — ersucht, 
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(Lange) 

W unverzüglich eine Unterabteilung Handwerk 
unter Leitung eines Ministerialdirigenten im 
Bundeswirtschaftsministerium zu errichten. 

Damit soll von diesem Hause zum Ausdruck ge- 
bracht werden, welche Bedeutung man im gesam- 
ten wirtschaftlichen Leben und damit auch nicht 
zuletzt in der Vertretung innerhalb des Wirtschafts- 
ministeriums, in der Wahrnehmung seiner Belange, 
diesem Wirtschaftszweig beimißt. 

Weiter hat sich der Wirtschaftspolitische Aus- 
schuß auf den Standpunkt gestellt, daß auch die 
beiden anderen Punkte, die der Bundeswirtschafts- 
minister in seinem Ersuchen an das Kabinett zum 
Ausdruck gebracht hat, behandelt werden sollten. 
Er hat deshalb auch dazu Anträge gestellt, die dem 
Mündlichen Bericht beigefügt sind. So wird in 
Ziffer 2 des Antrags die Bundesregierung ersucht, 
zwei weitere Unterabteilungen im Bundeswirt- 
schaftsministerium, und zwar für „Handel“ — das 
ist das gegenwärtige Referat 3 in der Unterabtei- 
lung II — und eine Unterabteilung für „Berufs- 
ausbildung, Forschung und Technik“ zu bilden, die 
beide wie die Unterabteilung Handwerk unter 
einem Ministerialdirigenten stehen sollen, um auch 
dort die Bedeutung gegenüber den anderen, schon 
bestehenden Unterabteilungen herauszustellen. Die 
Unterabteilung „Berufsausbildung, Forschung und 
Technik“ soll aus dem jetzigen Referat 8 der Ab- 
teilung II, die nur Technik und Gewerbeförderung 
allgemein umfaßt, hervorgehen. 

In der Abteilung II ist auch noch das Referat 4, 
Genossenschaften. Zu dem Thema Genossenschaf- 
ten hat der Ausschuß ebenfalls ein Ersuchen an den 
Wirtschaftsminister in seinem Antrag ausgespro- 
chen, wonach der Bundesminister für Wirtschaft 
(ß) diese an sich komplizierte Frage der Behandlung 
der gesamten Genossenschaftsbelange so erledigen 
soll, daß dem Ausschuß für Wirtschaftspolitik ein- 
gehende Vorschläge für die Behandlung der Fragen 
des Genossenschaftswesens im Wirtschaftsministe- 
rium gemacht werden. 

Der Antrag auf Drucksache Nr. 3019, den zu ver- 
treten ich die Ehre habe, ist im Wirtschaftspoli- 
tischen Ausschuß einstimmig angenommen worden. 
Ich darf deshalb der Hoffnung Ausdruck geben, 
daß dieses Hohe Haus sich ebenfalls bereit findet, 
angesichts der politischen, wirtschaftspolitischen 
und sonstigen sachlichen Notwendigkeiten, denen 
sich der Ausschuß nicht verschlossen hat, diesem 
Antrag zuzustimmen. Ich bitte das Haus um eine 
entsprechende Entscheidung. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Meine Damen und 
Herren, dieser Punkt ist unter der Voraussetzung 
auf die heutige Tagesordnung gesetzt worden, daß 
man auf eine Aussprache im Hinblick auf die all- 
seitige Übereinstimmung verzichten kann. Ich 
schließe also die Aussprache und komme zur Ab- 
stimmung. Ich bitte diejenigen, die der Vorlage 
Drucksache Nr. 3019 zustimmen, die Hand zu er- 
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal- 
tungen? — Bei einer Enthaltung angenommen. 

* Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Berichts des Wahlprüfungs- 
ausschusses (2. Ausschuß) über die Wahl- 
anfechtung des Dr. Rudolf Böhm, Weilburg/ 
^Lahn (Nr. 2979 der Drucksachen). 

Das Wort zur Berichterstattung 

(Zurufe: Die Berichte sind schriftlich 
erstattet!) 


— Ja, ich sehe, daß sämtliche Berichte schriftlich (C) 
erstattet sind. Den Mitgliedern des Hauses liegen 
die Entscheidungen vor. Ich glaube, ich kann mich 
deswegen darauf beschränken, die einzelnen Punkte 
der Tagesordnung nacheinander aufzurufen. 

(Zustimmung.) 

Ich bitte diejenigen, die der Ausschußvorlage zu 
Punkt 7 der Tagesordnung zustimmen, die Hand 
zu erheben. — Enthaltungen? — Gegenstimmen? 

— Nicht vorhanden. Einstimmig angenommen. 

Punkt 8 der Tagesordnung: 

Beratung des Berichts des Wahlprüfungsaus- 
schusses (2. Ausschuß) über die Wahlanfech- 
tung des Louis Trott, Haiger (Hessen) (Nr. 
2980 der Drucksachen). 

# Ich bitte diejenigen, die zustimmen, die Hand 
zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so be- 
schlossen. 

Punkt 9 der Tagesordnung: 

Beratung des Berichts des Wahlprüfungs- 
ausschusses (2. Ausschuß) über die Wahl- 
anfechtung des Pfarrers Klundt, Sicken- 
hofen, sowie Lt. Walentowski, Heubach, 
Post Groß-Umstadt (Nr. 2981 der Druck- 
sachen). 

Ich bitte diejenigen, die zustimmen, die Hand zu 
erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so be- 
schlossen. 

Punkt 10 der Tagesordnung: 

Beratung des Berichts des Wahlprüfungs- 
ausschusses (2. Ausschuß) über die Wahl- 
anfechtung des Dr. Helmut Mix, Syke, Bez. 
Bremen (Nr. 2982 der Drucksachen). 

Ich bitte diejenigen, die der Ausschußvorlage 
zustimmen, die Hand zu erheben. — Das ist die 
Mehrheit. Es ist so beschlossen. 

Punkt 11 der Tagesordnung: 

Beratung des Berichts des Wahlprüfungsaus- 
schusses (2. Ausschuß) über die Wahlanfech- 
tung des Kaufmanns Fritz Steinkuhle, 
Mannheim (Nr. 2983 der Drucksachen). 

Ich bitte diejenigen, die der Ausschuß Vorlage zu- 
stimmen, die Hand zu erheben. — Das ist die Mehr- 
heit. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen nun zu Punkt 12 der Tagesordnung: 

Beratung der Übersicht Nr. 47 über Anträge 
von Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
über Petitionen (Umdruck Nr. 425). 

Ich bitte diejenigen, die zustimmen, die Hand zu 
erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so be- 
schlossen. 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir am 
Ende unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste, die 189. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages auf Mittwoch, den 6. Februar 
1952, 13 Uhr 30. 

Die 188. Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18 Uhr 3 Minuten.) 
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Anlage zum Stenographischen Bericht der 188. Sitzung 
Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wiederaufbau und Wohnungswesen (18. Ausschuß) über den von den Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD, FDP, DP, BP und Z eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Prämien zur Förderung des Wohnungsbaues 

(Wohnungsbau - Prämien gesetz) 

(Nm. 2488, 3005 der Drucksachen) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Brönner (CDU) 


I. Teil 

Die Geschichte des Gesetzentwurfes 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung 
am 28. März 1950 das Erste Wohnungsbaugesetz 
in zweiter und dritter Lesung einstimmig be- 
schlossen. Ebenso einstimmig hat er fünf Entschlie- 
ßungen angenommen. Die erste Entschließung zu 
Teil I des Gesetzes Buchstabe b) lautet: 

Die Bundesregierung wird ersucht, rechtzeitig 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, wonach mit 
Wirkung ab 1. Juli 1950 dem Kreis der Steuer- 
pflichtigen mit kleinerem Einkommen die 
Möglichkeit eröffnet wird, für alle nach dem 
Einkommensteuergesetz begünstigten Aufwen- 
dungen, die der Förderung des Wohnungsbaues 
© dienen, Begünstigungen in Höhe von 25°/o der 
Einzahlungs- und Sparbeträge in Anspruch zu 
nehmen. Dabei bleibt es der Bundesregierung 
überlassen, diese Begünstigungen im Wege des 
# Abzuges von der Steuer oder der Prämie oder 
einer Verbindung beider Methoden einzu- 
räumen. 

Bei der Beratung dieser Entschließung hat der 
Ausschuß die folgenden Erwägungen angestellt: 
Unser Einkommensteuerrecht gibt den veranlagten 
großen Einkommensbeziehern erhebliche Ein- 
kommensteuervergünstigungen bei der Anlage oder 
Hingabe von Geld für den Wohnungsbau, und 
zwar: 

1. durch die Abzugsfähigkeit von 7 c-Mitteln nach 
der Einkommensteuemovelle bei der Ermittlung 
des Einkommens, wenn diese Beträge für den 
Wohnungsbau als Zuschüsse oder als Darlehn 
gegeben werden, 

2. durch die Abzugsfähigkeit hoher Aufwendun- 
gen von natürlichen Personen als Sonderaus- 
gaben vom Einkommen. 

Demgegenüber ist der kleine Einkommensbezieher, 
insbesondere der Lohnsteuerpflichtige, infolge des 
progressiven Lohnsteuertarifs benachteiligt, wenn 
er seine bescheidenen Ersparnisse für den Woh- 
nungsbau als Sonderausgaben vom Einkommen 
abziehen will. Das Wohnungsbau-Prämiengesetz 
bringt also eine Begünstigung für die kleinen 
Wohnungsbau-Sparer. 

Neben dieser Begünstigung wird mit dem Gesetz 
noch ein zweites Ziel verfolgt, nämlich zum 
verstärkten Sparen anzuregen für ein Eigenheim, 
für eine Kleinsiedlung, für ein Wohnungseigentum 


oder für ein Dauerwohnrecht. Die heutige große 
Not in der Finanzierung des Wohnungsbaues beruht 
vor allem auf dem Mangel an dem notwendigen 
Eigenkapital. Es wird zu wenig gespart und viel- 
leicht zuviel für überflüssigen Konsum ausgegeben. 

Um dieses notwendige Sparen nachhaltig zu för- 
dern, soll der Sparer eine Belohnung in der Form 
einer Prämie erhalten. Dadurch* werden die bis- 
herigen Sparer angeregt, laufend noch mehr auf 
die Seite zu legen, und viele andere, die bis jetzt 
noch nicht gespart haben, sollen für das Sparen 
neu gewonnen werden. Alle diese Ersparnisse 
fördern zusammen mit der Prämie den Wohnungs- 
bau, weil der Sparer schneller zu dem notwendigen 
Eigenkapital kommt. Aus diesem grundsätzlichen 
Erwägungen heraus ist damals die Entschließung 
vom Ausschuß vorgelegt und vom Plenum einstim- 
mig angenommen worden. (D) 

Am 1. Juli 1950 sollte ein entsprechendes Gesetz 
schon in Kraft treten. Daher wurde im der Ent- 
schließung verlangt, daß der Gesetzentwurf 
rechtzeitig vorgelegt wird. Tatsächlich erhielt 
der Bundestag einen solchen Gesetzentwurf von 
der Regierung überhaupt nicht. Daher hat die 
Fraktion der SPD mit Drucksache Nr. 1350 unter 
dem 15. September 1950 eine Interpellation ein- 
gebracht mit den Fragen an die Bundesregierung: 

1. Weswegen ist die Gesetzesvorlage dem Bundes- 
tag noch nicht zugeleitet worden? 

2. Wann ist die Gesetzesvorlage zu erwarten? 

Diese Interpellation wurde in der 102. Sitzung des 
Bundestags am 15. November 1950 behandelt. Herr 
Staatssekretär Hartmann vom Bundesministerium 
der Finanzen erklärte u. a., es sei dieser Gesetz- 
entwurf keine Angelegenheit nur zwischen Bundes- 
tag und Bundesfinanzminister oder Bundesregie- 
rung, sondern hier hätten die Länder, d. h. der 
Bundesrat, ein ganz entscheidendes Wort mitzu- 
reden; denn es handele sich um die Einkommen- 
steuer, die eine Einnahme der Länder und nicht 
des Bundes sei. In der weiteren Aussprache 
ist aber darauf, hingewiesen worden, daß die Prä- 
mien denjenigen Wohnungsbaumitteln entnommen 
werden können, die vom Bund an die Länder ge- 
geben werden, so daß der Ertrag aus der Ein- 
kommen^ und Körperschaftsteuer nicht verringert 
wird und die Länderregierungeni daher keinen 
Grund haben, Bedenken gegen ein solches Gesetz 
anzumelden. Schließlich wurde beschlossen, die 
~ Bundesregierung wolle unverzüglich einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf Vorlegern. 
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In den folgenden Monaten haben weitere Be- 
sprechungen zwischen dem Ausschuß für Woh- 
nungswesen und dem Finanzministerium stattge- 
funden. Der Bundesminister der Finanzen hat dann 
unter dem 29. Januar 1951 an den Vorsitzenden des 
Ausschusses, Herrn Lücke, ein Schreiben gerichtet 
und einen „Vermerk“ beigefügt zur Frage einer 
zusätzlichen Begünstigung von Aufwendungen 
zur Förderung des Wohnungsbaues und außerdem 
einen unverbindlichen Entwurf eines Gesetzes über 
die Gewährung von Prämien zur Förderung des 
Wohnungsbaues. In dem „Vermerk“ Ziffer 2 heißt 
es, „die Gewährung einer Prämie könnte auf 
zweierlei Art durch geführt werden: 

a) in Form einer reinen Prämie, d. h. ohne Ver- 
günstigung bei der Einkommensteuer (Lohn- 
steuer); 

b) in Form einer kombinierten Prämie, d. h. 
neben den Vergünstigungen bei der Einkommen- 
steuer.“ 

Dann heißt es wörtlich weiter: 

Das reine Prämienverfahren wäre — abge- 
sehen von der später zu erörternden Frage der 
Mittelaufbringung — die sauberste Lösung, die 
rechtlich klar und technisch verhältnismäßig 
einfach durchzuführen wäre. 

Der beigelegte unverbindliche Gesetzentwurf war 
auf einer reinen Prämie aufgebaut. In der Aus- 
schußsitzung am 31. Januar 1951 wurde der aus- 
führliche „Vermerk“ von 10 Seiten durchge- 
sprochen. In der Sitzung des Ausschusses am 
14. Februar 1951 ist über den Gesetzentwurf weiter 
beraten worden. Dabei führte der Herr Bundes- 
finanzminister Schäffer u. a. aus, der Entwurf sei 
auf Wunsch des Ausschusses gefertigt worden, 
0 finde jedoch weder seine Zustimmung noch die Zu- 
stimmung der Regierung. Die Länderkabinette 
würden diesen Gesetzentwurf ebenfalls ablehnen, 
zumal verfassungsrechtliche Fragen aufgetreten 
seien. Trotzdem hielt der Ausschuß an seiner Auf- 
fassung fest und war sich einig, daß das Gesetz 
als reines Prämiengesetz aufgebaut werden sollte. 
Die notwendigen Mittel könnten den Geldern ent- 
nommen werden, die vom Bund an die Länder- 
regierungen für den Wohnungsbau alljährlich 
überwiesen werden. Schließlich erklärte sich der 
Herr Bundesfinanzminister bereit, innerhalb von 
2 Wochen einen unverbindlichen Gesetzesvorschlag 
entsprechend den Wünschen des Ausschusses vor- 
zulegen. Darauf beschloß der Ausschuß, den zu er- 
wartenden Gesetzentwurf zunächst in einem Unter- 
ausschuß beraten zu lassen und dann im Ausschuß 
eingehend zu besprechen. 

Unter dem 8. März 1951 erhielt der Vorsitzende 
des Ausschusses vom Bundesminister der Finanzen 
ein Schreiben mit dem „unverbindlichen Entwurf 
eines Gesetzes über die Gewährung von Prämien 
zur Förderung des Wohnungsbaues“. In dem Be- 
gleitschreiben heißt es u. a. wörtlich: 

Ich bemerke auch zu diesem Entwurf, daß er 
weder die Auffassung der Bundesregierung 
noch die des Bundesfinanzministeriums 
wieder gibt. Der Gesetzentwurf enthält die Vor- 
schriften, die etwa erforderlich wären, wenn 
das reine Prämienverfahren durchgeführt wer- 
den sollte, für das sich die Ausschüsse in der 
Sitzung am 14. Februar 1951 ausgesprochen 
haben. 

In der Sitzung des Ausschusses vom 11. April 
1951 wurde dieser Entwurf dem Grundsatz nach 
beraten. Nach dieser Vorlage sollte jeder Woh- 


nungsbau-Sparer eine Prämie von 25 °/o erhalten, ü 
aber es müßten die entsprechenden Vergünstigun- 
gen des Einkommensteuergesetzes fallen. Der Aus- 
schuß hat sich geschlossen gegen diese Auffassung 
gewandt und sich auf ein selbständiges Prämien- 
gesetz geeinigt. Schließlich wurde beschlossen, 
einen Unterausschuß zu bilden zur weiteren Be- 
handlung der Angelegenheit. 

Am 13. April 1951 fand die Sitzung des Unter- 
ausschusses unter Teilnahme von Vertretern der 
Bundesregierung statt. Nach einer eingehenden 
Besprechung und Klärung der grundsätzlichen 
Fragen wurde Herr Regie?ungsdirektor Dr. Falk 
gebeten, eine unverbindliche Vorlage zu machen, 
in der zu berücksichtigen ist, daß die Vergünstigung 
nach § 7 c des Einkommensteuergesetzes unberührt 
bleibt und daß zu § 10 des Einkommensteuer- 
gesetzes über die Abzugsfähigkeit von Sonderaus- 
gaben ein Wahlrecht zwischen der Einkommen- 
steuervergünstigung und der Prämie eingeräumt 
wird. 

Am 19. April 1951 fand eine weitere Sitzung des 
Unterausschusses mit Vertretern der Bundesregie- 
rung statt. Herr Regierungsdirektor Dr. Falk be- 
richtete über den neuen unverbindlichen Entwurf 
des Wohnungsbau-Prämiengesetzes, in dem die An- 
regungen der letzten Sitzung verarbeitet worden 
sind. Darauf wurden die einzelnen Paragraphen 
des Gesetzes durchberaten. Dabei spielte die Auf- 
bringung der Mittel eine erhebliche Rolle. Zum 
Schluß wurden die Vertreter des Bundesfinanz- 
ministeriums gebeten, einen neuen Entwurf unter 
Berücksichtigung der in der Beratung be- 
schlossenen Abänderungen auszuarbeiten. Die Mit- 
glieder der vertretenen Fraktionen waren außer- 
dem der Ansicht, der Gesetzentwurf müsse vor der 0 
Stellung eines interfraktionellen Antrages in den 
einzelnen Fraktionen eingehend besprochen wer- 
den. Einige Zeit darauf hat das Bundesfinanzmini- 
sterium den gewünschten Gesetzentwurf vorge- 
legt. 

Da aber das Finanzministerium einen Gesetzent- 
wurf über die Bundesregierung und den Bundesrat 
dem Bundestag nicht vorlegte, obwohl wiederholt 
darum gebeten wurde, hat der Ausschuß den 
letzten Entwurf des Finanzministeriums durchbe- 
raten und den Fraktionen vorgelegt. Darauf 
stellten die Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, 
DP, BP und des Zentrums unter dem 11. Juli 1951 
einen Antrag mit einem, entsprechenden Gesetzent- 
wurf, Drucksache Nr. 2488. Der Antrag stand auf 
der Tagesordnung der 162. Sitzung vom 13. Sep- 
tember 1951. Der Ältestenrat schlug einen Verzicht 
auf die Aussprache vor. Das Haus war damit ein- 
verstanden. Darauf wurde der Gesetzentwurf dem 
Ausschuß für Wiederaufbau und Wohnungswesen 
federführend und dem Ausschuß für Finanz- und 
Steuerfragen überwiesen. 

Am 18. Oktober 1951 fand die erste Beratung des 
Gesetzentwurfes Drucksache Nr. 2488 statt. Zu- 
nächst wurde ein Schreiben des Finanzministers 
'Nordrhein- Westfalen vom 4. August 1951 an den 
Herrn Bundesfinanzminister bekanntgegeben. Der 
Herr Minister Dr. Weitz hat in diesem Schreiben 
alle Bedenken angeführt, die auf seiten der Län- 
der gegen den Entwurf bestehen. Der Gesetzent- 
wurf würde im Bundesrat auf Schwierigkeiten 
stoßen. Der Ausschuß blieb jedoch bei seiner Auf- 
fassung, daß nach der Entschließung des Bundes- 
tages der Gesetzentwurf zu beraten und dem Bun- 
destag vorzulegen sei. 
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^ Nach weiteren grundsätzlichen Ausführungen 
wurde in die erste Lesung eingetreten. Im Laufe 
der Beratungen wurde vom Ausschuß beschlossen, 
die Vertreter von folgenden Organisationen einzu- 
laden: von der Arbeitsgemeinschaft der Deutschen 
Sparkassen- und Giroverbände und Girozentralen, 
vom Verband der öffentl. Bausparkassen, vom 
Verband der privaten Bausparkassen und vom Ge- 
samtverband gemeinnütziger Wohnungsunter- 
nehmen. Die vier Herren Vertreter und Sachver- 
ständigen wurden in der Ausschußsitzung vom 
13. November 1951 zu dem Gesetzentwurf gehört. 
Sie sollten vor allem dazu Stellung nehmen, ob es 
möglich ist, daß die Verrechnung der auf die be- 
günstigten Wohnungsbauaufwendungen entfallen- 
den Prämien durch diejenigen Stellen vorgenom- 
men werden kann, mit denen das Vertragsverhält- 
nis besteht. Alle vier Sachverständigen: Herr Dr. 
Hofmann, Herr Dr. Michaelis, Herr Dr. Lehmann 
und Herr Dr. Brecht, erklärten einmütig, daß die 
ihren Verbänden angeschlossenen Institute bereit 
sind, am Ende eines jeden Jahres die Prämie anzu- 
fordern und dem Konto des Sparers gutzu- 
schreiben, nachdem die Überweisung des Prämien- 
betrages durch das zuständige Finanzamt erfolgt 
ist. Darauf wurden die angeschnittenen Fragen 
im Ausschuß weiter erörtert. 

Anfang Dezember 1951 hatte der Ausschuß die 
Beratungen zu Ende geführt. Unter dem 15. De- 
zember 1951 übersandte der Vorsitzende unseres 
Ausschusses den. erarbeiteten Entwurf an den 
Herrn Vorsitzenden des Ausschusses für Finanz- 
und Steuerfragen. Am 16. Januar 1952 hat dieser 
Ausschuß mit einigen Vertretern des Ausschusses 
für Wohnungswesen den Gesetzentwurf durchge- 
sprochen und einige Änderungen vorgenommen, 
^ die zu einer Vereinfachung des Gesetzes führten. 
Der Ausschuß hat sich einstimmig für das Gesetz 
ausgesprochen. Es wurde auch anerkannt, daß der 
Wohnungsbau-Ausschuß eine gute Arbeit geleistet 
habe. 

Nach dein Ablauf von fast 22 Monaten seit der 
Entschließung des Bundestages vom 28. März 1950 
kann nun endlich dieser Initiativ-Gesetzentwurf 
dem Bundestag zur zweiten und dritten Beratung 
und Beschlußfassung vorgelegt werden. Der Aus- 
schuß für Wiederaufbau und Wohnungswesen hat 
zusammen mit dem Ausschuß für Bau- und Boden- 
recht mit aller Zähigkeit monatelang gegen alle 
möglichen Bedenken und Hindernisse gekämpft. 
Er gibt sich jedoch der Hoffnung hin, daß auf 
seiten des Bundesrates und der Bundesregierung 
keine weiteren Schwierigkeiten mehr entstehen. 

II. Teil 

Der Inhalt des Gesetzentwurfs 

§ 1 

Prämienberechtigte 

Als Zweck des Gesetzes wird die „Förderung des 
Wohnungsbaus“ genannt. Das nächste Ziel ist aber 
nach der Entschließung des Bundestags \ die Be- 
lohnung der kleinen Einkommensbezieher für das 
Sparen zum Wohnungsbau. 

Dann wird bestimmt, wer eine Prämie erhalten 
kann. Es kommen nur. natürliche Personen in 
Frage, also nicht juristische Personen. Die natür- 
lichen Personen können eine Prämie erhalten, 
wenn sie unbeschränkt einkommensteuerpflichtig 
im Sinne des Einkommensteuergesetzes sind und 
Aufwendungen zur Förderung des Wohnungsbaues 


gemacht haben. Zu diesen unbeschränkt einkom- (C) 
mensteuerpflichtigen Personen gehören auch jene, 
die überhaupt keine Lohn- oder Einkommensteuer 
zu zahlen brauchen und doch etwas für den Woh- 
nungsbau sparen können. Bei Firmen sind jedoch 
Prämien ausgeschlossen, da nach dem Einkommen- 
steuergesetz nur von Einzelpersonen Aufwendun- 
gen für den Wohnungsbau als Sonderausgaben ab- 
gesetzt werden können. 

§ 2 

Prämienbegünstigte Aufwendungen 

Unter Aufwendungen werden hier Beiträge oder 
Einzahlungen in Geld verstanden wie in § 10 des 
EStG 1951. Unter diesen Aufwendungen stehen 
an erster Stelle die Beiträge an Bausparkassen zur 
Erlangung von Baudarlehen. Dazu gehören Darlehen 
aller Art, die nach dem Einkommensteuergesetz bei 
den Sonderausgaben begünstigt sind, wie z. B. zum 
Bau, zum Kauf, zum Umbau, zu Großreparaturen 
und zur Entschuldung von Wohnhäusern. Da es 
sich bei den Bausparern zumeist um kleinere Ein- 
kommensbezieher handelt, die in erster Linie für 
ein Eigenheim sparen, ist ein Mißbrauch der 
Prämienbegünstigung bei Bausparverträgen so gut 
wie ausgeschlossen. Es kann jedoch der Fall ein- 
treten, daß ein Bausparer einen solchen prämien- 
begünstigten Bausparvertrag an einen anderen 
verkauft oder den Vertrag auf löst. Wenn er den 
Vertrag verkauft, dann wird er von dem Käufer 
fortgeführt und es wird das Ziel des prämienbe- 
günstigten Sparens erreicht In diesem Fall soll auch 
der erste Sparer in den Genuß der Prämie 
kommen. Wenn er dagegen den Vertrag auflöst und 
sein Sparguthaben für andere Zwecke verwendet, 
dann erfüllt er das Ziel des Gesetzes nicht, und er 
kann die auf seinem Konto vorläufig gutge- (D) 
schriebenen Prämienbeträge nicht ausbezahlt er- 
halten. Der Ausschuß war sich klar darüber, daß 
durch diese Prämien für Einzahlungen auf Bau- 
sparverträge das Bauspargeschäft einen starken 
Aufschwung nehmen wird. Er begrüßt diese Ent- 
wicklung, weil dadurch erheblich mehr gespart 
werden wird und der Wohnungsbau des kleinen 
Mannes eine starke Förderung erfährt. 

Der Ausschuß wollte aber kein Prämien-Mono- 
pol für die Bausparer schaffen. Daher sind noch 
weitere Aufwendungen prämienbegünstigt. Zu- 
nächst sind es die Ausgaben für den ersten Erwerb 
von Anteilen an Bau- und Wohnungsgenossen- 
schaften. Durch diese Zahlungen werden die Ge- 
nossenschaften leistungsfähiger, sie können mehr 
Wohnhäuser bauen, und die Sparer erhalten einen 
starken Anreiz, noch mehr Anteile zu erwerben, 
damit sie eines Tages das Haus oder eine Wohnung 
zu Eigentum oder zur Miete erhalten. 

An dritter Stelle können Beiträge auf sogenannte 
Sparverträge geleistet werden, die heute schon 
einkommensteuerlich begünstigt sind, da diese Ein- 
zahlungen als Sonderausgaben voll abgesetzt wer- 
den können, wenn der Sparer sich verpflichtet, 
frühestens nach 3 Jahren das Geld wieder abzu- 
heben, es sei denn, daß er vorher stirbt. Die Ein- 
kommensteuerermäßigung für derartige Erspar- 
nisse wird jedoch in den seltensten Fällen den Be- 
trag von 25 °/o erreichen, wenn die Aufwendungen 
als Sonderausgaben abgesetzt werden. Wenn nun 
jemand die Prämie von 25 % für seine Einzahlun- 
gen bekommen will, dann muß er seinen Spar- 
betrag wie auch die Prämien zur Erstellung eines 
Wohnhauses oder zum Erwerb von Rechten nach 
dem Wohnungseigentumsgesetz vom 15. März 1951 
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verwenden. Diese Bedingung klingt vielleicht etwas 
hart, aber sie mußte aufgenommen werden, damit 
die Sparverträge nicht mißbräuchlich nur dazu be- 
nutzt werden, um die hohe Prämie zu erhalten. Die 
bisherigen steuerbegünstigten Sparverträge mit 
einer Festlegung des Sparguthabens für 3 Jahre 
und die Abzugsfähigkeit dieser Beträge als Sonder- 
ausgaben werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

An vierter Stelle sind die Beiträge auf Grund 
von Kapitalansammlungsverträgen mit Wohnungs- 
und Siedlungsunternehmen oder mit Organen der 
staatlichen Wohnungspolitik prämienbegünstigt. 
Hierher gehören die Verträge mit gemeinnützigen 
Wohnungsbaugenossenschaften, gemeinnützigen 
Wohnungs- und Siedlungsunternehmen usw., die 
in dem Erlaß des Bundesministers der Finanzen 
vom 17. November 1949 (Bundesanzeiger Nr. 
27/1949) als steuerbegünstigt anerkannt sind. Mit 
diesen Verträgen wird durch Sparleistungen der 
gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungsbau un- 
mittelbar gefördert, so daß eine Prämiengewährung 
für die Beiträge zu diesen Verträgen gerechtfertigt 
ist. Dasselbe trifft auch zu auf die in dem Erlaß 
geregelten Verträge mit Organen der staatlichen 
Wohnungspolitik. 

Um nun einen Mißbrauch der Prämien bei dem 
ersten Erwerb von Anteilen, bei den Beiträgen auf 
Grund von Sparverträgen und Kapitalansamm- 
lungsverträgen auszuschließen, wird in Abs. 2 des 
§ 2 bestimmt, daß bei all diesen Aufwendungen 
keine fremden Mittel verwendet werden dürfen. 
Die Kontrolle wird zwar schwierig sein, aber es soll 
ein Mißbrauch der Prämien nach Kräften ver- 
mieden werden. 

Für all diese prämienbegünstigten Aufwendun- 
gen sind natürlich gewisse Durchführungsbestim- 
mungen notwendig. Zunächst hatte der Ausschuß 
daran gedacht, den Herrn Bundesfinanzminister 
dazu zu ermächtigen. Schließlich wurde aber die 
vorgesehene Ermächtigung von dem Ausschuß für 
Finanz- und Steuerfragen gestrichen und die Be- 
stimmung in Abs. 3 des § 2 für alle 4 Aufwendun- 
gen vorgeschlagen, daß die Vorschriften des Ein- 
kommensteuergesetzes und die dazu ergangenen 
Vorschriften entsprechende Anwendung finden. 

Über die Begrenzung der Prämie für Aufwen- 
dungen auf die oben genannten vier Arten gab es 
eine lange Aussprache. Es wurde die Frage er- 
örtert, ob nicht auch die eigenen Sachleistungen an 
einem Eigenheim und der unmittelbare Geldauf- 
wand für ein Eigenheim begünstigt werden sollten, 
zumal die Selbsthilfe es am ersten verdienen 
würde. Ferner hat der Verband der Lebensver- 
sicherungsunternehmen in einem Schreiben vom 
27. November 1951 vorgeschlagen, in den Katalog 
der Aufwendungen auch „Beiträge und Prämien 
zu Versicherungen auf den Lebens- oder Todesfall 
und zu Witwen-, Waisen-, Versorgungs- und Sterbe- 
kassen“ aufzunehmen. Weiter wurde erwogen, ob 
nicht auch der Kauf von Hypothekenpfand- 
briefen begünstigt werden sollte, denn sowohl die 
Versicherungsgesellschaften wie auch die Hypothe- 
kenbanken würden ihre langfristigen Gelder vor- 
nehmlich gegen erste Hypotheken für den Woh- 
nungsbau hinausgeben. Schließlich hat die Arbeits- 
gemeinschaft Deutscher Sparkassen- und Giro- 
verbände und Girozentralen in einer Eingabe an- 
geregt, auch bei langfristigen Sparverträgen von 
etwa 6 Jahren die Prämie zu gewähren, auch 
wenn das Sparkapital und die Prämien nach Aus- 
zahlung nicht zum Wohnungsbau verwendet wer- 
den. Dadurch gäbe es mehr Kapital zu ersten Hypo- 


theken im Wohnungsbau. Der Ausschuß hat diese © 
Anregungen wohl erwogen. Er wollte aber den 
Bedenken des Bundesfinanzministers und des Bun- 
desrats Rechnung tragen, daß bei einer Annahme 
des Gesetzes nicht abzusehen sei, wo man mit den 
Prämien aufhören soll. Die Beschaffung der ersten 
Hypotheken für den Wohnungsbau gehört zu den 
Maßnahmen, die zur Gesundung des Kapital-^ 
marktes eingeleitet werden sollten. Der Ausschuß 
hat sich an den Sinn der Entschließung des Bun- 
destages gehalten, nämlich die kleinen Wohnungs- 
bau-Sparer zu begünstigen, und hat daher die 
weitere Ausdehnung des prämienbegünstigten 
Sparens abgelehnt. 

§ 3 

Höhe der Prämie 

Sie beträgt grundsätzlich 25 v. H. der prämien- 
begünstigten Aufwendungen. Zu dieser Prämie hat 
der Geschäftsführer des Gesamtverbandes gemein- 
nütziger Wohnungsunternehmen, Herr Dr. Brecht, 
einen neuen Vorschlag gemacht, der zu einer ver- 
einfachten Regelung führen sollte, indem die 
Prämie auf die Einkommensteuervergünstigung 
aufgestockt wird. Dadurch sollte erreicht werden, 
daß jeder kleine Einkommensbezieher eine gesamte 
Vergünstigung von 25 °/o erhielte. Der Prämien- 
anteil würde sich mit dem steigenden Einkommen 
laufend verringern. Bei dieser Regelung würden 
die Verhältnisse des Familienstandes in den ein- 
kommensteuerlichen Vergünstigungen berück- 
sichtigt. Der Ausschuß hat diesen Vorschlag sehr 
ernst geuommen und ließ vom Bundesfinanz- 
ministerium eine Tabelle ausarbeiten, die in 
mehreren Sitzungen beraten wurde. Das Ergebnis 
war die Feststellung, daß durch diese Regelung die ^ 
Finanzämter ganz erheblich belastet würden und 
daß außerdem die Prämie bei den einzelnen 
Sparern gar nicht mehr so in Erscheinung trete 
und daher nicht die Wirkung besitze, die von einer 
klaren 25 °/oigen Prämie zu erwarten sei. Aus 
diesen Gründen wurde von dem Vorschlag abge- 
sehen und an einem Prämiensystem mit Wahlrecht 
festgehalten. 

Der Ausschuß hat sich auch lange mit der Frage 
beschäftigt, ob die Prämie nur solchen Einkommens- 
beziehern zukommen soll, die unter einem be- 
stimmten Einkommen bleiben. Es wurde dabei die 
obere Grenze von 6000 bis 7200 DM für ange- 
messen gehalten. Bei einer solchen Regelung hätte * 
aber das zuständige Finanzamt für die meisten 
Sparer eine Bescheinigung ausstellen müssen, daß 
ihr Einkommen unter diesem Betrag liegt. Eine 
solche Belastung der Finanzämter wollte man aber 
unter allen Umständen vermeiden. Im Laufe der 
Aussprache wurde diese Frage dahin geklärt, daß . 
die Steuerpflichtigen ja immer von einer Prämie 
in Höhe von 25 °/o absehen werden, wenn die 
Geltendmachung ihrer Aufwendungen als Sonder- 
ausgaben ihnen eine höhere Steuerersparnis bringt. 
Diese Grenze liegt natürlich verschieden hoch in 
den einzelnen Klassen der Lohn- und Einkommen- 
steuertabellen. Infolgedessen ist es überhaupt nicht 
notwendig, eine obere Einkommensgrenze zu be- 
stimmen. Wenn ein Steuerpflichtiger durch die 
Wahl der Prämie einen größeren Vorteil hat als 
durch die Absetzung der entsprechenden Aufwen- 
dungen als Sonderausgaben, dann wird er im 
eigenen Interesse die Prämie wählen. Wenn er 
dagegen durch den Abzug seiner Aufwendungen 
als Sonderausgaben einen höheren steuerlichen 
Vorteil hat, dann wird er die Aufwendungen als 
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(A) Sonderausgaben geltend machen. Mit der Wahl der 
Prämie ist aber auch eine Schattenseite verbunden. 
Durch den Verzicht auf die Geltendmachung der 
entsprechenden Sonderausgaben wird das Ein- 
kommen um soviel höher. Da nun aber die 
Kirchensteuern und das Notopfer Berlin von der 
Höhe der Einkommensteuer bzw. des Einkommens 
abhängen, werden die Kirchensteuern und das Not- 
opfer etwas höher, als wenn die steuerbegünstigten 
Aufwendungen als Sonderausgaben abgezogen 
würden. Der Steuerpflichtige wird daher vor seiner 
Entscheidung, ob er für seine Aufwendungen die 
Prämie oder den Abzug als Sonderausgaben in An- 
spruch nehmen will, entsprechende Berechnungen 
anstellen. 

Der Ausschuß hat sich ferner dafür entschieden, 
daß die Prämie von 25 % für kinderreiche Familien 
erhöht werden sollte. So wie die Familien mit der 
steigenden Kinderzahl in den Einkommensteuer- 
tarifen entlastet werden, sollten auch die Woh- 
nungssparer je nach der Größe der Familie be- 
günstigt werden. Ein alleinstehender Mann oder 
eine Familie ohne Kinder werden bei gleichem 
Einkommen leichter für den künftigen Wohnungs- 
bau einen bestimmten Betrag auf die Seite legen 
können als eine Familie mit einer Reihe von 
Kindern. Für diese Familien ist das Sparen ein 
viel schwereres Opfer, wofür sie entsprechend zu 
belohnen sind. Daher kam der Ausschuß zu einer 
Staffelung der Prämien-Prozentsätze gegenüber 
dem .Sparbetrag und einer kleinen Erhöhung 
gegenüber den 25 °/o in der Entschließung. Zunächst 
wird davon ausgegangen, daß die höchste Prämie 
an einen Steuerpflichtigen für alle begünstigten 
Aufwendungen innerhalb eines Kalenderjahres 
400 DM betragen soll. B§i einer Prämie von 25 °/o 
müssen also 1600 DM im Kalenderjahr' gespart 

© werden. Dieser Betrag wurde gewählt, weil der 
kleine Steuerpflichtige kaum soviel sparen kann. 
Über die Angemessenheit dieses Betrages kann 
man natürlich verschiedener Meinung sein. Die 
wenigsten Sparer werden überhaupt einen so 
hohen Betrag ersparen können. Sie haben zu- 
nächst durch die hohe obere Grenze von 1600 DM 
im Jahr die Möglichkeit, für jeden Betrag unter 
1600 DM 25 °/o Prämie zu erhalten. Wenn also je- 
mand 1200 DM spart, dann erhält er 300 DM 
Prämie, wenn er 400 DM spart, erhält er 100 DM 
Prämie. Wenn der jährliche prämienbegünstigte 
Sparbetrag über 1600 DM hinaus festgesetzt und 
die jährliche Prämie entsprechend erhöht worden 
wäre, dann müßte ein sehr viel größerer Betrag 
an Prämien aufgebracht werden und das Gesetz 
bliebe nicht mehr auf die kleinen und mittleren' 
Steuerpflichtigen im Sinne der Entschließung be- 
schränkt. Außerdem erreicht die Gruppe der 
leistungsfähigeren Sparer bald die steuerlichen 
Vorteile durch Abzug solcher Aufwendungen als 
Sonderausgaben im Rahmen des Einkommensteuer- 
gesetzes. 

Die Begünstigung der kinderreichen Familien 
besteht darin, daß sie die höchste Jahresprämie 
von 400 DM schon erhalten, wenn sie etwa weniger 
als 1600 DM prämienbegünstigt auf ge wendet 
haben. Der Prozentsatz der Prämie erhöht sich mit 
der steigenden Kinderzahl nach Abs. 1. In allen 
Fällen bleibt aber die höchste Prämie im Kalender- 
jahr 400 DM. Wenn nun diese kinderreichen 
Familien den höchsten Satz von 400 DM Prämie 
erreichen wollen, dann brauchen sie weniger als 
1600 DM im Jahr zu sparen, nämlich bei einem 
oder zwei Kindern bei 27 % Prämie rund 1481 DM, 
bei drei bis fünf Kindern bei 30 % Prämie rund 


1333 DM, bei mehr als fünf Kindern bei 35 °/o (O 
Prämie rund 1143 DM. Natürlich wird für jeden 
kleineren gesparten Betrag immer der ent- 
sprechende Prozentsatz an Prämie genehmigt. 
Wenn z. B. eine Familie mit ein oder zwei Kindern 
1000 DM spart, dann erhält sie eine Prämie von 
270 DM; die nächst größere Familie mit drei bis 
fünf Kindern erhält bei Ersparnissen von 1000 DM 
eine Prämie von 300 DM; die größten Familien mit 
mehr als fünf Kindern erhalten bei 1000 DM 
350 DM Prämie. 

Bei der Feststellung der Kinderzahl in einer 
Familie kommen nur diejenigen Kinder in Frage, 
die in dem Kalenderjahr das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hatten. Die Berücksichtigung von 
weiteren Kindern im Sinne des Einkommensteuer- 
gesetzes wurde fallen gelassen, um den Finanz- 
ämtern eine erhebliche Mehrarbeit zu ersparen. 

Bei der Berechnung des Höchstbetrags der Prämie 
werden die Aufwendungen des Steuerpflichtigen, 
seiner nicht dauernd von ihm getrennt lebenden 
Ehefrau und der Kinder unter 18 Jahren zusam- 
mengerechnet. Es kann also der Steuerpflichtige 
für seine Kinder nicht mehrere Verträge ab- 
schließen und Aufwendungen machen in der Ab- 
sicht, für jeden dieser Verträge die Prämie von 
400 DM im Jahr zu erhalten. Andererseits können 
Kinder über 18 Jahre, auch wenn sie mit ihren 
Eltern Zusammenleben, entsprechende Aufwendun- 
gen machen und die Prämie von 400 DM im Jahr 
erhalten. Dies wird vor allem dort möglich sein, 
wo mehrere erwachsene Kinder verdienen und 
durch die Höhe der Prämie angeregt werden, schon 
frühzeitig mit dem Sparen für ein späteres Wohn- 
haus zu beginnen. 

Mit den Sätzen über 25 °/o ist der Ausschuß über 
die Entschließung des Bundestags etwas hinaus- (D) 
gegangen. Wenn aber das Gesetz noch eine ver- 
stärkte soziale Note erhalten soll, wie es der Aus- 
schuß einstimmig für richtig gehalten hat, dann 
darf angenommen werden, daß von seiten des 
Plenums nicht nur keine Bedenken bestehen, son- 
dern daß gerade diese Regelung eine allgemeine Zu- 
stimmung findet. Wenn die Geldinstitute, die Ge- 
nossenschaften und insbesondere die Bausparkassen 
diese Begünstigungen durch eine starke Werbung in 
die Bevölkerung hineintragen, dann wird besonders 
die Jugend zwischen 20 und 30 Jahren einen 
starken Anreiz empfinden, mit diesem prämien- 
begünstigten Sparen zu. beginnen und auf diesem 
Wege zu einem eigenen Heim zu kommen. 

§ 4 

Gewährung der Prämie 

In diesem Paragraphen wird die Anforderung 
und die Gutschrift der Prämie geregelt. Der 
Prämienberechtigte muß zunächst einen Antrag 
stellen, und zwar nach Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem er die prämienbegünstigten Aufwendungen 
gemacht hat. Dieser Antrag muß spätestens zu dem 
Zeitpunkt gestellt werden, zu dem die allgemeine 
Frist für die Abgabe der Einkommensteuererklärung 
für das abgelaufene Kalenderjahr endet. Dieser 
Antrag ist an das Unternehmen oder Institut zu . 
richten/ an das er seine Zahlungen geleistet hat. 

Als solche Institute kommen in Frage: die öffent- 
lichen und privaten Bausparkassen, die Bau- und 
Wohnungsgenossenschaften, die Wohnungs- und 
Siedlungsunternehmen und alle Geldinstitute, die 
auf Grund von Sparverträgen solche Zahlungen 
entgegengenommen haben. 
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ÖD Diese Unternehmen fordern die Prämien von 
dem Finanzamt an, das für den Sparer zuständig 
ist. Von den Bausparkassen wurde die Anregung 
gegeben, diese Anforderungen sollten bei einer 
zentralen Stelle der Länder gemacht werden 
können, weil manche Bausparkassen ihren Ge- 
schäftsbereich auf verschiedene Länder ausdehnen. 
Bei der Beratung dieser Frage ist sich der Aus- 
schuß aber klar geworden, daß eine solche Rege- 
lung eine erhebliche Mehrarbeit bedeuten würde. 
Dagegen müssen jetzt die Geldinstitute zunächst 
das zuständige Finanzamt für jeden Sparer fest- 
stellen und die Anträge auf Prämien an diese 
Finanzämter weiterleiten. Für die Rechtmäßigkeit 
der Anforderung ist zunächst jedes Institut zustän- 
dig. Das Finanzamt prüft die Voraussetzungen für 
die Gewährung der Prämie an Hand der Unter- 
lagen, die ihm von den Instituten zugeleitet wer- 
den. Für die Prüfung der Anträge finden die Vor- 
schriften der Reichsabgabenordnung entsprechende 
Anwendung. 

Dem Prämienberechtigten ist ferner das Recht 
eingeräumt, beim zuständigen Finanzamt den An- 
trag zu stellen, daß die Prämie durch Bescheid fest- 
gesetzt wird, damit er eine Sicherheit für die ihm 
gutgeschriebene Prämie erhält und Einwendungen 
erheben kann, falls die Höhe der Prämie seiner 
Auffassung nicht entspricht. Eine solche Klärung 
kann für den Sparer wertvoll sein, damit er sich 
bei seinen weiteren Einzahlungen danach richtet. 
Der Bescheid des Finanzamts soll die Höhe der 
Prämie, die Berechnungsgrundlage und eine Rechts- 
mittelbelehrung enthalten. Dieser Bescheid kann 
nach den Vorschriften der Reichsabgabenordnung 
in einer Berufung angefochten werden. 

Bei der Feststellung des zuständigen Finanzamts 

(K> ist zu unterscheiden, ob der Prämienberechtigte 
zur Einkommensteuer veranlagt wird oder nicht. 
Wenn eine Veranlagung stattfindet, dann ist das 
betreffende Finanzamt für die Prämie zuständig. 
Wenn die Person nicht zur Einkommensteuer ver- 
anlagt wird, also nur eine Lohnsteuer oder über- 
haupt keine Einkommensteuer zu bezahlen hat, 
dann ist dasjenige Finanzamt zuständig, in dessen 
Bezirk der Sparer am 10. Oktober des Jahres ge- 
wohnt hat, in dem die prämienbegünstigten Auf- 
wendungen gemacht worden sind. 

§ 5 

Verwendung und Rückzahlung der Prämie 

Zunächst überweist das zuständige Finanzamt die 
Prämie an das Institut, das diese Prämie angefor- 
dert hat, mit dem Auftrag, sie auf dem Konto des 
Prämienberechtigten gutzuschreiben. Mit diesem 
Auftrag ist aber die Bedingung verbunden, daß die 
Prämie dem Sparer nur zur Verfügung gestellt 
wird, wenn sie nachweislich zu dem vertragsmäßi- 
gen Zweck verwendet wird, wozu auch der Wieder- 
aufbau kriegszerstörter Wohnungen gehört. Der 
Sparer kann also nicht zu irgendeiner Zeit von dem 
Geldinstitut verlangen, daß ihm sein Sparguthaben 
und dazu die Prämie ausgezahlt wird, wenn die 
Verwendung für den Wohnungsbau nicht ge- 
sichert ist. 

Der Sparer kann unter Umständen jederzeit über 
seine Aufwendungen anderweitig verfügen, muß 
aber dann auf die Prämie verzichten. In diesem 
Fall ist die Prämie an das Finanzamt zurückzu- 
zahlen. Mit einer solchen Abhebung des Geldes ist 
noch eine andere Schattenseite verbunden, wenn 
der Betreffende schon jahrelang Einzahlungen ge- 


leistet hat und sie nicht als Sonderausgaben geltend 
machte, weil er mit dem größeren Vorteil der 
Prämie rechnete. Jetzt kann er nämlich die Auf- 
Wendungen als frühere Sonderausgaben nicht mehr 
geltend machen. Wer also die Prämie in Anspruch 
nehmen will, muß sich bei der Wahl darüber klar 
sein, daß er nur dann gut fährt, wenn er mit den 
Aufwendungen durchhält und sein Guthaben samt 
der Prämie zu dem vertragsmäßigen Zweck ver- 
wendet. 

Eine Ausnahme von dieser Regelung bezieht sich 
auf die Aufwendungen für den ersten Erwerb von 
Anteilen an Bau- und Wohnungsgenossenschaften. 

Über die entsprechenden Prämien kann der Be- 
rechtigte verfügen, wenn das Geschäftsguthaben 
beim Ausscheiden des Prämienberechtigten aus der 
Genossenschaft ausbezahlt wird. Dadurch genießen 
die Sparer beim ersten Erwerb von Anteilen an 
Bau- und Wohnungsgenossenschaften einen gewis- 
sen Vorteil. Es darf jedoch angenommen werden, 
daß die Genossenschaften einen Mißbrauch . der 
Prämie innerhalb ihres Geschäftsbereiches ver- 
hindern. 

§ 6 

Steuerliche Behandlung der Prämie 

Die Prämien gehören nicht zu den Einkünften im 
Sinne des Einkommensteuergesetzes. Wenn näm- 
lich die Prämie ausbezahlt und eingenommen wird, 
könnte sie z. B. bei einem Gewerbetreibenden* unter 
Umständen zu den Einnahmen gehören. Wenn die 
Ausnahme in dem Gesetz* nicht festgestellt würde, 
dann müßten die Prämien als Einkünfte behandelt 
werden. Die Regelung nach § 6 ist nur die folge- 
richtige Fortsetzung des Prämiengedankens. 

Im zweiten Satz dieses Paragraphen wird eine 
andere wichtige Feststellung getroffen. Es kann (ö 
sein, daß in dem Jahr, in dem die Prämie gezahlt 
wird, Aufwendungen für den Wohnungsbau vor- 
liegen, die als Sonderausgaben geltend gemacht 
werden. Diese Sonderausgaben sollen durch die 
Prämien nicht gemindert werden. 

Der Ausschuß hat in der Beratung noch zum Aus- 
druck gebracht, daß dieses Gesetz auch, weiter be- 
stehen soll, wenn in einem künftigen Einkommen- 
steuergesetz vielleicht die Sonderausgaben weg- 
fallen. Dann würde auch eine Wahl zwischen den 
Vergünstigungen nicht mehr in Frage kommen. 
Eine vollständige Loslösung von unserem Einkom- 
mensteuergesetz war jedoch nicht möglich. Der 
Ausschuß gibt sich der Hoffnung hin, daß das Woh- 
nungsbau-Prämiengesetz nicht eines schönen Tages 
durch eine Änderung des Einkommensteuergesetzes 
beseitigt wird. 

§ 7 

Aufbringung der Mittel 

Über diese Frage gab es vom Anfang der Be- 
ratung an lange Besprechungen. Zunächst lag es 
nahe, daß die notwendigen Mittel von den Ländern 
aufgebracht werden. Gerade die Länder sind ja an 
einem verstärkten Wohnungssparen sehr inter- 
essiert, weil dadurch das Eigenkapital der Sparer 
entsprechend zunimmt. Es werden bestimmt viele 
Menschen und Familien mit dem Wohnungsbau- 
Prämiensparen beginnen. Die Prämien bieten einen 
starken Anreiz und haben die Wirkung, daß so gut 
wie sicher viel mehr gespart wird. Trotzdem sind 
von seiten der Länder Bedenken angemeldet wor- 
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den, falls die Prämien den Mitteln entnommen 
werden sollten, die den Ländern vom Bund aus 
zufließen. Der Ausschuß war sich aber klar dar- 
über, daß die Prämien den Bundesmitteln entnom- 
men werden müssen, weil sonst für das Gesetz eine 
Deckungsvorlage notwendig wäre. Daher heißt es 
in § 7, daß die Prämienbeträge vorweg den Mitteln 
entnommen werden, die der Bund gemäß § 14 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes vom 24. April 1950 
zur Verfügung stellt. Nach Abs. 1 des § 14 dieses 
Gesetzes werden diese Mittel im Einvernehmen mit 
den Ländern durch den Bundesminister für Woh- 
nungsbau auf die Länder verteilt. Die Länder 
könnten allerdings deshalb Bedenken anmelden, 
weil die Bundesmittel, die sie erwarten, um die 
Prämienbeträge gekürzt werden. Da sich aber diese 
Prämienüberweisungen nach den Aufwendungen 
in den einzelnen Ländern richten, werden die 
öffentlichen Mittel vom Bund um so weniger ge- 
kürzt, je weniger in einem Lande auf Prämien ge- 
spart wird, sie werden um so mehr gekürzt werden, 
je mehr das Prämiensparen in einem Lande ge- 
pflegt wird. Über ein starkes Prämiensparen muß 
sich aber jedes Land freuen, weil dadurch der 
Wohnungsbau um so mehr gefördert wird. 

Das Prämiensystem hat aber für die Länder im 
Hinblick auf den Ertrag aus der Einkommensteuer 
eine große Lichtseite. Wenn nämlich ein Steuer- 
pflichtiger auf die Geltendmachung von Sonder- 
ausgaben für den Wohnungsbau verzichtet, dann 
kann er dafür keine Absetzungen vom Einkommen 
vornehmen, und es erhöht sich seine Einkommen- 
steuer. Durch dieses Wohnungsbau-Prämiengesetz 
werden also die Erträge aus der Einkommensteuer 
für die Länder nicht nur nicht verringert, sondern 
sogar erhöht. Damit fällt eines der wesentlichsten 
Bedenken, das bei der beginnenden Beratung über 
den Gesetzentwurf eine große Rolle spielte. 

Über die Höhe der auszuzahlenden Prämien- 
beträge lassen sich keine genaueren Angaben 
machen. Die Schätzungen bewegen sich zwischen 
30 und 50 Millionen DM im Jahr. Wenn auch nur 
die Hälfte dieser Prämien auf ein verstärktes 
Sparen zurückzuführen ist, sagen wir einmal: 
25 Millionen DM, dann sind eben für den Woh- 
nungsbau 100 Millionen mehr gespart worden als 
ohne das Prämiengesetz. Bei den steigenden Bau- 
kosten ist ein solcher Betrag von großer Bedeutung. 
Die ersten Prämienbeträge brauchen erst im Haus- 
halt 1953/54 von den Bundesmitteln abgezweigt zu 
werden. 

Durch die Prämie wird zunächst das Eigenkapital 
der Sparer erhöht. Die erste Hypothek wird in 
gleicher Höhe zu erwarten sein. Ebenso werden 
die Bausparkassen nach ihren bekannten Grund- 
sätzen die zweiten Hypotheken geben. In vielen 
Fällen wird wegen des erhöhten Eigenkapitals der 
Betrag an öffentlichen Mitteln für den unrentier- 
lichen Raum kleiner sein können als bisher. Man 
wird daher sagen können, daß die Länder auch eine 
Entlastung erfahren, je mehr prämienbegünstigt 
gespart wird. - 

Mit diesen Auswirkungen des Gesetzes dürften 
die Länderregierungen alle Bedenken gegen das 
Gesetz fallen lassen. Ja man könnte sich vorstellen, 
daß die Länder für dieses Prämiensparen sogar 
eine Werbung entfalten, um vom überflüssigen 
Konsum abzuhalten, zum verstärkten Sparen an- 
zuregen, den Wohnungsbau noch stärker zu för- 
dern und dadurch eine ganz wichtige soziale Auf- 
gabe zu erfüllen. 


§ 8 (Q 

Wahlrecht 

Der Prämienberechtigte soll wählen können, ob 
er die Aufwendungen als Sonderausgaben im 
Rahmen des Einkommensteuergesetzes geltend 
machen oder eine Prämie beanspruchen will. Dieses 
Wahlrecht wird dem Steuerpflichtigen gelassen, 
damit er die Entscheidung treffen kann, die für ihn 
am vorteilhaftesten ist. Gerade durch diese Bestim- 
mung war es möglich, von einer Beschränkung der 
Prämie auf eine bestimmte Einkommenshöhe ab- 
zusehen. Die Sparer mit kleinerem Einkommen 
werden sich ohne Bedenken für die Prämie ent- 
scheiden, weil diese Prämie erheblich höher sein 
wird als die Steuervorteile, wenn die Aufwendun- 
gen als Sonderausgaben geltend gemacht werden. 
Dagegen werden die großen Einkommensbezieher 
ohne Zweifel den Weg der Sonderausgaben im 
Rahmen des Einkommensteuergesetzes beibehalten, 
weil ihr Einkommen in den Spitzenbeträgen mit 
erheblich mehr als 25 °/o steuerlich belastet wird. 
Bei den Grenzfällen werden Berechnungen ange- 
stellt werden müssen, ob die Inanspruchnahme der 
Prämie oder die Geltendmachung der Aufwen- 
dungen als Sonderausgabe die größeren Vorteile 
bietet. Die interessierten Institute werden durch 
Merkblätter und durch persönliche Aufklärung so 
gut wie sicher alles tun, um jedermann den besten 
Weg vorzuschlagen. 

Die Wahl der Prämie braucht erst nach Ablauf 
des Kalenderjahres zu geschehen, sofern die Auf- 
wendungen nicht bereits im Laufe des Jahres als 
Sonderausgaben geltend gemacht worden sind. 
Wenn der Lohnsteuerpflichtige im Laufe des 
Jahres Sonderausgaben nicht geltend macht, weil 
er das Prämienverfahren wählen will, dann muß er (ö 
im Laufe des Jahres etwas mehr Lohnsteuer be- 
zahlen, erhält aber nach Ablauf des Jahres eine 
Prämie gutgeschrieben, die erheblich höher sein 
kann als die mehr bezahlte Lohnsteuer. Der ver- 
anlagte Steuerpflichtige stellt sich in dieser Be- 
ziehung etwas besser. Er kaipi am Ende des 
Kalenderjahres seine Aufwendungen im abge- 
laufenen Jahr entweder als Sonderausgaben ab- 
setzen, oder er kann die Prämie wählen. Er hat 
außerdem den Vorteil, daß er gegen das Ende des 
Jahres noch Einzahlungen machen kann, die er 
als Prämie oder als Sonderausgaben geltend macht. 
Für beide Gruppen, für die Lohnsteuerpflichtigen 
und für die Veranlagten, gilt jedoch, daß für alle 
Aufwendungen in dem Kalenderjahr nur die eine 
oder die andere Form der Begünstigung gewählt 
werden kann und daß eine Änderung der ge- 
troffenen Wahl nicht zulässig ist. 

§ 9 

Schlußvorschriften 

Mit den prämienbegünstigten Aufwendungen 
kann am 1. Januar 1952 begonnen werden. Die 
Auszahlung von Prämien für Aufwendungen im 
Laufe des Jahres 1952 beginnt erst mit dem 
1. April 1953. Bis um diese Zeit werden die ver- 
schiedenen Institute ihre Anträge bei den zu- 
ständigen Finanzämtern eingereicht haben. Es ist 
auch anzunehmen, daß die Institute diese Prämien 
nach ihrem Eingang ebenso verzinsen wie die 
übrigen Gutschriften. Wenn die Prämien zu den 
vorgeschriebenen Zwecken verwendet werden, 
dann gehören dazu auch die Zinsen für diese 
Prämien. Auf den Konten werden daher die 
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<Ä) Prämien und die dafür anfallenden Zinsen geson- 
dert geführt werden müssen, damit bei der Aus- 
zahlung jeder Zweifel vermieden wird. 

Bei den Schlußvorschriften mußte auch daran 
gedacht werden, daß schon viele Lohnsteuer- 
pflichtige Einträge auf ihre Lohnsteuerkarten für 
das Kalenderjahr 1952 beantragt und erhalten 
haben, damit ihre erhöhten Werbungskosten und 
Sonderausgaben bei der Feststellung der Lohn- 
steuer berücksichtigt werden. Man mußte daher 
den Lohnsteuerpflichtigen die Möglichkeit geben, 
ausnahmsweise noch das Wahlrecht auszuüben für 
Aufwendungen, die sie zu einem Zeitpunkt ge- 
macht haben, als das Prämiengesetz noch nicht be- 
kannt war. Deshalb wird die Gewährung von 
Prämien auch für die Aufwendungen zugelassen, 
die bis zum 1. April 1952 als Sonderausgaben gel- 
tend gemacht werden. Bei der Berechnung dieser 
Prämie wird die Ermäßigung an Lohnsteuer abge- 
zogen, die jemand auf Grund von geltend ge- 
machten Sonderausgaben erhalten hatte. Diese Be- 
stimungen finden für die veranlagten Steuer- 
pflichtigen keine Anwendung, weil sie erst nach 
Ablauf des Kalenderjahres sich entscheiden müssen, 
ob sie die Vergünstigungen durch Inanspruchnahme 
der Prämie oder durch die Geltendmachung von 
Sonderausgaben erhalten wollen. 


§ 10 P 

Anwendung im Land Berlin 

Dieser Paragraph soll nach einem Schreiben des 
Bevollmächtigten des Landes Berlin beim Bund, 
Herrn Senator Dr. Klein, geändert werden und 
folgendermaßen lauten: 

Dieses Gesetz gilt auch in Berlin, sobald das 
Land Berlin gemäß Art. 87 Abs. 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung in Berlin beschlossen 
hat. 

Nach § 11 des Entwurfs soll das Gesetz am Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft treten. 

Schlußbemerkung: 

Das Gesetz will die kleinen Wohnungssparer end- 
lich auch etwas begünstigen. Damit fördern wir das 
langfristige Sparen und den Wohnungsbau; wir 
lenken ab vom überflüssigen Konsum, wir bringen 
mehr Menschen zum Eigentum an einer Wohnung, 
wir machen sie zufriedener und kommen ein Stück 
weiter auf dem Wege zur sozialen Gerechtigkeit. 

Dr. Brönner, 

Berichterstatter 
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